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A. Herausforderungen und Schwerpunkte in der aktuellen Umweltpolitik

Klima, Wasser, Natur und Biodiversitit, Luft und Boden bilden unsere natiirlichen Lebensgrundlagen. Der Schutz
der Umwelt dient entsprechend der Sicherung unserer natiirlichen Lebensgrundlagen und ist das Fundament nach-
haltiger Entwicklung.

Umweltpolitik hat daher die Aufgabe, Klima, Wasser, Natur und Biodiversitét, Luft und Béden (im Folgenden:
Umwelt und Natur) fiir heutige und zukiinftige Generationen zu erhalten.

Der Zustand von Umwelt und Natur in Deutschland

In jiingerer Zeit sind Umwelt und Natur weltweit besonderem Druck ausgesetzt. Allem voran der menschenge-
machte Klimawandel, der weltweite Biodiversitédtsverlust und die globale Verschmutzung setzen Okosysteme
unter Druck und gefdhrden die Grundlagen des menschlichen Lebens.

Wihrend sich der Klimawandel mit steigenden Temperaturen und Diirreperioden vor allem auf die Verfiigbarkeit
von Wasser auswirkt, ist die Wasserqualitdt von Oberflachengewissern und Grundwasser in Deutschland bedroht,
insbesondere durch Nitrateintrdge aus der intensiven Landwirtschaft. Phosphoreintrige, die aus der Landwirt-
schaft und aus Stidten (kommunale Kldranlage und Regenwasserabldufe) in FlieBgewésser stammen und Nit-
rateintriige belasten die Gewisser und fithren zu einer Uberversorgung der Okosysteme mit Nihrstoffen, was u. a.
das Aufkommen giftiger Blaualgen begiinstigt. Nur 9 Prozent der Oberflichengewisser weisen einen guten dko-
logischen Zustand auf. Die Wasserqualitit des Grundwassers in Deutschland kann nur fiir rund 67 Prozent aller
Grundwasserkorper als chemisch gut bezeichnet werden.

Temperaturanstieg und Wassermangel treffen eine Natur, die bereits stark unter Druck steht und fiir die wir seit
Jahren eine sich verschirfende Biodiversitétskrise beobachten. Griinde fiir den Riickgang der biologischen Viel-
falt liegen - neben dem Klimawandel — unter anderem in der Versiegelung von Flichen, in der Zersiedelung von
Landschaften, in der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung, in weitereichenden industriellen Emissionen und
im Einsatz von umweltschédlichen chemischen Stoffen. Heute sind weltweit bis zu eine Million Tier- und Pflan-
zenarten vom Aussterben bedroht, auch in Deutschland: Laut den Roten Listen der Tiere, Pflanzen und Pilze sind
etwa 25 Prozent der circa 4.000 bewerteten Arten und Unterarten in Deutschland bestandsgefahrdet oder bereits
ausgestorben oder verschollen.

Aufmerksamkeit verdient auch die Qualitit unserer Boden. Handlungsbedarf gibt es im Hinblick auf eine Redu-
zierung des Fliachenverbrauchs sowie die Eintrdge von Mikroplastik und Schadstoffen in Béden, auch von Ver-
tretern der sogenannte PFAS (per- und polyfluorierte Chemikalien), die sich aufgrund ihrer Langlebigkeit in der
Umwelt anreichern.

Die Luftqualitét in Deutschland hat sich seit Beginn der 1990er Jahre kontinuierlich verbessert. Vor allem die
Emissionen von Ammoniak, Feinstaub und Stickstoffoxiden sind in den letzten 30 Jahren um rund 25 Prozent
bzw. 60 und 66 Prozent zuriickgegangen.

Hauptquellen von Schadstoffemissionen bleiben die Energieerzeugung (Stickstoffoxide und Schwefeldioxid), die
Landwirtschaft (Ammoniak und Feinstaub) und der StraBenverkehr (Stickstoffoxide und Feinstaub). Insbesondere
die Belastung in urbanen Regionen iiberschreitet regelméBig die aktuellen aber nicht rechtsverbindlichen WHO-
Richtwerte.

Umweltpolitische Schwerpunkte und Strategien der Bundesregierung

Die Bundesregierung adressiert diese vielschichtigen Herausforderungen mit umfangreichen MalBnahmen.
Schwerpunkte sind dabei:

—  MaBnahmen zum Klimaschutz in den Bereichen Strom- und Warmeversorgung, Mobilitit und Industrie
—  MaBnahmen zur verstirkten Einbindung und langfristigen Speicherung von Treibhausgasen in Okosystemen

—  die Anpassung an die Folgen des Klimawandels, wiederum mit Schwerpunkten beim Wassermanagement,
der Verbesserung der Resilienz von Okosystemen und Mafinahmen zum unmittelbaren Schutz der mensch-
lichen Gesundheit

—  der Schutz der Biodiversitdt national und weltweit, mit Schwerpunkten in den Bereichen Landwirtschaft und
Meeresschutz

—  Abfallvermeidung und Ressourcenschutz, sowie Kreislaufwirtschaft
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Im Hinblick auf die weltweiten Gefahren des fortschreitenden Klimawandels hat die aktuelle Bundesregierung
die bisherigen Anstrengungen zur Reduzierung des Ausstofes von Treibhausgasen deutlich verstérkt. Die in die-
ser Legislaturperiode bisher beschlossenen Maflnahmen galten insbesondere einer deutlichen Beschleunigung des
Ausbaus der erneuerbaren Energien und dem Einstieg in die ,, Warmewende®, unter anderem durch die Férderung
von Fernwédrme und die Einfithrung der so genannten 65 Prozent-Erneuerbare-Energien-Vorgabe im Gebéu-
deenergiegesetz (vollstindig: Gesetz zur Einsparung von Energie und zur Nutzung erneuerbarer Energien zur
Wiérme- und Kilteerzeugung in Gebduden (GEG); im weiteren als Gebaudeenergiegesetz bezeichnet), welche den
Einsatz klimafreundlicher Heiztechnologien bis spitestens zum Jahr 2045 im gesamten Bundesgebiet sicherstel-
len soll.

Die Bundesregierung zielt mit ihren Maflnahmen zum Klimaschutz auf eine Energieversorgung auf Basis erneu-
erbarer Energien. Die Nutzung von Kernenergie wurde mit der Einstellung des Leistungsbetriebes der letzten drei
Atomkraftwerke in Deutschland am 15. Aprils 2023 beendet. Im Hinblick auf die Verstromung von Braun— und
Steinkohle hat sich die Bundesregierung in ihrem Koalitionsvertrag darauf verstindigt, dass der nach bisheriger
Gesetzeslage bis zum Jahr 2038 vorgesehene ,,Kohleausstieg™ idealerweise vorher erfolgt. Soweit der Einsatz von
Gas kiinftig erforderlich ist, zum Beispiel bei industriellen Prozessen, sowie im Schwerlast-, Schiffs- und Flug-
verkehr, sollen zunehmend treibhausgasneutraler und kohlenstoffarmer Wasserstoff oder dessen Derivate, bevor-
zugt produziert mit erneuerbaren Energien (,,Griiner Wasserstoff), als Substitute verfiigbar gemacht werden.
Auch im Personen-Individualverkehr sollen zunehmend Elektroantriebe auf Basis von erneuerbaren Energien
Verbrennungsmotoren ersetzen. Auch Fahrzeuge mit Antrieben, die CO»-neutrale Kraftstoffe, sollen genutzt wer-
den konnen.

Zur Treibhausgasneutralitit in Deutschland sollen neben technischen insbesondere auch sogenannte ,,natiirliche
Treibhausgassenken beitragen, denn intakte Okosysteme binden Kohlendioxid aus der Atmosphire und spei-
chern es langfristig. Die Bundesregierung hat deshalb das ,,Aktionsprogramm Natiirlicher Klimaschutz* (ANK)
beschlossen, um den allgemeinen Zustand der Okosysteme in Deutschland deutlich zu verbessern und so ihre
Resilienz und ihre Klimaschutzleistung zu stirken. Das ANK sorgt mit einer Vielzahl von Mallnahmen dafiir,
dass degradierte Okosysteme wieder gesund, widerstandsfihig und vielfiltig werden. Ein besonderer Fokus liegt
zum einen auf dem Wald als grofite landgebundene Treibhausgas-Senke in Deutschland, zum anderen auf ent-
wisserten Moorbdden als grofle Treibhausgas-Quelle. Im Jahr 2020 machten Treibhausgas- Emissionen aus tro-
ckengelegten Mooren etwa 7,5 Prozent der gesamten nationalen Treibhausgas-Emissionen aus, im Landsektor
stellen sie sogar die grofite Quelle von Treibhausgas-Emissionen dar. Um mehr CO; aus der Atmosphére zu bin-
den und langfristig zu speichern, soll die extensive Nutzung und der Umbau der Wélder zu klimaresilienten,
naturnahen Mischwéldern gefordert werden. Im Bereich der Moorbdden ist das Ziel der Erhalt bestehender Moore
als natiirliche Kohlenstoffspeicher und die Wiederverndssung von genutzten und ungenutzten entwésserten Moor-
boden.

Das ANK verbindet Klimaschutz mit Naturschutz. Gesunde, widerstandsfihige und vielfiltige Okosysteme wir-
ken als Puffer gegen die Folgen des Klimawandels — beispielsweise indem sie Hochwasser aufnehmen und bei
Hitze fiir Abkiihlung sorgen. Gleichzeitig bieten intakte Okosysteme unter anderem Lebensrdume fiir Tiere und
Pflanzen, speichern Wasser und sind Erholungsorte fiir Menschen. Damit dient das ANK nicht nur dem Klima-
schutz, sondern ist auch ein Baustein bei der Anpassung an den Klimawandel. Die Anpassung an den Klimawan-
del ist ein weiterer wichtiger Schwerpunkt in der umweltpolitischen Agenda der Bundesregierung. Die Bundes-
regierung hat daher ein Bundes-Klimaanpassungsgesetz (KAnG) vorgelegt. Das Gesetz wurde am 22. Dezember
2023 im Bundesgesetzblatt verkiindet. Damit kann das Gesetz Mitte 2024 in Kraft treten. Kommunale MaBinah-
men zur Anpassung an den Klimawandel sollen durch Forderprogramme des Bundes unterstiitzt werden. Ein
besonderer Fokus wird auf der Wasserversorgung fiir Mensch und Natur in Zeiten des Klimawandels liegen.

Dazu hat die Bundesregierung im Mirz 2023 eine ,,Nationale Wasserstrategie* verabschiedet. Sie zielt zum Bei-
spiel auf die Stirkung der Prognosefahigkeit, um genauer vorhersagen zu kdnnen, wo Wasser in Zukunft verfiig-
bar sein wird. Leitlinien fiir den Umgang mit Wasserknappheit sollen sicherstellen, dass jederzeit ausreichende,
moglichst ortsnahe Ressourcen fiir die Trinkwasserversorgung vorhanden sind.

Gemeinsam mit Kommunen und Fachverbidnden sollen die Bundesregierung und Lénder ein Konzept fiir eine
wassersensible Stadtentwicklung (,,Schwammstadt®) erstellen. Die Kommunen und Lander sollen Gefahren- und
Risikokarten fiir Starkregen erstellen und bei der Bauplanung beriicksichtigen. Flichen wie Wilder und Uber-
schwemmungsgebiete, die grolere Mengen Wasser aufnehmen und speichern kénnen, werden besonders ge-
schiitzt. Wasserinfrastrukturen miissen saniert und an den Klimawandel angepasst werden, um Extremereignissen
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zu widerstehen und eine sichere Versorgung mit Wasser zu gewihrleisten. Handlungsbedarf gibt es auch bei der
Einleitung geféhrlicher Stoffe, um eine gute Wasserqualitit im Grund- und Oberflichenwasser zu erreichen.

Die Biodiversititskrise ist die zweite grofe dkologische Krise neben dem Klimawandel und seit 2007 ist die
Nationale Strategie zur Biologischen Vielfalt (NBS) die zentrale Naturschutzstrategie der Bundesregierung und
wesentliches Instrument zur Umsetzung internationaler Vereinbarungen zu Erhalt und nachhaltiger Nutzung der
biologischen Vielfalt. Die Biodiversititsstrategie — als strategisches Dach aller zentralen Themen fiir den Bio-
diversitatsschutz — wird fiir die Zeit bis 2030 (NBS 2030) fortentwickelt.

Die Biodiversititskrise betrifft sowohl marine als auch terrestrische Lebensrdume. Die Bundesregierung wird
deshalb auch eine Offensive fiir den Meeresschutz starten. Global wird sie sich fiir neue Schutzzonen einsetzen.
In Deutschland strebt sie ein besseres Management fiir die marinen Schutzgebiete und die Verabschiedung einer
Nationalen Meeresstrategie bis 2025 an.

Ein zweiter Schwerpunkt im Hinblick auf den Erhalt der heimischen Biodiversitét liegt auf der Landwirtschatft.
Agrarlandschaften sind Lebensraum fiir eine Vielzahl von Tieren, Pflanzen, Pilzen und Mikroorganismen. Inten-
sive Landwirtschaft und zu wenige Strukturelemente in der Agrarlandschaft schrinken dieses Potenzial fiir Bio-
diversitét jedoch erheblich ein. Die Bundesregierung strebt insofern eine Transformation der Agrar- und Ernéh-
rungssysteme an, die — im Hinblick auf den Schutz von Biodiversitit, Wasser und Béden — den Einsatz von Pes-
tiziden und Diingemitteln ressourceneftizienter gestaltet und reduziert, sowie Verbraucherschutz, Natur- und Tier-
schutz und Wirtschaftlichkeit fiir die landwirtschaftlichen Betriebe neu verbindet.

Neben Klimawandel und Biodiversititskrise stellt die weltweite Verschmutzung des Planeten die dritte grof3e
okologische Herausforderung unserer Zeit dar. Ein weiterer umweltpolitischer Schwerpunkt der Bundesregierung
liegt daher bei den Themen Ressourcenschutz und Abfallvermeidung. Der ,,Earth Overshoot Day* (Erderschop-
fungstag) — das Datum, an dem die Menschheit die planetaren Ressourcen verbraucht hat, die die Erde im Laufe
eines Jahres regeneriert — wurde 2023 schon am 2. August erreicht. Innerhalb der Bundesregierung werden dazu
gegenwirtig verschiedene mogliche MaBBnahmen diskutiert. So beabsichtigt die Bundesregierung Anreize fiir die
Herstellung langlebiger Produkte zu schaffen und die EU-Richtlinie zur Férderung des Rechts auf Reparatur um-
zusetzen. Zur Reduktion von Plastikmiill wird auf europdischer Ebene diskutiert, hohere Recyclingquoten, einen
verbindlichen Anteil von Recyklat in Verpackungen und einheitliche Standards fiir Plastik einzufiihren. Mit Zu-
stimmung der Bundesregierung wurde in 2023 ein EU-weites Verbot von absichtlich zugesetztem Mikroplastik,
auch in Kosmetika und Waschmitteln, beschlossen. International setzt sie sich fiir ein verbindliches UN-Abkom-
men gegen Plastikmiill ein.

Mit dem Umweltschutz eng verkniipft ist der Gesundheitsschutz. Eine intakte, gesunde Umwelt ist Grundlage fiir
die Gesundheit und das Wohlbefinden der Menschen. Durch konsequente Umweltpolitik hat sich Vieles in
Deutschland positiv entwickelt. ,,Health in All Policies* — ,,Gesundheit in allen Politikfeldern* wurde bereits vor
10 Jahren auf der 8. Weltkonferenz fiir Gesundheitsforderung in Helsinki als ein Konzept beschrieben, das syste-
matisch die Auswirkungen von Entscheidungen auf Gesundheit und Gesundheitssysteme beriicksichtigt. Mit dem
Auftauchen des SARS-CoV-2-Virus (umgangssprachlich: Coronavirus) und der damit verbundenen weltweiten
COVID-19-Pandemie ist die enge Verkniipfung und Abhiingigkeit zwischen Okosystemen, Tier- und Pflanzen-
welt und menschlicher Gesundheit deutlich zu Tage getreten. Die Bundesregierung trigt diesen Zusammenhéngen
ganzheitlich, mit Politikfeldern und Ressorts {ibergreifender, interdisziplindrer Forschung Rechnung: Der ,,One-
Health““-Ansatz basiert auf dem Verstindnis, dass die Gesundheit von Mensch, Tier und Umwelt eng miteinander
zusammenhéngt. Im Mittelpunkt von One Health stehen die Disziplinen und sektoreniibergreifenden Schnittstel-
len zwischen Menschen, Nutz- und Haustieren, Wildtieren und den Okosystemen, in denen sie leben.

Eine weitere Herausforderung fiir die menschliche Gesundheit ist der Klimawandel: Hitze, mehr Extremwetter-
ereignisse, Infektionskrankheiten, welche von im Klimawandel zugewanderten, nicht einheimischen Tierarten
iibertragen werden, gefahrden auch die menschliche Gesundheit. Die Bundesregierung reagiert unter anderem mit
der Klimaanpassungsstrategie, der Wasserstrategie und dem Nationalen Hitzeschutzplan.

Forschung und Innovation bilden zentrale Grundlagen fiir eine erfolgreiche Umweltpolitik der Bundesregierung.
Auch mit der Zukunftsstrategie Forschung und Innovation trigt die Bundesregierung dazu bei, die natiirlichen
Lebensgrundlagen zu schiitzen. Die Zukunftsstrategie adressiert Themen wie ressourcenbewusstes Wirtschaften,
Klimaschutz und Bewahrung der biologischen Vielfalt, Gesundheit, Technologische Souveranitit, Umweltschutz
sowie gesellschaftliche Resilienz. Uber die die Forschungs- und Innovationspolitik des Bundes informiert umfas-
send der Bundesbericht Forschung und Innovation sowie die einschldgige Berichtlegung der Bundesregierung im
Rahmen von Fachprogrammen.
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Der Umweltzustandsbericht 2023

Der Umweltzustandsbericht 2023 bietet in Teil B. einen Uberblick iiber den gegenwiirtigen Zustand von Umwelt
und Natur, gegliedert in die fiinf Unterkapitel ,,Klima®, ,,Wasser®, ,,Natur und Biodiversitit“, ,,Boden* und ,,Luft".
Anschlieend werden in Teil C. in zehn Handlungsfeldern die wesentlichen MaBinahmen beschrieben, mit denen
die Bundesregierung auf den umweltpolitischen Handlungsbedarf reagiert. Dabei liegt der Fokus auf den in den
letzten vier Jahren, seit 2019, ergriffenen Mallnahmen sowie auf fiir die Zukunft von der Bundesregierung ge-
planten MaBnahmen bis zum Stichtag 15. Dezember 2023.

Deutschland hat sich mit der Aarhus-Konvention international verpflichtet, regelmaBig liber den Zustand der Um-
welt zu berichten. Entsprechend legt die Bundesregierung dem Bundestag alle vier Jahre einen Umweltzustands-
bericht nach § 11 des Umweltinformationsgesetzes (UIG) iiber den Umweltzustand und vorhandene Umweltbe-
lastungen vor. Um eine Konkurrenz zu bestehender Spezialberichterstattung zu vermeiden, verweist der ,,Um-
weltzustandsbericht 2023 fiir Details auf verfligbare Spezialberichte und zugéngliche Daten. Der ,,Umweltzu-
standsbericht 2023 versteht sich insofern als Synthesebericht.!1

! Bundeshaushalt und Finanzplanungszeitraum werden durch den Umweltzustandsbericht nicht prijudiziert. Alle im Bericht genannten
oder etwaige auf den Bericht gestiitzte neue Maflnahmen oder Prozesse stehen unter Haushaltsvorbehalt. Den von der Verfassung vor-
gegebenen Zustindigkeiten zwischen Bund und Léndern ist Rechnung zu tragen. Ggf. hieraus fiir den Bund resultierender Mehrbedarf
an Personal- und Sachkosten ist im betroffenen Einzelplan bzw. Sondervermdgen gegen zu finanzieren.
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B. Schutzgiiter
B.1 Klima

Das Klima ist die Gesamtheit der Wettererscheinungen, die den mittleren Zustand der Atmosphére an einem be-
stimmten Ort oder in einer Region charakterisieren.

Klimawandel bedeutet, dass sich das Klima auf der Erde verdndert. Seit Beginn der Industrialisierung ist die
globale Durchschnittstemperatur um etwa ein Grad Celsius gestiegen. Ursache der menschengemachten Erder-
wérmung sind vor allem Treibhausgase, die insbesondere beim Verbrennen fossiler Energietrdger in die Atmo-
sphére gelangen.

Der von Menschen verursachte Klimawandel hat bereits jetzt zu weitreichenden Verlusten und Schiden fiir Natur
und Menschen gefiihrt: Diirre- und Hitzeperioden nehmen zu, Hochwasser, Stiirme und Uberschwemmungen
richten Verwiistungen an, Gletscher schmelzen, der Meeresspiegel steigt. Dazu kommen die negativen Folgen fiir
die biologische Vielfalt und Okosysteme. Viele Tier- und Pflanzenarten sind bedroht oder bereits ausgestorben.
In dem verdnderten Klima konnen sich Tier- und Pflanzenarten ausbreiten, in denen sie urspriinglich nicht hei-
misch sind. Durch den Temperaturanstieg verringert sich der Sauerstoffgehalt in den Ozeanen. Damit steigt das
Risiko irreversibler Verluste von Meeres- und Kiistenokosystemen, wie beispielsweise Korallenriffen. Die extre-
men Wetterverhiltnisse sind auch riskant fiir die Gesundheit des Menschen, insbesondere in Grof3stidten. Infek-
tionskrankheiten wie Malaria und Denguefieber konnen sich ausweiten. Klimaverdnderungen kénnen zu Ernte-
ausfillen mit Hunger, Massenmigration und internationalen Konflikten fiihren.

Der Zustand des Klimas ldsst sich nur mittelbar beschreiben. Indikatoren fiir den Zustand des Klimas sind insbe-
sondere die Konzentration der Treibhausgase in der Atmosphire, Klimaveranderungen wie Temperaturerh6hung
oder Extremwetterereignisse wie Hitzewellen oder Starkregen.

Konzentration von Treibhausgasen in der Atmosphiire

Die weltweit zunehmende Konzentration von Treibhausgasen in der Atmosphére hat zur Folge, dass die globale
Durchschnittstemperatur auf der Erdoberfldche steigt und sich als Folge steigender Temperaturen das Klimasys-
tem der Erde dndert. Die Konzentration von Treibhausgasen in der Atmosphére ist damit Indikator fiir den Zustand
des Klimas.

Die globale Konzentration von Kohlendioxid ist seit Beginn der Industrialisierung um gut 50 Prozent gestiegen:
Im Jahr 2022 lag die weltweite Kohlendioxid-Konzentration bei rund 420 umol/mol (ppm) Kohlendioxid. Das be-
deutet: 420 Molekiile CO> kommen auf eine Million Molekiile Luft. Zum Vergleich: Die Kohlendioxid-Konzent-
ration aus vorindustrieller Zeit lag bei etwa 280 umol/mol (ppm). Sie war in den vorangegangenen 10.000 Jahren
anndhernd konstant.

Hinzu kommen weitere Treibhausgase, die ebenfalls zum weltweiten Klimawandel beitragen. Einige Treibhaus-
gase wie Kohlendioxid verweilen mitunter hunderte Jahre in der Atmosphére, wahrend andere schon nach weni-
gen Jahren wieder aus der Atmosphére verschwunden sind. Jede Substanz wirkt zudem in der Atmosphére unter-
schiedlich stark, je nachdem wie viel Warmestrahlung sie absorbiert bzw. reflektiert. Der grofite Anteil an der
Erwdrmung des Erdklimas entféllt auf Kohlendioxid mit etwa 66,4 Prozent, gefolgt von Methan mit 16,3 Prozent,
Lachgas mit 6,5 Prozent, und den halogenierten Treibhausgasen insgesamt mit 10,8 Prozent. In Folge dieser
Klimaerwarmung nimmt auch der sehr mobile und wechselnd wirkende Wasserdampf in der Atmosphére zu. Im
Vergleich zu CO; ist dieser zwar deutlich maBgebender fiir die Erwdrmung, atmosphérisches CO» bleibt aber der
vom Menschen verursachte Hauptantrieb. Um die verschiedenen Treibhausgase zusammenfassen zu konnen, wird
ihre Menge in ,,CO»-Aquivalenten® ausgedriickt, das heift in die jeweilige Menge von CO, umgerechnet, die eine
vergleichbare Wirkung auf die globale Erwérmung hitte.
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Abbildung 1: Kohlendioxid-Konzentration in der Atmosphiire (Monatsmittelwerte)
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Quelle: Umweltbundesamt (2023)

Die langlebigen Treibhausgase leisteten 2021 einen Beitrag zur globalen Erwérmung von insgesamt 3,222 W/m?
(Watt pro Quadratmeter). Verglichen mit dem Stand von 1990 ergibt dies eine Zunahme von fast 49 Prozent.

Bereits seit 1994 ist Deutschland als Vertragsstaat der Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen (UN-
FCCC) dazu verpflichtet, Inventare zu nationalen Treibhausgas-Emissionen zu erstellen. Im Dezember 2015 ver-
einbarte die Staatengemeinschaft das Klimaschutz-Ubereinkommen von Paris mit dem Ziel, die Emissionen von
Treibhausgasen auf einem Niveau zu stabilisieren, auf dem die Folgen der Erderwdrmung beherrschbar bleiben.
Danach soll die durchschnittliche globale Erwarmung auf deutlich unter zwei Grad begrenzt werden. Die Ver-
tragsstaaten sollen sich bemiihen, den globalen Temperaturanstieg moglichst unter 1,5 Grad zu halten. Um die
angestrebte Zwei-Grad-Obergrenze der atmosphérischen Temperaturerh6hung mit einer Wahrscheinlichkeit von
mindestens 66 Prozent zu unterschreiten, miisste die gesamte Treibhausgas-Konzentration (Kohlendioxid, Me-
than, Lachgas und F-Gase) in der Atmosphire bis zum Jahrhundertende bei rund 450 ppm Kohlendioxid-Aquiva-
lenten stabilisiert werden.

Um dies zu erreichen, miissen die globalen Treibhausgas-Emissionen tiefgreifend, rasch und anhaltend gesenkt
werden. In den meisten Szenarien des Welt-Klimarates (IPCC) entspricht dies einer Menge von weltweiten Treib-
hausgas-Emissionen zwischen 30 und 50 Milliarden Tonnen Kohlendioxid-Aquivalenten im Jahr 2030 (zum Ver-
gleich: die global Treibhausgas-Emissionen lagen im Jahr 2022 bei knapp 37 Mrd. Tonnen CO,). Im weiteren
Verlauf bis 2050 miissten die Emissionen weltweit zwischen 40 Prozent und 70 Prozent unter das Niveau von
2010 gesenkt werden und bis Ende des Jahrhunderts auf nahezu null sinken.

Folgen des Klimawandels in Deutschland

Temperaturanstieg

Das Jahresmittel der Lufttemperatur ist im Flichenmittel von Deutschland von 1881 bis 2022 statistisch gesichert
um 1,7 Grad Celsius angestiegen. Der graduelle Anstieg der Meerestemperaturen trigt wesentlich zum Anstieg
des Meeresspiegels bei. In den Messdaten der Pegelstationen an Nord- und Ostsee ist dieser Anstieg bereits nach-
weisbar, wenn die Zeitreihen lange genug zuriickreichen. So ergibt sich beispielsweise aus den Daten seit 1843


https://www.umweltbundesamt.de/daten/klima/atmosphaerische-treibhausgas-konzentrationen
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am Pegel Cuxhaven ein Meeresspiegelanstieg von etwa 24 cm pro Jahrhundert. Da der mittlere Wasserstand steigt,
laufen auch Sturmfluten héher auf, erreichen also einen hoheren Wasserstand. Dies bedeutet fiir Kiistenregionen
eine langsam zunehmende Gefihrdung. Steigende Temperaturen haben auch Einfluss auf natiirliche Systeme an
Land. So hat sich seit dem ersten DAS-Monitoringbericht 2015 die Dauer der Vegetationsperiode weiter verlian-
gert. Im Vergleich setzen beispielsweise charakteristische Entwicklungsstadien von Wildpflanzen (z. B. Blattent-
faltung, Bliiten- oder Fruchtbildung, Laubfall) im Friihling, Sommer und Friihherbst friither ein und solche im
Vollherbst, Spatherbst und Winter beginnen spéter. Insbesondere der Frithherbst war im Mittel der Jahre 1992 bis
2021 um etwa 17 Tage langer als im Referenzzeitraum 1951 bis 1980, der Winter jedoch um etwa zehn Tage
kiirzer als noch zwischen 1951 und 1980. Wihrend die Vegetationsperiode in den Jahren 1951 bis 1980 im Mittel
222 Tage dauerte, verldngerte sie sich im Durchschnitt der Jahre 1992 bis 2021 um 10 Tage auf 232 Tage. Die
verdnderten jahreszeitlichen Witterungsverldufe konnen sich in der Landwirtschaft sowohl positiv als auch nega-
tiv auswirken. Beispielsweise ist mit einer frither eintretenden Apfelbliite ein hoheres Risiko von Spétfrostschiaden
verbunden, die zu Ernteausféllen fithren konnen.

Auch wenn die Jahresmitteltemperaturen kontinuierlich ansteigen, bleiben Witterungseinfliisse von langen, kalten
Wintern auf Okosysteme wirksam. Das illustriert die Entwicklung der Vogelartengemeinschaften. Seit 1990 hat
sich deren Zusammensetzung zugunsten von wirmeliebenden Arten verschoben. In den Jahren 2009/10 bis
2012/13 gab es drei strenge Winter mit negativen Auswirkungen auf die Bestdnde vieler Brutvogel. Sie wirkten
sich besonders auf Arten aus, die aus dem Siiden eingewandert sind.

Abbildung 2:  Abweichung des Jahresmittels der Lufttemperatur fiir Deutschland
vom vieljahrigen Mittel 1961 bis 1990 fiir den Zeitraum 1881 bis 2021

2_
X
Q0 14
© _ N -
E B b
5 -
S .-
% 0 - Ay __ S ARunil il
: L
g L
8 -
_1 _
T T T 1
1890 1920 1950 1980 2010
a Ih positive o rali —— vieljghriger Mittelwert (1961 - 1990): 8,2 °C
7] negative "MOMAE ---- linearer Trend (1881 - 2021): +1,6 K

Quelle: Deutscher Wetterdienst (2023)

Extreme Hitze

Die Jahre 2018, 2020 und 2022 waren in Deutschland die warmsten seit Beginn der Wetteraufzeichnungen. In
den zuriickliegenden Jahrzehnten zeichnet sich ein Trend zunehmender Hitze-Extrema ab. Erstmals wurde im Juli
2022 nordlich des 53.

Breitengrades an der Station Hamburg-Neuwiedenthal {iber 40°C gemessen. Insbesondere die Zahl der ,,Heillen
Tage®, an denen die hochste gemessene Temperatur 30 Grad Celsius oder mehr betrégt, hat signifikant zugenom-
men. Stédte sind hierbei besonders belastet. Wahrend 2018 der bundesweite Durchschnitt bei 20,4 Heilen Tagen
lag, wurden in Frankfurt am Main 42 Heifle Tage gemessen.


https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/376/publikationen/monitoringbericht_2015_zur_deutschen_anpassungsstrategie_an_den_klimawandel.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/376/publikationen/monitoringbericht_2015_zur_deutschen_anpassungsstrategie_an_den_klimawandel.pdf
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Abbildung 3: Abweichung der Anzahl Heiler Tage fiir Deutschland
vom vieljihrigen Mittel 1961 bis 1990
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Hitzewellen werden nicht von allen Menschen gleichermalien gut vertragen. Vor allem in der Gruppe der élteren
und isoliert lebenden Menschen kommt es wihrend intensiver und langanhaltender Hitzeereignisse regelmaBig
zu Todesfillen in relevanten Groflenordnungen. Der grofite Anteil der 2023 rund 3.200 hitzebedingten Sterbefille
entfiel laut Robert Koch-Institut auf die Altersgruppen ab 75 Jahren. Mit den Jahren 2018 bis 2020 folgten erst-
malig drei Jahre mit einer erhdhten Anzahl von Sterbefdllen unmittelbar aufeinander.

Trockenheit und Niedrigwasser

Das im Boden gespeicherte Wasser im Bereich der Bundesrepublik hat in den zuriickliegenden 20 Jahren signifi-
kant abgenommen. Vor allem in den Diirrejahren 2018 bis 2020 sowie 2022 gab es deutliche negative Abwei-
chungen vom Mittel der gesamten Zeitreihe, die auf satellitengravimetrischen Daten der GRACE-Missionen ba-
siert, in der das Schwerefeld der Erde vermessen und sowohl oberirdische als auch unterirdische Wasserspeicher
erfasst werden. In absoluten Zahlen gehort Deutschland zu den Regionen mit dem hochsten Wasserverlust welt-
weit. Seit der Jahrtausendwende verliert das Land 2,5 Gigatonnen oder Kubikkilometer Wasser pro Jahr. Fiir die
20 Jahre zusammengenommen entspricht diese Menge dem Wasser des Bodensees. Vor allem iiber mehrere Jahre
hintereinander auftretende Niederschlagsdefizite fiihrten zuletzt zu sinkenden Grundwasserstdnden und verrin-
gerten Quellschiittungen (Abfluss, d.h. pro Zeiteinheit austretende Wassermenge aus einer Quelle). Im Norden
Deutschlands fiihrten die extrem trockenen Jahre 2018 bis 2020 dazu, dass die Grundwasserstdnde vieler Mess-
stellen zuletzt Rekordtiefstédnde verzeichneten. Im Durchschnitt der Jahre 2019 bis 2021 lagen — iiber alle betrach-
teten Messstellen gemittelt — die Monatsmittel der Grundwasserstande oder Quellschiittungen an mehr als 8,5 Mo-
naten im Jahr unter dem langjéhrigen Mittel der niedrigsten Grundwasserstiande oder Quellschiittungen. Die mitt-
lere Abflusshohe an 76 iiber die Flussgebiete Deutschlands verteilten Pegeln zeigt deutliche Schwankungen zwi-
schen den Jahren. Die Abflusshohe im hydrologischen Winterhalbjahr ist seit 1961 leicht, wenn auch nicht


https://www.umweltbundesamt.de/monitoring-zur-das/klimaentwicklung-in-deutschland
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signifikant gesunken. Im Sommerhalbjahr ist der Riickgang der mittleren Abflusshohe hingegen signifikant und
deutet auf einer Verdnderung der sommerlichen Wasserverfiigbarkeit hin. Die bereits 2015 und 2019 in den DAS-
Monitoringberichten dargestellten problematischen Entwicklungen bei der Bodenwasserversorgung setzen sich
fort (siche B.2. Wasser und B.4. Boden und Fliche).

Starkregen, Sturzfluten und Hochwasser

Die Zeitreihe zum Hochwassergeschehen ist durch einzelne wiederkehrende Hochwasserereignisse im Winter-
und Sommerhalbjahr geprégt. Signifikante Trends gibt es nur in wenigen Féllen. Je nach Witterungskonstellation
ergeben sich rdumliche Schwerpunkte des Hochwasserauftretens. In der Regel sind aber mehrere Flussgebiete
betroffen. Aufgrund der eingeschrankten Pegelauswahl fiir den Indikator werden nicht alle Hochwasserereignisse
erfasst. Die Entstehung von Hochwasser ist stets mit besonderen Witterungskonstellationen verbunden, die bisher
nicht systematisch und regelmdfBig wiederkehrend auftreten. Auch bei der Verteilung der Hochwassertage auf
Winter- und Sommerhalbjahr 14sst sich bisher kein Trend feststellen.

Neben dem Klimawandel beeinflussen allerdings auch zahlreiche andere Entwicklungen das Hochwassergesche-
hen.

Seit dem DAS-Monitoringbericht 2019 werden auch Starkregenereignisse in Siedlungsbereichen erfasst und ab-
gebildet. Damit wird das DAS Monitoring préziser auf die Ergebnisse der Klimawirkungs- und Risikoanalysen
von 2015 und 2021 ausgerichtet, die Starkregen und Sturzfluten in urbanen Ridumen als handlungsleitenden
Schwerpunkt identifizierten.

Abbildung 4: Hochwassertage im hydrologischen Winterhalbjahr
(1. November des Vorjahres bis 30. April)
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Extreme Hochwasserereignisse konnen nach Ort des Auftretens und Nutzung der iiberschwemmungsgefahrdeten
Bereiche zu schwerwiegenden Schéden fithren. Zu den extremsten Hochwassern kam es bisher in den Sommer-
monaten, wenn Starkregen oder Dauerregen dazu fiihren, dass die Landschaft das Wasser nicht mehr zuriickhalten
kann. An einzelnen Pegeln kann dann das langjéhrige MHQ um das mehr als 8- oder 9-fache iiberschritten werden.
Der Indikator Spitzenabfliisse in FlieBgewissern bildet die Hochwasserkatastrophe im Ahr- und Erfttal 2021 in
den Daten nicht ab, da die fiir dieses Gebiet relevanten Pegel nicht in der Pegelauswahl fiir den Monitoring-
Indikator enthalten sind.


https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/umweltbundesamt-2019-monitoringbericht-2019-zur
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/KWRA-Zusammenfassung
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/KWRA-Zusammenfassung
https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/klimafolgen-anpassung/folgen-des-klimawandels/monitoring-zur-das/das-handlungsfelder-indikatoren/wasserhaushalt-wasserwirtschaft-kuesten/ww-i-3-hochwasser
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Abbildung 5: Spitzenabfliisse im hydrologischen Winterhalbjahr
(1. November des Vorjahres bis 30. April)
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Quelle: Monitoringbericht zur Deutschen Anpassungsstrategie (2023)

Treibhausgas-Emissionen in Deutschland

Im Hinblick auf MaBnahmen der Bundesregierung zum Klimaschutz interessiert die Verursachung von Treib-
hausgas-Emissionen in Deutschland: Ziel der Bundesregierung im Anschluss an das Pariser Klima-Abkommen
ist die Treibhausgas-Emissionen in Deutschland bis zum Jahr 2030 um mindestens 65 Prozent und bis 2040 um
mindestens 88 Prozent gegeniiber 1990 zu senken. Bis zum Jahr 2045 soll die ,,Netto-Treibhausgasneutralitit*
erreicht werden, d. h. es soll kein klimawirksames Gas mehr freigesetzt oder jeder Ausstof3 ausgeglichen werden.
Zudem sollen im Rahmen der Langfriststrategie Negativemissionen Ziele fiir technische Treibhausgassenken de-
finiert werden.

Im Jahr 2022 belief sich der Ausstofl von Treibhausgasen in Deutschland auf 746 Mio. Tonnen Kohlendioxid-
Aquivalenten. Insgesamt entspricht dies einem Riickgang von iiber 40 Prozent gegeniiber 1990. Trotz deutlicher
Sondereffekte in einzelnen Jahren folgt der Indikator einem langfristigen Abwiértstrend. Nach einer Phase der
Stagnation sind die Emissionen in den Jahren 2017 bis 2022 deutlich gesunken. Zur Verteilung der Emissionen
auf die verschiedenen Sektoren: Abbildung 6: Emission der von der UN-Klimakonvention abgedeckten Treib-
hausgase in Deutschland.


https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/monitoringbericht-2023
https://www.umweltbundesamt.de/service/glossar/i?tag=Indikator&amp;alphabar
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Abbildung 6: Emission der von der UN-Klimakonvention abgedeckten Treibhausgase
in Deutschland
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Quelle: Umweltbundesamt (2023)

Negative Emissionen, Kohlenstoffspeicher und -senken

Laut Vorjahresschitzung der deutschen Treibhausgas-Emissionen vom Mirz 2023 wirkte der Sektor LULUCF
(land use, land use change and forestry) im Jahr 2022 als sogenannte Nettosenke. Das heif3t, in der Summe wurde
durch den LULUCF-Sektor mehr CO; aus der Atmosphére gebunden als ausgestoBen. Diese Senkenleistung be-
trug -1,82 Mio. Tonnen Kohlendioxid-Aquivalente und bleibt damit etwa auf dem Niveau des Vorjahres. Um das
im Klimaschutzgesetz fiir das Jahr 2030 vorgegebene Ziel einer Netto-CO»-Senke von 25 Mio. Tonnen Kohlen-
dioxid-Aquivalenten zu erreichen, sind weitreichende MaBnahmen erforderlich. Zu den von der Bundesregierung
bereits umgesetzten und geplanten MafBnahmen finden Sie weitere Informationen im Abschnitt C. Umweltpoliti-
sche Schwerpunkte.

Der LULUCEF (land use, land use change and forestry)-Sektor kann auf Basis der in- bzw. outputs der einzelnen
Quellgruppen als Senke oder Quelle fiir Treibhausgase wirken.

Zum LULUCF-Sektor zdhlen Ackerland, Griinland, Feuchtgebiete, Walder, Holzprodukte und Siedlungsflachen.
Abhéngig von den verschiedenen Arten der Landnutzung gibt es innerhalb des Sektors sowohl Senken als auch
Quellen. Als Senken kdnnen vitale, nachhaltig bewirtschaftete Wilder, in denen die Baume Kohlenstoff aus der
Atmosphiére einbinden und langfristig im Wald bzw. in Holzprodukten speichern, fungieren, aber auch intakte
Moore und nachhaltig bewirtschaftetes Dauergriinland (siehe Abbildung 7 und C.3. Natiirliche Kohlenstoffspei-
cher und -senken). Gesunde Boden wirken als langfristige Kohlenstoffspeicher. Zu den Quellen zidhlen unter an-
derem Ackerland, insbesondere auf entwéisserten Moorbdden oder nach einem Griinlandumbruch, aber auch 6ko-
logisch nicht intakte Feuchtgebiete sowie Siedlungen.


https://www.umweltbundesamt.de/monitoring-zur-das/klimaentwicklung-in-deutschland
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Abbildung 7:  Emissionen LULUCF: Zeitreihen Pools
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Quelle: Umweltbundesamt (2023)

Die Abbildung zeigt den Verlauf der Nettoemissionen des LULUCF-Sektors einschlieBlich der berechneten Emis-
sionsdaten flir 2022. Deutlich wird die extrem starke Variation der Nettoemissionen in der Zeitreihe, die jeweils
Folge der natiirlichen jahrlichen Schwankungen und insbesondere von extremen Witterungsereignissen (zum Bei-
spiel Sturm, Trockenheit) und damit zusammenhidngenden Kalamititen (zum Beispiel Schédlingsbefall) ist.
Durch diese werden insbesondere die Kohlenstoffvorrate der Waldbiomasse beeinflusst, die als grofite Kohlen-
stoffsenke des Sektors die gleichbleibend hohen Emissionen aus den organischen Béden (vor allem entwisserte
Moorbdden) kompensieren kann, dessen Senkenleistung aber in einigen Jahren auch deutlich unterhalb der Emis-
sionen aus organischen Boden liegt.

Kasten 1: Weitere Informationen zum Schutzgut B.1. Klima

—  Umweltbundesamt (2023): Atmosphérische Treibhausgas-Konzentrationen,
https://www.umweltbundesamt.de/daten/klima/atmosphaerische-treibhausgas-
konzentrationen#kohlendioxid

—  Umweltbundesamt (2023): Monitoringbericht 2023 zur Deutschen Anpassungsstrategie an den
Klimawandel, https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/monitoringbericht-2023

—  Umweltbundesamt (2019): Monitoringbericht 2019 zur Deutschen Anpassungsstrategie an den
Klimawandel,
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/das_monitoringberich
t 2019 barrierefrei.pdf

—  Umweltbundesamt (2015): Monitoringbericht 2015 zur Deutschen Anpassungsstrategie an den
Klimawandel, https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/376/publikationen/monitor
ingbericht 2015 zur deutschen_anpassungsstrategie an_den klimawandel.pdf



https://www.umweltbundesamt.de/monitoring-zur-das/klimaentwicklung-in-deutschland
https://www.umweltbundesamt.de/daten/klima/atmosphaerische-treibhausgas-konzentrationen#kohlendioxid
https://www.umweltbundesamt.de/daten/klima/atmosphaerische-treibhausgas-konzentrationen#kohlendioxid
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/monitoringbericht-2023
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/das_monitoringbericht_2019_barrierefrei.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/das_monitoringbericht_2019_barrierefrei.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/das_monitoringbericht_2019_barrierefrei.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/das_monitoringbericht_2019_barrierefrei.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/376/publikationen/monitoringbericht_2015_zur_deutschen_anpassungsstrategie_an_den_klimawandel.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/376/publikationen/monitoringbericht_2015_zur_deutschen_anpassungsstrategie_an_den_klimawandel.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/376/publikationen/monitoringbericht_2015_zur_deutschen_anpassungsstrategie_an_den_klimawandel.pdf
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B.2 Wasser

Wasser ist Lebensgrundlage fiir Menschen, Pflanzen und Tiere. Es ist neben dem Wasserspeicherpotenzial von Boden
essentiell fiir die Bodenfruchtbarkeit und Ertragsfihigkeit und bietet unzihligen Lebewesen einen Lebensraum.

Bei der Beschreibung des Gewisserzustands werden Oberflichengewisser (Fliisse, Seen sowie Ubergangsgewds-
ser/Kiistengewisser) und Grundwasser gesondert betrachtet. Fiir Malnahmen im Bereich Wasser siche C.4. Wasser-
management und C.7. Meeresschutz.

Oberflichengewiisser

Bei der Bewertung des Zustands der Oberfldchengewésser wird zwischen dem 6kologischen und dem chemischen
Zustand unterschieden. Ob der ,,gute* 6kologische Zustand oder das ,,gute 6kologische Potenzial in einem Ober-
flaichenwasserkorper erreicht wird, hingt vor allem von der Bewertung der Gewisserbiologie ab. Die Gewésser-
biologie wird als Indikator dafiir genutzt, ob die Gewésser, auch im Sinne der Daseinsvorsorge nachhaltig bewirt-
schaftet werden und funktionsfahig sind.

Unterstiitzend werden chemisch-physikalische und hydromorphologische Parameter fiir die Bewertung herange-
zogen. Beim Ergebnis des 6kologischen Zustands und Potenzials der Oberflachengewésser in Deutschland domi-
nieren derzeit — nach den Kriterien der EU-Wasserrahmenrichtlinie — die Bewertungskategorien ,,mafig*, ,,unbe-
friedigend* und ,,schlecht®. Den ,,guten* 6kologischen Zustand oder das ,,gute” 6kologische Potenzial erreichen
derzeit 9 Prozent der Wasserkdrper. Die Wasserkorper im ,,madBigen* Zustand nehmen mit 36 Prozent den grofB3ten
Anteil ein. Als ,,unbefriedigend* gelten 34 Prozent und als ,,schlecht* 18 Prozent der Wasserkorper.

Bei der Bewertung des chemischen Zustands geht es um die Eintrdge von Stoffen, die in der Industrie, im Haushalt
oder in der Landwirtschaft angewendet werden. Sie konnen zur Schiadigung der Gewésserokosysteme und der
menschlichen Gesundheit fithren. Der chemische Gewiésserzustand wird auf der Basis von Schadstoffen bewertet.

45 Stoffe werden als prioritire Stoffe bezeichnet, zu denen europaweit festgelegte Grenzwerte (Umweltqualitits-
normen) definiert wurden. Von den prioritdren Stoffen geht ein besonders hohes Umweltrisiko aus, das in ihrer
giftigen Wirkung auf Menschen und Tiere besteht. 21 dieser Stoffe wurden sogar als prioritar geféhrlich einge-
stuft, sind also besonders problematisch. Die Eintrdge dieser Stoffe sollen beendet bzw. schrittweise eingestellt
werden. Der chemische Zustand aller Wasserkorper in Deutschland wird — geméf den Vorgaben der Wasserrah-
menrichtlinie — als nicht gut bewertet, weil nach der Richtlinie schon bei der Uberschreitung eines einzigen Grenz-
werts der gesamte Zustand nicht gut ist.

Hinsichtlich der Gewisserstruktur sind von 105.000 km kartierten FlieBgewéssern mehr als 60.000 km als ,,deut-
lich* bis ,,vollstidndig verdndert” einzustufen. Der Auenzustandsbericht 2021 zeigt, dass auch ein Grofteil der an
die Gewisser angrenzenden Fliachen, der Auen, durch Flaichenumwandlungen stark verdndert und durch Begra-
digung und Verbauung der Fliisse kaum noch mit diesen verbunden ist. Nur noch etwa 9 Prozent der iiberflutbaren
Auen, die selbst nur noch ein Drittel der urspriinglichen Auenflichen von Fliissen mit Einzugsgebieten von iiber
1.000 km? ausmachen, gelten als weitgehend 6kologisch intakt.

Phosphor in Fliesggewdssern

In der Nachhaltigkeitsstrategie misst die Bundesregierung die Minderung der stofflichen Belastung von Gewas-
sern anhand der Phosphor-Eintrage in FlieBgewésser. Phosphor gelangt in Deutschland heute etwa je zur Hilfte
aus der Landwirtschaft und aus Stadten (kommunale Kliranlagen und Regenwasserabliufe) in die FlieBgewésser.
Er ist neben der Belastung durch Nitrat einer der Griinde, warum es in Fliissen, Seen und Meeren zu einer Uber-
versorgung mit Nahrstoffen (Eutrophierung) kommt. Folgen davon sind Algenwachstum, Sauerstoffarmut bis hin
zum Aufkommen giftiger Blaualgen oder sogar Fischsterben. Daher wurde in der Deutschen Nachhaltigkeitsstra-
tegie (2021) als Ziel fiir das Jahr 2030 festgelegt, dass die gewéssertypischen Orientierungswerte, die in der Ober-
flichengewésserverordnung angegeben sind, an allen Messstellen eingehalten oder unterschritten werden. Im
Zeitverlauf hat sich der Anteil der Messstellen, die den Orientierungswert einhalten, kontinuierlich erh6ht und
seit 1990 mehr als verdoppelt. Der Prozentsatz der Messstellen mit Konzentrationen bis zum Doppelten des Ori-
entierungswertes hat sich jedoch im gleichen Zeitraum fast verdreifacht. Im Gegenzug verzeichnete der Anteil
von Messstellen mit noch hheren Werten seit Anfang der 1990er-Jahre einen deutlichen Riickgang. Insbesondere
die Einfiihrung phosphatfreier Waschmittel und die Einfithrung von Grenzwerten fiir die Einleitung von geklartem
Abwasser haben die Belastung deutlich verringert. Betrachtet man den durchschnittlichen Verlauf der letzten fiinf
Jahre, so hat sich der Indikator leicht positiv entwickelt. Das Ziel, den jeweils vorgegebenen Grenzwert an allen
Messstellen einzuhalten, wurde weiterhin deutlich verfehlt.


https://www.bfn.de/publikationen/broschuere/auenzustandsbericht-2021
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Abbildung 8:  Phosphor in Fliegewissern
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» Der Orientierungswert soll dem guten Skelogischen Zustand des Gewassertyps entsprechen, welcher in Anhang 7 der Novelle der Oberflachengewassserverordnung verdffentlicht ist. Der
Uberwiegende Teil der FlieRgewésser hat den Zielwert 0,1 mg/l P. Bei organisch geprégten Flissen ist der Zielwert 0,15 mg/l P, bei Marschgewéssern 0,3 mg/l P und bei tidebesinflussten
Ubergangsgewassern 0,045 mg/l P.

* Teilweize korrigierte Daten.

Quelle: Statistisches Bundesamt (2023)

Stickstoffeintrag iiber die Zufliisse in Nord- und Ostsee

Hohe Konzentrationen von Stickstoff in den Meeren kénnen zu Eutrophierungseffekten wie Sauerstoffmangel
und dadurch zum Verlust an Biodiversitit und zur Zerstdrung von Fischaufzugsgebieten fiihren. Daher soll —nach
den Bewirtschaftungszielen der Oberflachengewdsserverordnung geméll Wasserrahmenrichtlinie sowie den Zie-
len der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie und des Ostseeaktionsplans — der Eintrag von Stickstoff unter 2,8 mg
Stickstoff pro Liter Abfluss fiir die in die Nordsee einmiindenden Fliisse und unter 2,6 mg Stickstoff pro Liter fiir
die in die Ostsee einmiindenden Fliisse liegen.

Die Stickstoffkonzentration {iber alle Nord- und Ostseezufliisse zeigt seit Beginn der Zeitreihe einen abnehmen-
den Trend, wobei der Riickgang der Konzentrationen in der Nordsee ausgepragter als in der Ostsee ist. Im Mittel
2017 bis 2021 wiesen die Nordseezufliisse eine Konzentration von 2,8 mg/l auf und erreichten damit gemeinsam
erstmals den Zielwert. Die Zufliisse der Ostsee erreichten im gleichen Zeitraum eine Konzentration von 3,2 mg/l
und lagen damit deutlich {iber der Obergrenze von 2,6 mg/l.


https://dns-indikatoren.de/6-1-a/
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Abbildung 9:  Gesamtstickstoffeintrag in Nord- und Ostsee iiber deutsche Zufliisse
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Grundwasser

Bei der Bewertung des Grundwasserzustandes werden der mengenmifige Zustand und der chemische Zustand
unterschieden.

Wichtiges Kriterium zur Beurteilung des guten mengenméBigen Zustands eines Grundwasserkorpers ist der
Grundwasserspiegel. Um einen guten mengenméBigen Zustand des Grundwassers zu gewéhrleisten, miissen die
zuldssigen Entnahmen deutlich unter der Neubildungsrate liegen. Denn wiirde man so viel Wasser entnehmen,
wie zufliefit, kime es durch den unvermeidbaren natiirlichen Abfluss zu einer Senkung des Grundwasserspiegels
und zu einer Minderung der Wassermenge, die in Oberflichengewdsser und Feuchtgebiete stromt. Insgesamt gibt
es in Deutschland nur wenige Grundwasserkorper, die iiberméfig genutzt werden. Von allen Grundwasserkorpern
verfehlen lediglich 4,8 Prozent den guten mengenméfigen Zustand.

Grundwasserkorper in einem schlechten mengenméfigen Zustand finden sich in den Flussgebieten Donau, Elbe,
Maas, Oder, Rhein, und Warnow-Peene. Vier Grundwasserkdrper des Flussgebietes Warnow/Peene sind aufgrund
von Salzwasserintrusionen aus der Ostsee und den Boddengewissern im mengenméBig schlechten Zustand. Diese
empfindlichen hydrogeologischen Systeme bediirfen einer besonderen Bewirtschaftung des Grundwassers, um
Salzwasserzufliisse zu vermeiden. In den Flussgebieten Elbe, Maas, Oder und Rhein ist der schlechte mengenma-
Bige Zustand hiufig eine Folge des Bergbaus — vorwiegend des Abbaus von Braunkohle, der hier seit vielen
Jahrzehnten aktiv betrieben wird oder wurde. In diesen Regionen wurde oft {iber viele Jahrzehnte der Grundwas-
serspiegel stark abgesenkt. Selbst nach Beendigung des Bergbaus wird es weitere Jahrzehnte dauern, bis sich der
natiirliche Grundwasserspiegel wiedereingestellt hat.


https://dns-indikatoren.de/14-1-a/
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Grundwasser, mit einem guten chemischen Zustand, erfiillt folgende Anforderungen:
—  Esliegen keine Anzeichen fiir Eintrdge von Schadstoffen aufgrund menschlicher Tétigkeit vor.

—  Die Umweltqualitidtsnormen (Grenzwerte) und Schwellenwerte gemif3 EU-Vorgaben werden nicht {iber-
schritten.

—  Die Schadstoftkonzentrationen sind nicht so hoch, dass die Bewirtschaftungsziele in Oberflichengewissern,
die mit dem Grundwasser in Verbindung stehen, verfehlt werden, sich der 6kologische oder chemische Zu-
stand der Oberflichengewisser, die mit dem Grundwasser in Verbindung stehen, signifikant verschlechtert
oder vom Grundwasser abhingige Landdkosysteme signifikant geschéddigt werden.

Nach der aktuellen Bewertung des chemischen Zustands der Grundwasserkorper sind gegenwiértig 67,3 Prozent
aller Grundwasserkorper in einem guten chemischen Zustand, wéahrend 32,7 Prozent den guten chemischen Zu-
stand bisher nicht erreicht haben.

Nitrat im Grundwasser

Erhéhte Nitratgehalte beeintrichtigen die Okologie der Gewisser. Nach der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundes-
regierung soll bis 2030 der Schwellenwert von 50 Milligramm Nitrat pro Liter im Grundwasser, der als Zielwert
in der Grundwasserverordnung sowie der Oberflichengewisserverordnung angegeben ist, an allen Messstellen
eingehalten werden.

Die natiirliche Vorbelastung liegt fiir Nitrat zwischen 0 und maximal 10 Milligramm pro Liter. Gehalte zwischen
10 und 25 Milligramm pro Liter sind Anzeichen einer geringen bis mittleren Belastung. Konzentrationen zwischen
25 und 50 Milligramm pro Liter zeigen eine starke Grundwasserbelastung an. Wird der Schwellenwert der Grund-
wasserverordnung von 50 Milligramm pro Liter tiberschritten, ist das Grundwasser in einem schlechten chemi-
schen Zustand und kann nicht ohne Aufbereitung als Trinkwasser verwendet werden. Im Jahr 2021 wurde der
Grenzwert von unter 50 Milligramm pro Liter an Nitrat an 84 Prozent aller Messstellen eingehalten. Seit dem Jahr
2008 ist der Anteil der Messstellen, die diesen Grenzwert einhalten, nahezu unverindert. Damit ist das Ziel, den
Grenzwert an allen Messstellen einzuhalten, nicht erreicht und auch keine Entwicklung des Indikators in diese
Richtung zu erkennen.
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Abbildung 10: Nitrat im Grundwasser
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Quelle: Statistisches Bundesamt (2023)

Allgemeine Verfiigharkeit von Wasser

Auch, wenn der mengenmélige Zustand des Grundwassers in iiber 95 Prozent aller Grundwasserkorper gut ist,
geraten Mengenfragen sowohl im Grundwasser als auch in den Oberflichengewissern aufgrund des voranschrei-
tenden Klimawandels und damit verbundenen Extremereignissen (Trockenheit und Diirre, Starkregen, Hochwas-
serereignisse) mehr und mehr in den Fokus. Der Umgang mit Niedrigwasser, Trockenheit und Diirre wird zu einer
ernst zu nehmenden Herausforderung des Klimawandels.

Die erneuerbaren Wasserressourcen umfassen in Deutschland im langjéhrigen Mittel 176 Mrd. m®. In den letzten
Jahren lagen sie aber zum Teil deutlich darunter, z. B. lediglich 116 Mrd. m? in den Jahren 2018 und 2020. Ein
Vergleich der 30-Jahres Zeitriume 1961 bis 1990 und 1991 bis 2020 zeigt eine Abnahme der im langjdhrigen
Mittel erneuerbaren Wasserressourcen in Deutschland um 12 Mrd. m?.

Die Wasserentnahmen erfolgen in Deutschland durch die Energieversorgung (42,6 Prozent), das verarbeitende
Gewerbe inkl. Bergbau und Industrie (25,9 Prozent), die 6ffentliche Wasserversorgung (25,9 Prozent), die Land-
wirtschaft (2,1 Prozent) und weitere Nutzergruppen (zusammen 3,5 Prozent). Insgesamt wurden rund 21 Mrd. m?
Wasser aus den Grund- und Oberflichengewissern entnommen (Stand: 2019). Dabei entnimmt die Offentliche
Wasserversorgung zu rund 70 Prozent Grund- und Quellwasser, wiahrend die Energieversorgung iiberwiegend
Flusswasser nutzt. Bisher trat in Deutschland kein flichendeckender Wassermangel (,, Wasserstress) auf. Von
Wasserstress spricht man, wenn die Wasserentnahmen 20 Prozent der langfristig erneuerbaren Wasserressourcen


https://dns-indikatoren.de/6-1-b
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(Wasserdargebot) iiberschreiten. Trotz des insgesamt ausreichenden Wasserdargebots gibt es teilweise deutliche
regionale Defizite in der Wasserverfiigbarkeit und der Bodenfeuchte in den Frithjahrs- und Sommermonaten, mit
erheblichen Auswirkungen auf die Natur, die Wasser-, Land- und Forstwirtschaft, die industrielle Produktion
sowie Fischerei und Aquakultur. Infolge des Klimawandels zeichnet sich eine Zunahme von Trockenperioden ab.

Kasten 2: Weitere Informationen zum Schutzgut B.2. Wasser

BMUYV, UBA (2022): Die Wasserrahmenrichtlinie, Gewésser in Deutschland 2021, Fortschritte und
Herausforderungen,
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/221010 uba fb_wasse
rrichtlinie_bf.pdf

BMUYV (2023): Nationale Wasserstrategie 2023, https://www.bmuv.de/download/nationale-
wasserstrategie-2023

Nationale Expert*innengruppe zum Fischsterben in der Oder unter Leitung des Umweltbundesamtes
(2022): Fischsterben in der Oder, August 2022 — Statusbericht,
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/2546/dokumente/statusbericht_fischsterben
_in_der_oder 220930.pdf

Die Bundesregierung (2023): Die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie,
https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/nachhaltigkeitspolitik/deutsche-
nachhaltigkeitsstrategie-318846

Umweltbundesamt (2023): Daten zur Umwelt, Wasser, https://www.umweltbundesamt.de/daten/wasser

Internationale Flussgebietskommissionen: Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie auf internationaler
Ebene, internationale Warn- und Alarmpléne, Auswertungen zu Durchgéngigkeit, Nahrstoffen,
Niedrigwasser, Hochwasser, Temperatur,

http://www.iksms-cipms.org/servlet/is/20088/

http://www.meuse-maas.be/Publications/2022.aspx
https://www.iksr.org/de/oeffentliches/dokumente/archiv/fachberichte
http://www.mkoo.pl/index.php?mid=4&lang=DE http://www.icpdr.org/main/publications

FGG Elbe: https://www.fgg-elbe.de/fgg-elbe.html

FGG Rhein: https://fgg-rhein.de/servlet/is/391/

FGG Donau: https://www.fgg-donau.bayern.de/

FGG Weser: https://www.fgg-weser.de/

FGG Ems: https://www.ems-eems.de/

Oderkoordination:
https://mluk.brandenburg.de/mluk/de/umwelt/wasser/gewaesserschutz-und-entwicklung/europaeische-
wasserrahmenrichtlinie-im-ueberblick/bewirtschaftungsplaene-und-massnahmenprogramme/

Statistisches Bundesamt (2023): Wasserwirtschaft,
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Umwelt/Wasserwirtschaft/_inhalt.html

Bund-Lénder-Informations- und Kommunikationsplattform ,,WasserBLIcK* mit Daten zur,
Wasserrahmenrichtlinie, Hochwasserrisikomanagment-Richtlinie, Meeresstrategie- Rahmenrichtlinie,
Badegewisserrichtlinie, Meeresumweltdatenbank, Common Data Sets, https://www.wasserblick.net/
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B.3 Natur und Biodiversitat

Die biologische Vielfalt umfasst neben der Vielfalt an Arten bei Pflanzen, Tieren, Pilzen und Mikroorganismen
sowie der Vielfalt innerhalb einer Art auch die Vielfalt an Lebensrdumen und Erbanlagen. Nur bei einer standort-
angepassten Artenvielfalt und einer groBen genetischen Bandbreite innerhalb einer Art und vielfiltigen Okosys-
temen ist die Natur in der Lage, mit verdnderten Bedingungen zurechtzukommen. Besonders vor dem Hintergrund
des voranschreitenden Klimawandels ist es wichtig, dieses Anpassungspotential zu erhalten. Tiere, Pflanzen, Pilze
und Mikroorganismen haben wichtige Funktionen im Okosystem. Sterben Arten aus, kdnnen Okosysteme dauer-
haft gestort werden, denn durch die komplexen Beziehungsgefiige kann sich der Verlust einer Art auf andere
Arten auswirken und damit die gesamte Zusammensetzung und Funktionen der Okosysteme gefihrden.

Die biologische Vielfalt ist nicht nur ein unschitzbarer Wert an sich, sondern auch eine notwendige Bedingung
der menschlichen Existenz. Wie selbstverstiandlich greifen wir tiglich auf Giiter und Dienstleistungen zuriick, die
sich aus einer intakten und vielféltigen Natur ergeben Etwa 75 Prozent der globalen Nahrungspflanzenarten sind
auf Tierbestdubung angewiesen. Die Erhaltung der biologischen Vielfalt durch Schutz und nachhaltige Nutzung
sichert langfristig die Bediirfnisse heutiger und kiinftiger Generationen.

Seit einigen Jahrzehnten werden die zunehmend negativen Folgen menschlicher Aktivitdten auf die biologische
Vielfalt immer sichtbarer. Saugetiere, Vogel, Insekten, Fische, Amphibien, Pflanzen — die Vielfalt an Tier- und
Pflanzenarten hat in den letzten Jahren dramatisch abgenommen. Weltweit ist das Artensterben heute mindestens
zehn- bis einhundertmal héher als im Durchschnitt der letzten zehn Millionen Jahre. Schon seit Jahren wird die
Natur iiber ihre Leistungsfahigkeit hinaus genutzt. Der Weltbiodiversitétsrat warnt in seinem Globalen Zustands-
bericht zur Biodiversitdt vom Mai 2019 vor einem weiteren Verlust von bis zu einer Million Arten in den néchsten
Jahrzehnten. Die weltweite Waldfliche betrdgt nur 68 Prozent im Vergleich zum vorindustriellen Zeitalter.
75 Prozent der Landoberfliche und 66 Prozent der Meeresfliche sind durch menschlichen Einfluss veréndert.
Uber 85 Prozent der Feuchtgebiete sind in den letzten 300 Jahren verloren gegangen.

Im Folgenden wird zur Entwicklung der Biodiversitit in Deutschland berichtet. (Zu MaBnahmen zum Schutz von
Natur und Biodiversitét siche C.6. Naturschutz und Biodiversitét, zu Maflnahmen zur Férderung natiirlicher Treib-
hausgassenken siche C.3. Natiirliche Kohlenstoffspeicher und -senken)

Riickgang der biologischen Vielfalt

Trotz erheblicher Anstrengungen und einiger Erfolge beim Schutz einzelner Arten und Lebensrdume in den letz-
ten Jahren schwindet auch in Deutschland die biologische Vielfalt immer weiter:

—  Laut den Roten Listen der Tiere, Pflanzen und Pilze sind etwa 25 Prozent der circa 40.000 bewerteten Arten
und Unterarten (etwa 31 Prozent der Pflanzen, 20 Prozent der Pilze und Flechten sowie 35 Prozent der Wir-
beltiere und 32 Prozent der wirbellosen Tiere) in Deutschland bestandsgeféhrdet, bereits ausgestorben oder
verschollen.

—  Viele Arten der Agrarlandschaft erleiden erhebliche Bestandsriickgéinge. Von den Vogeln des Offenlands
gelten beispielsweise 70 Prozent als gefdhrdet, zusétzlich werden 13 Prozent bereits in der Vorwarnliste ge-
fithrt.

—  In Schutzgebieten in Deutschland wurde von 1989 bis 2014 ein Riickgang der Gesamtbiomasse an Flugin-
sekten von rund 75 Prozent nachgewiesen.

—  Bei den Schmetterlingen, Kéfern und Libellen sind ein Drittel bis ein Viertel der Arten in Deutschland be-
standsgefdhrdet oder ausgestorben. Insgesamt sind fast 34 Prozent der knapp 14.000 in den Roten Listen
bewerteten Insektenarten bestandsgefihrdet oder ausgestorben. Im Zeitraum der letzten 25 Jahre haben die
Bestinde der Wildbienen um circa 42 Prozent abgenommen.

—  Fast 70 Prozent (bezogen auf die Anzahl) der in Deutschland vorkommenden Lebensrdume weisen einen
unzureichenden oder schlechten Zustand auf, vor allem die landwirtschaftlich genutzten Griinlandfldchen,
aber auch Binnengewisser und Moore.

—  Die Rote Liste der gefihrdeten Biotoptypen Deutschlands 2017 zeigt, dass knapp zwei Drittel der in Deutsch-
land vorkommenden Biotoptypen weiterhin eine, wenn auch unterschiedlich hohe, Gefdhrdung aufweisen.


https://www.ipbes.net/global-assessment
https://www.ipbes.net/global-assessment
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Indikatoren Nationale Biodiversitdtsstrategie

Die regelmiBige Berichterstattung der Bundesregierung zum Naturschutz und zur Biodiversitdt in Deutschland
basiert auf der Beobachtung eines Sets von zuletzt 18 Indikatoren, die von der Bundesregierung in der ,,Nationalen
Strategie zur biologischen Vielfalt von 2007 (NBS) identifiziert und fortentwickelt worden sind. Dabei sollen
die Indikatoren nicht nur Entwicklungen im Hinblick auf einzelne Ziele oder Maflnahmen beleuchten, sondern
zusammenfassende Aussagen mit Bezug zur Naturschutzpolitik ermdglichen.

Die Bundesregierung hat zur Bilanzierung der Indikatoren und damit dem Umsetzungsstand der NBS einmal in
jeder Legislaturperiode jeweils einen Indikatorenbericht und einen Rechenschaftsbericht vorgelegt. Der Indikato-
renbericht 2023 stellt eine abschlieBende Betrachtung zur Zielerreichung der Strategie von 2007 dar, bei der viele
der Ziele auf das Zieljahr 2020 ausgerichtet waren und damit ausgelaufen sind. Der aktuelle Indikatorenbericht
2023 zeigt, dass der GroBteil der verfolgten Ziele in den letzten zehn Berichtsjahren (2009 bis 2019) weiterhin
nicht erreicht wird. Zwar befinden sich die Werte von zwei Indikatoren innerhalb des Zielbereiches. Bei 11 Indi-
katoren liegen die Werte jedoch noch weit oder sehr weit vom Zielbereich entfernt.

Viele der in der Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt formulierten und umgesetzten Mafinahmen und die
daraus resultierenden positiven Wirkungen sind noch nicht in den Indikatoren erkennbar. Das liegt zum einen
daran, dass Belastungen bisher nicht in ausreichendem MafBe reduziert werden konnten. Zum anderen bendtigen
Bestinde von Tier- und Pflanzenarten sowie Biotope oftmals lange Zeitrdume fiir eine Regeneration, weswegen
sich Erfolge erst mit erheblicher Verzégerung in den Werten der Indikatoren zum Zustand von Arten und Lebens-
rdumen niederschlagen kdnnen.

Nachfolgend wird in Tabelle 1 die aktuelle Entwicklung der Indikatoren abgebildet, wie sie in dem vom Bundes-
kabinett am 13. September 2023 verabschiedeten NBS-Indikatorenbericht 2023 dargestellt wird. Die Erlauterun-
gen und Hintergriinde zu den Daten in der Tabelle konnen im Indikatorenbericht der Bundesregierung zur Natio-
nalen Strategie zur biologischen Vielfalt 2023 nachgelesen werden.

Eine Weiterentwicklung der Nationalen Strategie zur Biologischen Vielfalt, die NBS 2030, wird zurzeit von der
Bundesregierung erarbeitet (siche C.6. Naturschutz und Biodiversitt).


https://www.bmuv.de/download/indikatorenbericht-2023-der-bundesregierung-zur-nationalen-strategie-zur-biologischen-vielfalt
https://www.bmuv.de/download/indikatorenbericht-2023-der-bundesregierung-zur-nationalen-strategie-zur-biologischen-vielfalt
https://www.bmuv.de/download/indikatorenbericht-2023-der-bundesregierung-zur-nationalen-strategie-zur-biologischen-vielfalt
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Waldzustand

Ein Drittel der Landfliche Deutschlands ist mit Waldern bedeckt. Wilder beherbergen eine groe Vielfalt an
teilweise seltenen und gefdhrdeten Pflanzen-, Pilz- und Tierarten und Lebensrdumen. Der Wald in Deutschland
ist von besonderer Bedeutung als Treibhausgassenke. Laut Kohlenstoffinventur 2017 sind in lebenden Baumen
und im Totholz derzeit rund 1,26 Milliarden Tonnen Kohlenstoff gebunden. Zudem hat die Bodenzustandserhe-
bung im Wald ergeben, dass in der Streuauflage und dem Mineralboden bis 30 Zentimeter Tiefe weitere 850 Mil-
lionen Tonnen Kohlenstoff gebunden sind. Bezieht man den darunterliegenden Boden bis 90 Zentimeter Tiefe
mit ein, dann tibertrifft der Kohlenstoffvorrat im Boden sogar jenen, der in den Bdumen gespeichert ist. Der Wald
in Deutschland entlastet laut Kohlenstoffinventur 2017 die Atmosphére jahrlich um rund 62 Millionen Tonnen
Kohlendioxid. Allerdings konnten die derzeitigen Waldschdden und die im Klimawandel zukiinftig zu erwarten-
den Extremwetterbedingungen diese Verhéltnisse verdndern.

Die Folgen des Klimawandels haben in den letzten Jahren deutliche Spuren in Deutschlands Wildern hinterlassen.
Die starken Stiirme in den Jahren 2017 und 2018, die extreme Diirre und Hitzewellen in den Jahren 2018 bis 2022
sowie die Massenvermehrung von Borkenkéfern haben in den Wildern in Deutschland zu groBflichigen Storun-
gen und massiven Waldschidden gefiihrt. Es wird von etwa 500.000 Hektar wieder zu bewaldender Waldflache
ausgegangen. Nahezu alle Hauptbaumarten weisen Vitalititseinbulen und Schadsymptome auf. Insbesondere
Fichtenwildern sind betroffen, aber auch alle bestandsbildenden Laubbaumarten, wie Eichen und Buchen, sind
durch die fortdauernde Trockenheit beeintrdachtigt. GroBflachig sterben vor allem Fichten auf schlecht mit Wasser
versorgten Standorten ab. Durch die zum Teil erheblichen Schiden sind in einigen Regionen die Waldbestéinde
und damit wichtige Waldfunktionen, wie der Erhalt von Wasser und Bodenschutz, aber auch die Klimaschutzwir-
kung und die Kohlenstoff-Senkenfunktion, bis zur Etablierung der nichsten Waldgeneration beeintréchtigt. In
naturnahen Mischwéldern ist ein Befall durch Schadinsekten in der Regel auf Einzelbdume oder Gruppen von
Béumen beschrénkt.

Struktur und Funktion der Wilder im Landschaftshaushalt sind auf dem iiberwiegenden Teil der Fldchen von
forstwirtschaftlichen Nutzungen und vielféltigen gesellschaftlichen Anspriichen geprégt. Diese bestimmen auch
mafgeblich das Vorkommen und die Haufigkeit vieler Tier-, Pilz- und Pflanzenarten in Wéldern. Daher kommt
der Art der Waldbewirtschaftung gro3e Bedeutung fiir die Erhaltung der biologischen Vielfalt zu.

Von Natur aus und ohne Einwirkung menschlicher Tatigkeiten wiirden Laubwilder in Deutschland dominieren.
Zusammensetzung und Alter der heutigen Wilder, die in und nach den Weltkriegen erheblich in Mitleidenschaft
gezogen und den Moglichkeiten der Zeit entsprechend wieder aufgeforstet wurden, werden daher auf mehr als
der Hilfte der Waldfldche von Nadelbdumen, vor allem Fichten und Kiefern, geprigt. Ihre Fldchenanteile sind
zwischen 2002 und 2012 bei der Fichte um 8 Prozent und bei der Kiefer um 3 Prozent zuriickgegangen und lagen
2012 bei 25 bzw. 22 Prozent.

Nach dem aktuellen Waldzustandsbericht der Bundesregierung befinden sich die Waldschidden insgesamt weiter-
hin auf einem sehr hohen Niveau. Es haben sich keine deutlichen Verbesserungen des Waldzustandes eingestellt,
aber auch keine deutliche

Verschlechterung im Vergleich zu 2021. Die Baume in Deutschlands Wildern leiden stark unter den Folgen der
Klimawandel. Das Jahr 2022 war erneut zu trocken und zu warm. Auch die nassen Monate Februar und September
konnten das Wasserdefizit des Sommers im Wald nicht kompensieren. Weiterhin sind vier von fiinf Baumen in
ihrer Vitalitdt beeintréchtigt. Der belaubte Kronenzustand der Waldbaume gilt als wichtiger Weiser fiir ihre Vita-
litdt. Der Kronenzustand der Waldbaume hat sich im Jahr 2022 gegeniiber dem Vorjahr nicht verdndert. Nach wie
vor ist eine hohe Kronenverlichtung bei allen Arten zu verzeichnen. Der Anteil aller Baume, die keine Kronen-
verlichtung aufweisen, liegt wie im Jahr 2021 bei 20,8 Prozent. Fichten weisen im Vergleich zu anderen Baum-
arten die hochste Absterberate auf. Bei den Laubbaumarten und der Kiefer ist sie dagegen leicht gesunken. Vor
allem dltere Baume iiber 60 Jahre sind von Absterbeerscheinungen betroffen. Doch auch bei den jiingeren Baumen
zeigt sich ein negativer Trend.


https://www.bundeswaldinventur.de/kohlenstoffinventur-2017
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Kasten 3: Weitere Informationen zum Schutzgut B.3. Natur und Biodiversitiit:

—  BMUYV (2023) Indikatorenbericht 2023 der Bundesregierung zur Nationalen Strategie zur biologischen
Vielfalt, https://www.bmuv.de/download/indikatorenbericht-2023-der-bundesregierung-zur-nationalen-
strategie-zur-biologischen-vielfalt

—  BMUYV (2021) Rechenschaftsbericht 2021 der Bundesregierung zur Umsetzung der Nationalen
Strategie zur biologischen Vielfalt, https://www.bmuv.de/download/rechenschaftsbericht-2021-der-
bundesregierung-zur-umsetzung-der-nationalen-strategie-zur-biologischen-vielfalt

—  BMUYV (2015): Die Nationale Strategie zur biologischen Vielfalt 2007,
https://www.bmuv.de/fileadmin/Daten_ BMU/Pools/Broschueren/nationale_strategie biologische vielfa
1t 2015_bf.pdf

—  BMEL (2022): Ergebnisse der Waldzustandserhebung 2022,
https://www.bmel.de/DE/themen/wald/wald-in-deutschland/waldzustandserhebung.html

—  Deutscher Bundestag (2018): Dokumentation Deutscher Bundestag Zum Riickgang der Biomasse
fliegender Insekten in Europa,
https://www.bundestag.de/resource/blob/565012/dbe480eb0a2e488771f4b002f8d3b6cb/W D-8-048-18-
pdf-data.pdf

—  Weltbiodiversitatsrat IPBES (2023): Globaler Zustandsbericht zur Biodiversitét,
https://www.de-ipbes.de/de/Globales-IPBES-Assessment-zu-Biodiversitat-und-Okosystemleistungen-
1934.html

—  BMUYV (2023) Rote Listen der Tiere, Pflanzen und Pilze, https://www.bmuv.de/themen/naturschutz-
artenvielfalt/artenschutz/nationaler-artenschutz/rote-listen

—  BMUV (2017) Rote Liste der gefahrdeten Biotoptypen Deutschlands 2017,
https://www.bmuv.de/download/rote-liste-der-gefachrdeten-biotoptypen-deutschlands

B.4 Boden und Flache

Der Boden ist eine endliche, nur sehr begrenzt erneuerbare Ressource. Das Leben auf der Erde héngt von gesunden
Boden ab. Sie sind unverzichtbar fiir die Produktion von gesunden Nahrungsmitteln und guter Luft. Béden sind
ein wesentliches Element im Wasserhaushalt: Sie konnen Regenwasser rasch aufnehmen, grole Mengen davon
speichern und spéter den Pflanzen zur Verfiigung stellen sowie die Grundwasserneubildung sicherstellen.
Gesunde Boden bieten einen Lebensraum fiir duBlerst vielfdltige biologische Gemeinschaften. Weltweit speichern
die Boden etwa 80 Prozent des Kohlenstoffs in terrestrischen Okosystemen und sind damit der groBte terrestrische
Kohlenstoffspeicher. Der Zustand des Bodens steht insofern als Querschnittsthema in enger Wechselbeziehung
zu allen anderen Schutzgiitern und weist zu zahlreichen Handlungsfeldern Beziige auf, insbesondere C.6. Natur-
schutz und Biodiversitit (darunter auch Land- und Forstwirtschaft), C.3. Natiirliche Kohlenstoffspeicher und
-senken, C.4. Wassermanagement und C.2. Mobilitét.

Auf Einfliisse reagieren Boden eher langsam, zudem bleiben Verdnderungen oft unentdeckt. Schiaden werden
héaufig nur mit Verzogerung erkannt. Die Wiederherstellung von Bodenfunktionen ist in der Regel aufwendig,
haufig langwierig und, soweit {iberhaupt moglich, meist mit (erheblichen) Kosten verbunden.

Der Boden ist vielerorts in keinem guten Zustand. Die EU-Kommission ordnet rund 59 Prozent der Boden in
Deutschland derzeit als nicht gesund ein. Mehr als ein Viertel der landwirtschaftlichen Béden in Europa sind
demnach erodiert, verdichtet, versalzen, liberdiingt oder verlieren Kohlenstoff. Dariiber hinaus ist die Bodenver-
schmutzung insbesondere in stéddtischen und industriellen Gebieten ein groles Problem. Die Zunahme extremer
Wetterereignisse mit Uberschwemmungen und Diirren aufgrund des Klimawandels verstirkt das Risiko fiir die
Bodendegradation weiter.

Der fortschreitende Klimawandel, Nutzungsschiden der Boden, der Verlust von Boden durch Erosion und Aus-
weitung von Siedlungs- und Verkehrsflachen, Eintrdge von Schadstoffen in Boden einerseits und die begrenzte
Verfiigbarkeit von Boden zur Sicherung der Erndhrung fiir die wachsende Weltbevdlkerung andererseits be-
schreibt die Komplexitét der vor uns liegenden Aufgaben.


https://www.bmuv.de/download/indikatorenbericht-2023-der-bundesregierung-zur-nationalen-strategie-zur-biologischen-vielfalt
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https://www.bmuv.de/download/rote-liste-der-gefaehrdeten-biotoptypen-deutschlands
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Bodenverunreinigungen

Die Verschmutzung des Bodens beeintrichtigt das Funktionieren des Okosystems zum Teil erheblich. Wesentli-
che Bodenfunktionen, wie die Erzeugung ausreichender, gesunder und sicherer Nahrungsmittel und der Bereit-
stellung von sauberem Wasser und einem geeigneten Lebensraum fiir Bodenorganismen, kénnen je nach Grad
der Bodenverschmutzung beeintrichtigt werden. Dariiber hinaus kdnnen Schadstoffe in Boden iiber die Nahrung
in Menschen gelangen und so unsere Gesundheit beeintrichtigen.

Schadstoffe konnen iiber verschiedene Quellen in Boden eingetragen werden, zum Beispiel durch die Verwen-
dung von Klirschlamm in der Landwirtschaft, durch Uberschwemmungen, durch Eintréige aus der Luft oder Ha-
varien. In der Ndhe von Industriegebieten konnen die Schadstoffgehalte in den Boden hoher sein als in abgelege-
nen Gebieten. Neben den diffusen Schadstoffeintrigen, die zu flichenhaften Bodenbelastungen fithren kénnen,
kann es lokal zu hohen Schadstoffbelastungen von Boden kommen. Neben den bekannten Altlasten kommen hier
stetig neue Schadensfille hinzu. Seit 2005 wird auf Grundlage abgestimmter Merkmale eine statistische Erhebung
mit Kennzahlen zur Altlastenstatistik der Lander erarbeitet. Sie informiert zum jeweiligen Stand der Bearbeitung
erfasster Altlastenverdachtsflichen und Altlasten und wird auf der Seite der Bund/Lander-Arbeitsgemeinschaft
Bodenschutz (LABO) veroffentlicht.

Das Vorkommen von Schadstoffen in Boden in nicht spezifisch belasteten Gebieten wird anhand von Hinter-
grundwerten fiir Boden dargestellt. Hintergrundwerte sind die reprisentativen, flichenhaften Schadstoffgehalte
in Boden. Anorganische und organische Schadstoffe in Boden miissen anhand der in Anhang 2 der Bundes-Bo-
denschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) angegebenen Werte eingeordnet und bewertet werden. Wird
der Vorsorgewert der BBodSchV {iberschritten, jedoch der aufgrund der ortlichen Bodenverhiltnisse wissen-
schaftlich abgeleitete Hintergrundwert nicht erreicht, miissen in der Regel keine Vorsorgemafinahmen angewen-
det werden. Sie liegen fiir anorganische und einige wenige organische Schadstoffe wie Polyzyklische Aromatische
Kohlenwasserstoffe (PAK), Polychlorierte Biphenyle (PCB) oder Dioxine vor. Kenntnisse zu den Belastungen
der Boden mit ,,neuen® Schadstoffen, wie per- und polyfluorierte Alkylverbindungen (PFAS) und Kunststoffen
werden zunehmend von der Presse und der Bevolkerung erfragt. Um die Belastungen mit neuen Schadsoffen
bewerten zu konnen werden die analytischen Methoden stetig weiterentwickelt. Erste Erkenntnisse zeigen, dass
einzelne Vertreter der Stoffgruppe der PFAS in Boden verbreitet vorhanden sind. Besonders prisent sind Verun-
reinigungen durch den Einsatz von PFAS-haltigen Feuerloschschiumen auf Militarflugplidtzen und zivilen Flug-
héfen.

Ein fiir den stofflichen Bodenschutz gro3e Herausforderung stellt die grole Anzahl von ,,neuen* technisch pro-
duzierten Chemikalien dar. Es ldsst sich bei ihrer chemikalienrechtlichen Registrierung unter der europiischen
REACH-Verordnung nicht vorausschauend feststellen, ob diese Stoffe iiber die Zeit in Béden eingetragen werden,
sich dort evtl. anreichern und unter Umstinden nachteilige Auswirkungen auf Mensch und Umwelt entfalten. Um
die Belastungen von Bdden umfassend beschreiben zu kdnnen, werden daher neben groBeren Messkampagnen
auch neue Ansitze in der Analytik benotigt. Grole Hoffnungen werden in der sogenannten non-target Analytik
gesehen, bei der unspezifisch alle Stoffe erfasst werden.

Verlust organischer Bodensubstanz

Humus bzw. organischer Kohlenstoff (Corg) in Boden erfiillt zahlreiche Funktionen: er dient beispielsweise als
Néhrstoff-, Wasser- sowie Kohlenstoffspeicher und trigt zum Erosionsschutz bei. Beim Abbau von Humus wer-
den grofle Mengen CO» freigesetzt, was den Klimawandel verstirkt. Das geschieht zum Beispiel, wenn Griinland
in Ackerland umgewandelt wird (Griinlandumbruch) oder Moore trockengelegt bzw. entwisserte organische Bo-
den genutzt werden. Wissenschaftler*innen gehen davon aus, dass Boden ein erhebliches Kohlenstoffdefizit im
Vergleich zu den historischen Werten von vor etwa 60 Jahren aufweisen®. Umgekehrt besteht fiir die Boden ein
erhebliches Potenzial, groBe Mengen an Kohlenstoff aus der Atmosphire wieder zu speichern und so dem Klima-
wandel entgegenzuwirken. Damit verbunden ist die Frage, wie viel Kohlenstoff-Speicherung in den Boden tat-
sachlich moglich ist, denn das hidngt stark von den Standorteigenschaften sowie der Bewirtschaftung ab.

3 Philippe C. Baveye, Laura Sophie Schnee, Pascal Boivin, Magdeline Laba, Ricardo Radulovich: Soil Organic Matter Research and

Climate Change: Merely Re-storing Carbon Versus Restoring Soil Functions (September 2020)


https://www.labo-deutschland.de/Veroeffentlichungen-Daten-Informationssysteme.html
https://www.labo-deutschland.de/Veroeffentlichungen-Daten-Informationssysteme.html
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Eine ausreichende Humusversorgung ist das Bindeglied zwischen Klimaschutz, Biodiversititserhalt und Klima-
anpassung. Daneben steigert Humus die Bodenfruchtbarkeit und deren langfristige Erhaltung. Deshalb muss es
ein zukiinftiges Ziel sein, Humus zu erhalten und wo moglich eine standortangepasste Humussteigerung in Boden
zu erreichen.

Verlust der Bodenbiodiversitit

Die Boden sind ein unverzichtbarer Lebensraum fiir eine uniiberschaubare Vielzahl unterschiedlicher Bodenor-
ganismen. Ein Gramm Boden enthélt Milliarden von Mikroorganismen: Bakterien, Pilze, Algen und Einzeller.
Unter einem Quadratmeter Boden leben Hunderttausende bis Millionen von Bodentieren, wie Fadenwiirmer, Re-
genwiirmer, Milben, Asseln, Springschwinze und Insektenlarven. Hochgerechnet auf einen Hektar ergibt das
circa 15 Tonnen Lebendgewicht im durchwurzelbaren Bodenraum — das entspricht dem Gewicht von etwa 20 Kii-
hen. Es leben also wesentlich mehr Organismen in als auf dem Boden. Diese Kleinstlebewesen erfiillen wichtige
Funktionen im Stoffkreislauf und tragen mafBgeblich zur Produktionsfunktion unserer Bdden bei, zum Beispiel
erfolgt der Umbau der Pflanzen- und Wurzelriickstinde im Boden mafigeblich durch das Bodenleben. Dem Bo-
denleben kommen unter anderem Schliisselfunktionen flir die Wasser- und Néhrstoffversorgung sowie den Erhalt
insgesamt giinstiger Bodeneigenschaften zu. Die Entstehung von Boden sowie die in ihnen ablaufenden Stoffum-
wandlungsprozesse sind unmittelbar abhéngig von dem komplexen Zusammenwirken verschiedenster Bodenor-
ganismen.

Die Landwirtschaft galt lange Zeit als Garant fiir die Arten- und Biotopvielfalt in der offenen Kulturlandschaft.
Mit der flichendeckenden Intensivierung der landwirtschaftlichen Produktion z&hlt sie heute in einigen Regionen
zu den treibenden Kréften fiir den Verlust an biologischer Vielfalt, auch hinsichtlich der Bodenorganismen. Mit
zunehmender Technisierung vergroflerten sich die Ackerschldge. Flurgeholze, natiirliche Landschaftselemente
wie Hecken oder Bliihstreifen, Weiher und Ackerrandstreifen wurden vielfach entfernt. Das Habitat- und Riick-
zugsdargebot fiir viele heimische Vogel- und Insektenarten verringerte sich. Mit 52 Prozent des Artenbestandes
Deutschlands gehdren Griinlandstandorte zu den artenreichsten Biotopen Mitteleuropas. Der Umbruch zu Acker-
standorten schrénkt dieses Potenzial erheblich ein.

Dauergriinland hat daher einen besonderen Status in der EU-Agrarpolitik erlangt, dieser Status ist weiter zu stér-
ken.

Der Verlust der biologischen Vielfalt von Insekten, Vogeln usw. ist nachweisbar. Diese Tendenz zeigt sich auch
bei Bodenorganismen (sieche Bodenreport BfN 2021). Jedoch gibt es nur vereinzelt Referenzdaten fiir einen guten
okologischen Bodenzustand und noch wenig Details zum Vorkommen und zu Verdnderungen der Bodenfauna.
Hier besteht dringender Bedarf fiir weitere Forschung und ein Monitoring der Bodenbiodiversitit.

Zunehmende Bodenerosion

Boden bildet sich sehr langsam. Es dauert mindestens 100 Jahre bis ein Zentimeter humoser Boden entsteht — der
kann jedoch bei einem einzigen starken Gewitterregen durch Erosion verloren gehen. Seit Beginn der landwirt-
schaftlichen Tétigkeit des Menschen sind vielerorts Bodenverluste von mehreren Dezimetern keine Seltenheit.
Die Europdische Umweltagentur (EEA) hat im Jahr 2022 einen Bericht zu Bodeniiberwachung verdffentlicht.
Laut dem Bericht sind etwa 13 Prozent der Ackerbdden in Europa von mittlerer bis starker Bodenerosion betrof-
fen.


https://www.umweltbundesamt.de/service/glossar/h?tag=Habitat
https://www.bfn.de/publikationen/bfn-report/bodenreport
https://www.umweltbundesamt.de/service/glossar/e?tag=Erosion
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Abbildung 11: Reduktion der Bodenmichtigkeit bei anhaltender fliichenhafter Erosion

Reduktion der Bodenmachtigkeit in Zentimetern pro Hektar nach 80 Jahren...
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Quelle: Umweltbundesamt (2023, verdndert nach T. Mosimann)

Grundsétzlich ist Erosion sowohl durch Wasser als auch durch Wind ein natiirlich auftretender Prozess, ausgelost
von Faktoren wie Niederschlag, Wind, Gefille und Erosionsanfilligkeit der Boden. Es ist davon auszugehen, dass
Erosion bei natiirlich ausgebildeter ganzjahriger Pflanzenbedeckung nicht nennenswert auftritt. Im Zuge sich ver-
dndernder klimatischer Verhéltnisse kommt es zu einer hoheren Wahrscheinlichkeit von Starkregenereignissen
und gehéuften Trockenperioden. Fehlt dann die Bodenbedeckung und Durchwurzelung des Bodens durch Kultu-
ren, Zwischenfriichte, Untersaaten, Mulchauflagen oder andere Bodendecker, so nimmt die Erosionsgefahr zu.
Als potenziell winderosionsgefahrdet gelten insbesondere solche Boden, die nicht dauerhaft durch eine geschlos-
sene Pflanzendecke geschiitzt oder nicht ausreichend durchfeuchtet sind, sowie grofle Ackerschlidge ohne natiirli-
che Barrieren wie zum Beispiel Hecken. Eine hohe Winderosionsanfilligkeit weisen aulerdem sandige Boden
mit hohem Fein- und Mittelsandanteil sowie Boden mit hohem Humusgehalt in Gebieten mit abgesenktem Grund-
wasserspiegel und in degradierten Mooren auf.

Dariiber hinaus hat sich Deutschland mit der Unterzeichnung der Konvention zur Bekdmpfung der Wiistenbildung
(United Nations Convention to Combat Desertification — UNCCD) verpflichtet, die schonende und nachhaltige
Nutzung der natiirlichen Ressourcen der Erde (Wasser, Boden und Vegetation) in von Desertifikation und Land-
degradation bedrohten Gebieten zu fordern.

Flichenverbrauch und Bodenversiegelung

Ein anhaltend hoher Verlust wertvoller Béden geht unter anderem mit dem Flichenverbrauch einher. Auch Fliache
ist eine endliche Ressource. Betrug der durchschnittliche tigliche Zuwachs an Siedlungs- und Verkehrsfldche in
den Jahren 1997 bis 2000 im Schnitt noch 129 Hektar, ging im Jahr 2019 die Flichenneuinanspruchnahme auf
52 Hektar pro Tag im vierjahrigen Mittel zuriick. In den Jahren 2020 und 2021 stieg der Wert auf 54 Hektar bzw.
55 Hektar téglich an. Der im Marz 2024 verdffentlichte aktualisierte Wert fiir das Jahr 2022 weist mit durch-
schnittlich 52 Hektar /Tag wieder einen leichten Riickgang auf. Tédglich wird noch immer etwa ein halber Quad-
ratkilometer wertvoller Boden zerstort. Zu fast 50 Prozent geht der Flachenverbrauch mit einer besonders um-
weltschédlichen Bodenversiegelung einher, wodurch die Boden ihre Funktionen nicht mehr erfiillen kdnnen: sie
werden undurchlissig fiir Niederschldge und konnen gerade bei den zunehmenden Starkregenereignissen das
Wasser nicht mehr aufnehmen. Zudem verlieren Béden in Folge von stetig zunehmenden Diirren als Wetterext-
reme ihre Funktion der Wasserspeicherung zur Kiithlung und fiir die Versorgung der Griinflichen.


https://www.umweltbundesamt.de/themen/boden-flaeche/bodenbelastungen/erosion-jede-krume-zaehlt
https://www.umweltbundesamt.de/service/glossar/e?tag=Erosion&amp;alphabar
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Abbildung 12: Anstieg der Siedlungs- und Verkehrsfliche in ha pro Tag
im gleitenden Vierjahresdurchschnitt
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Quelle: Statistisches Bundesamt (2024)

Um das Ziel der Bundesregierung zu erreichen, bis zum Jahr 2030 den Flachenverbrauch auf unter 30 Hektar pro
Tag zu verringern, sind erhebliche weitere Anstrengungen erforderlich (siehe C.8. Bodenschutz und Reduzierung
des Flachenverbrauchs).

Kasten 4: Weitere Informationen zum Schutzgut B.4. Boden und Fliche

—  LABO (2023): Verdffentlichungen der Bund/Léander-Arbeitsgemeinschaft Bodenschutz,
https://www.labo-deutschland.de/Veroeffentlichungen-Daten-Informationssysteme.html

—  UBA(2023): Erosion—jede Krume zéhlt, https://www.umweltbundesamt.de/themen/boden-
flaeche/bodenbelastungen/erosion-jede-krume-zachlt

—  Statistisches Bundesamt (2023): Flachennutzung,
https://www.destatis.de/DE/Themen/Branchen-Unternehmen/Landwirtschaft-Forstwirtschaft-
Fischerei/Flaechennutzung/ inhalt.html



https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/Zahl-der-Woche/2024/PD24_11_p002.html
https://www.labo-deutschland.de/Veroeffentlichungen-Daten-Informationssysteme.html
https://www.umweltbundesamt.de/themen/boden-flaeche/bodenbelastungen/erosion-jede-krume-zaehlt
https://www.umweltbundesamt.de/themen/boden-flaeche/bodenbelastungen/erosion-jede-krume-zaehlt
https://www.umweltbundesamt.de/themen/boden-flaeche/bodenbelastungen/erosion-jede-krume-zaehlt
https://www.destatis.de/DE/Themen/Branchen-Unternehmen/Landwirtschaft-
https://www.destatis.de/DE/Themen/Branchen-Unternehmen/Landwirtschaft-Forstwirtschaft-Fischerei/Flaechennutzung/_inhalt.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Branchen-Unternehmen/Landwirtschaft-Forstwirtschaft-Fischerei/Flaechennutzung/_inhalt.html
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B.5  Luft

Saubere Luft ist fiir alles Leben essentiell, sowohl fiir die menschliche Gesundheit als auch fiir den Erhalt der
natiirlichen Umwelt. Die Verbesserung der Luftqualitit ist daher seit Jahrzehnten ein wichtiges Anliegen der
Bundesregierung.

Die Qualitét der Luft wird durch den Menschen maBgeblich beeinflusst, hauptséchlich durch Schadstoft-Emissi-
onen, also den Ausstof3 von gesundheitsschiadlichen oder umweltgefihrdenden Stoffen. Die Summe der Belastung
durch Schadstoffe, die von aulen auf den Menschen oder die Natur einwirken, werden Immissionen genannt.

Wichtige Luftschadstoffe sind unter anderem Feinstaub, Stickstoffdioxid, Ozon, Schwefeldioxid sowie krebser-
regende Stoffe wie Benzol und verschiedene Schwermetalle. Zu den wichtigen Quellen von Luftschadstoffen
zdhlen die Energieerzeugung, die Holzverbrennung in Kleinfeuerungsanlagen, der StraBenverkehr, Industriepro-
zesse, die Landwirtschaft, die Produktion von Giitern und Abfall bzw. dessen Behandlung. Am hochsten durch
Schadstoffe belastet ist die Luft in Ballungsrdumen, an Orten mit starkem Verkehrsaufkommen und in der Um-
gebung von groferen Industrieanlagen. Fiir die Gesundheit des Menschen sind vor allem erhohte Feinstaub-,
Stickstoffdioxid- und Ozon-Konzentrationen schidlich. Erhdhte Ozonkonzentrationen kénnen zudem auch Oko-
systeme schidigen. Ebenso wirken sich versauernde, z. B. durch Schwefeldioxid, und eutrophierende (ndhrstoff-
anreichernde) Luftverunreinigungen — vor allem durch Stickstoffoxide und Ammoniak — nachteilig auf empfind-
liche Okosysteme und die Artenvielfalt aus.

Luftbelastungen halten sich nicht an Staats- und Léndergrenzen. Sie sind ein nationales, europdisches und teil-
weise auch ein globales Problem. Die Luftreinhaltung in Deutschland ist deshalb durch das Bundes-Immissions-
schutzgesetz und seine Verordnungen national geregelt und in internationale Strategien und Ubereinkommen ein-
gebettet. Wichtige Elemente sind dabei Grenz- und Zielwerte fiir Luftschadstoffkonzentrationen und nationale
Emissionsminderungsverpflichtungen sowie Regelungen zur Emissionsbegrenzung an den einzelnen Quellen
(zum Beispiel Abgasnormen fiir Kraftfahrzeuge).

Im Rahmen des Européischen Green Deals mit dem Ziel einer schadstofffreien Umwelt bis 2050 hat die EU-
Kommission am 26. September 2022 eine Anderung der Luftqualititsrichtlinie (LQ-RL) vorgestellt. Die Grenz-
werte der LQ-RL sollen sich dabei kiinftig schrittweise an die aktualisierten Leitlinien der Weltgesundheitsorga-
nisation (WHO) anndhern, die im September 2021 veroffentlicht wurden. Die von der Europédischen Kommission
vorgeschlagenen Grenzwerte sollen grundsétzlich ab dem Jahr 2030 greifen.

In der Luft lassen sich eine Reihe an Schadstoffen feststellen. Sie werden durch den Verkehr, die Energieerzeu-
gung, Industrieprozesse, die Landwirtschaft und viele andere Aktivititen verursacht. Um den Zustand des Schutz-
gutes Luft zu beschreiben, wird auf die zwei Indikatoren der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie ,,Emissionen von
Luftschadstoffen und ,,Anteil der Bevdlkerung mit erhhter PM10-Feinstaubexposition® zuriickgegriffen. Er-
giinzend dazu konnen die Entwicklung der NO,-Jahresmittelwerte und Zahl der Tage mit Uberschreitung des
Ozon-Zielwertes hinzugezogen werden, fiir die Daten von 2021 vorliegen.

Luftschadstoffe

Der Indikator ,,Emissionen von Luftschadstoffen® stellt den Mittelwert der Indizes von fiinf verschiedenen Luft-
schadstoffen dar: Stickoxide und Schwefeldioxid, die vor allem durch Verbrennungsprozesse in Kraftwerken oder
Motoren entstehen, Ammoniak, das vornehmlich in der Landwirtschaft durch Tierhaltung und Diingung freige-
setzt wird, fliichtige organische Verbindungen ohne Methan, die beispielsweise durch den Losemitteleinsatz in
der Industrie freigesetzt werden, sowie Feinstaub mit einer Partikelgrofe kleiner als 2,5 Mikrometer (PM2,5), der
bei Verbrennungsvorgéangen in Kraftwerken, Industrieanlagen, beim Hausbrand, durch den Stralenverkehr, den
Umschlag von Schuttgiitern und die Landwirtschaft entsteht.

Der Wert des Index ist seit 1995 um iiber 60 Prozent gesunken. Dies ist ein groBBer Erfolg der bestehenden Rege-
lungen. Allerdings ist der Riickgang der Emissionen bei den verschiedenen Schadstoffen sehr unterschiedlich.
Der Ausstol3 von Schwefeldioxid ging seit 1995 um 85 Prozent zuriick. Dagegen sank der Aussto3 von Ammoniak
im gleichen Zeitraum nur um 17 Prozent. Im Rahmen des 2012 novellierten Goteborg-Protokolls der Genfer Luft-
reinhaltekonvention hat sich Deutschland zu den Zielen fiir die fiinf Luftschadstoffe verpflichtet. Infolgedessen
reduzierte Deutschland die Emissionen bis 2020 um 21 Prozent gegeniiber 2005. Fiir die fiinf Luftschadstoffe
stehen aulerdem seit Dezember 2016 in der neuen europédischen NEC-Richtlinie (National Emission Reduction
Commitments — Richtlinie iiber nationale Emissionsminderungsverpflichtungen) weitere Reduktionsverpflichtun-
gen fest. Deutschland muss die Emissionen der fiinf Schadstoffe zwischen 2005 und 2030 demnach um durch-
schnittlich 45 Prozent reduzieren.


https://www.umweltbundesamt.de/daten/luft/stickstoffdioxid-belastung
https://www.umweltbundesamt.de/daten/luft/ozon-belastung
https://www.umweltbundesamt.de/daten/luft/ozon-belastung
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Diese Reduktion hat die Bundesregierung auch als Ziel in ihre Nachhaltigkeitsstrategie aufgenommen. Die zur
Zielerreichung notwendigen Mafnahmen sind Bestandteil des von der Bundesregierung verabschiedeten nationa-
len Luftreinhalteprogrammes.

Feinstaubexposition

Feinstaub besteht aus einem komplexen Gemisch fester und fliissiger Partikel und wird abhéngig von deren Grofe
in unterschiedliche Fraktionen eingeteilt. Unterschieden werden PM 10 (PM, particulate matter) mit einem Durch-
messer von weniger als 10 Mikrometern (um), PM2,5 mit einem Durchmesser von weniger als 2,5 um und ultra-
feine Partikel mit einem Durchmesser von weniger als 0,1 pm.

Unter dem Begriff Feinstaub werden der primédr emittierte und sekundér gebildete Feinstaub zusammengefasst.
Primérer Feinstaub wird unmittelbar an der Quelle freigesetzt, zum Beispiel bei Verbrennungsprozessen. Entste-
hen die Partikel durch gasformige Vorldufersubstanzen in der Luft, zum Beispiel aus Schwefel- und Stickoxiden
sowie Ammoniak, werden sie als sekundérer Feinstaub bezeichnet.

Feinstaub ist vorwiegend ein Problem fiir die menschliche Gesundheit. Zum Schutz der Bevolkerung gelten seit
dem 1. Januar 2005 europaweit Grenzwerte fiir die Feinstaubfraktion PM10. Der festgelegte Tagesmittelgrenz-
wert fiir PM10 betrdgt 50 Mikrogramm pro Kubikmeter Luft (ug/m?®) und darf an maximal 35 Tagen im Jahr
iiberschritten werden. Der Tagesmittelgrenzwert wurde letztmalig im Jahr 2018 iiberschritten. Der zulédssige Jah-
resmittelgrenzwertwert betragt 40 pg/m3. Auch dieser wurde in den vergangenen Jahren eingehalten. Fiir die noch
kleineren Partikel mit einem Durchmesser kleiner als 2,5 Mikrometer (PM2,5) gilt seit dem 1. Januar 2015 euro-
paweit ein Grenzwert von 25 pg/m?® im Jahresmittel. In Deutschland wurde dieser Wert seitdem nicht iiberschrit-
ten.

Abbildung 13: Trend der PM10-Jahresmittelwerte
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Wihrend zu Beginn der 1990er Jahre im Jahresmittel groBraumig Werte um 50 pg/m3 gemessen wurden, treten
heute PM10-Jahresmittelwerte zwischen 15 und 20 pg/m?® auf. Die im ldndlichen Raum gelegenen Stationen des
UBA-Messnetzes verzeichnen noch geringere Werte (sieche Abbildung 13: Trend der PM10-Jahresmittelwerte) .

Luftverschmutzung stellt trotz der Verbesserungen der vergangenen Jahre noch immer eines der grofiten Umwelt-
risiken fiir die menschliche Gesundheit dar mit einer nach wie vor hohen gesundheitlichen Belastung fiir die
Bevolkerung und insbesondere fiir vulnerable Gruppen. Daher begriiit Deutschland, dass es im Rahmen der No-
vellierung der EU-Luftqualitétsrichtlinie gelungen ist, ambitionierte aber erreichbare Grenzwerte festzulegen.


https://www.umweltbundesamt.de/daten/luft/feinstaub-belastung
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Dariiber hinaus sieht die EU-Luftqualititsrichtlinie eine fortlaufende Uberpriifung der Grenzwerte durch die Eu-
ropdische Kommission auf Basis neuester Erkenntnisse ab dem Jahr 2030 vor.

Abbildung 14: Feinstaubexposition (PM10) oberhalb des WHO-Richtwerts
von mindestens 20 pg pro m? Luft Jahresdurchschnitt

Anzahl von Personen mit erhdhter Feinstaubexposition am Wohnort

30 4
25

20

Millionen

6 e
Ziel:

2007 2008 2009 2010 201 2012 2013 2014 2015 2018 2017 2018 2019 2020 2021 2030

Sonderauswertung basierend auf Daten folgender Datenguellen: Umweltbundesamt, Weltgesundheitsorganisation

Geographische Abdeckung: Deutschland

Einheit; Millionen

Anmerkung

* WHO-Richtwert: 2005,

+ 2020: Weniger als die Halfte von 1in der letzten besetzten Stelle, jedoch mehr als nichts
+ Alle Daten kerrigiert,
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Die Feinstaubexposition, also die durchschnittliche Belastung der Bevolkerung, mit PM10 ist im Zeitraum von
2007 bis 2021 deutlich gesunken. Wahrend im Jahr 2007 die durchschnittliche bevolkerungsgewichtete Feinstaub-
belastung noch bei 18,9 pg/m3 lag, betrug sie im Jahr 2021 nur noch etwa 13,0 pg/m3. Im gleichen Zeitraum ist
auch die Anzahl der Personen deutlich zuriickgegangen, die im Jahresmittel an ihrem Wohnort einer Feinstaub-
belastung von mehr als 20 pg/m3 ausgesetzt waren: Im Jahr 2007 waren es 29,7 Millionen Personen, im Jahr 2021
noch rund 0,3 Millionen Personen (Abbildung 14: Feinstaubexposition (PM10) oberhalb des WHO-Richtwerts
von mindestens 20 pg pro m3 Luft Jahresdurchschnitt).

Wenn sich die durchschnittliche Entwicklung der letzten Jahre weiter fortsetzt, kann das Ziel, die Bevdlkerung
flichendeckend einer Feinstaubexposition von unter 20 pg/m3 im Jahresmittel auszusetzen, voraussichtlich bis
zum Jahr 2030 erreicht werden. Bei der Betrachtung der Luftqualitdt sind indes auch die — nicht rechtsverbindli-
chen — neuen WHO Richtwerte aus dem Jahr 2021 fiir PM10 von 15 ug/m?® im Jahresdurchschnitt zu beriicksich-
tigen: die Anzahl der Personen, die im Jahresmittel an ihrem Wohnort einer Feinstaubbelastung von mehr als 15
pg/m? ausgesetzt war, betrug im Jahr 2010 noch circa 74 Millionen Personen, im Jahr 2021 noch 16,9 Millionen
Personen. Bei fortschreitender Entwicklung dieses Trends und nach Abschitzungen des Umweltbundesamtes,
wird voraussichtlich bis zum Jahr 2030 erreicht, dass die Bevolkerung flichendeckend einer Feinstaubexposition
von unter 15 pg/m3 ausgesetzt sein wird.

Einfluss von Luftschadstoffen
Einfluss von Lufischadstoffen auf den Menschen

Die Wirkungen von Luftschadstoffen sind vielfiltig und konnen sich je nach Schadstoff, Dauer der Exposition
sowie Alter und Gesundheitszustandes der betreffenden Person stark unterscheiden. Je nach Schitzung ist davon
auszugehen, dass allein in Deutschland die Zahl der mit Luftverschmutzung in Zusammenhang stehenden Todes-
fille im niedrigen bis mittleren flinfstelligen Bereich liegt. Ein besonders relevanter Luftschadstoff ist Feinstaub.
Uber die Luft kann Feinstaub in die Lunge gelangen, und zwar umso tiefer, je kleiner die Partikel sind. Ablage-
rungen von Feinstaub tief im Lungengewebe fiihren zu Entziindungsreaktionen, die verschiedene Erkrankungen
des Atemtraktes auslosen und bestehende Krankheiten verschlimmern kénnen. Die Auswirkungen insbesondere


https://dns-indikatoren.de/3-2-b/
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einer langfristigen Belastung mit Feinstaub sind erheblich. Neben einer Erhéhung des Sterblichkeitsrisikos kon-
nen erhdhte Feinstaubkonzentrationen chronische Erkrankungen der Atemwege, des Herz-Kreislauf-Systems so-
wie weitere Erkrankungen wie etwa Lungenkrebs verursachen. Zudem kann Feinstaub verschiedene krebserre-
gende Stoffe wie beispielsweise Benzo(a)pyren enthalten.

Ein weiterer sehr relevanter Luftschadstoff ist Stickstoffdioxid. Stickstoffdioxid kann bei Asthmatikern bereits
bei kurzem Aufenthalt in besonders schadstoffbelasteter Umgebung einen Asthmaanfall ausldsen. Bei langfristi-
ger Belastung kann Stickstoffdioxid Atemwegserkrankungen wie Asthma hervorrufen. Nimmt die NO»-Belastung
der AuBlenluft zu, leiden besonders Menschen mit vorgeschidigten Atemwegen und Allergien darunter.

Neben Feinstaub und Stickstoffdioxid ist Ozon der dritte wichtige Luftschadstoff in Deutschland. An Tagen mit
hoher Ozonkonzentration leiden viele Menschen an Reizerscheinungen der Augen, Atemwegsbeschwerden und
Kopfschmerzen. Bei einem erhdhten Atemminutenvolumen, zum Beispiel bei korperlicher Anstrengung, kann
Ozon zudem tief in das Lungengewebe vordringen, dort das Gewebe schédigen und Entziindungen hervorrufen,
die sich nur teilweise wieder zuriickbilden. Fiir alle genannten Schadstoffe gilt, dass insbesondere Personen mit
Vorerkrankungen sowie dltere Menschen und Kinder besonders vulnerabel fiir eine Schadigung sind. Bei diesem
Personenkreis konnen bereits kurze Episoden hoherer Schadstoffbelastung ausreichen, um Schédigungen hervor-
zurufen oder bestehende Erkrankungen zu verschlimmern.

Einfluss von Luftschadstoffen auf die Umwelt

Luftschadstoffe konnen nicht nur die menschliche Gesundheit schadigen, sondern zum einen direkte Schéden an
Pflanzen und Tieren bewirken, sowie zum anderen nach ihrer Ablagerung abiotische Umweltfaktoren veréndern.
Bestimmte Arten und Lebensgemeinschaften werden dadurch verdringt. Hohe Eintrdge luftgetragener Schad-
stoffe fiihren so zu einem Verlust an biologischer Vielfalt und bedrohen naturnahe Okosysteme dauerhaft in ihrer
Existenz. Die Begrenzung der Luftbelastung ist deshalb ein entscheidender Schritt zum Schutz der Umwelt. Um
das AusmaB der Gefihrdung von Okosystemen durch Luftschadstoffe abzuschitzen, werden die eingetragenen
Schadstoffmengen mit 6kosystemspezifischen kritischen Belastungsgrenzen verglichen. Dadurch ist es moglich,
Belastungsschwerpunkte zu erkennen und Minderungsmafinahmen zu optimieren.

Eintrage von Schwefel- und Stickstoffverbindungen fithren im Boden zur Versauerung. Damit einhergehend 4n-
dern sich Menge und Zusammensetzung des Néhrstoffangebotes. Pflanzen und Pflanzengesellschaften, die auf
neutrale Bodenverhiltnisse angewiesen sind, haben bei den derzeit herrschenden Immissionen vielerorts langftis-
tig keine Uberlebenschance.

Stickstoffverbindungen wirken dariiber hinaus eutrophierend auf naturnahe terrestrische Okosysteme (siehe B.4.
Boden und Fliche). Langanhaltende, erhohte Stickstoffeintrige iiber die Luft verindern die Gleichgewichte zwi-
schen Stickstoff und anderen Néhrstoffen (wie Magnesium, Phosphor und Kalium) im Boden und damit auch ihre
ausgewogene Aufnahme durch die Pflanzen. Der unausgewogene Ernéhrungsstatus im Okosystem fiihrt zu gerin-
gerer Toleranz gegeniiber kurzzeitigen Storungen oder Stress (Frost, Trockenheit, Schadlinge).

Diese Prozesse fiihren dazu, dass die entsprechenden Okosystemtypen verschwinden und die Vielfalt der Oko-
systeme verringert wird (siche B.3. Natur und Biodiversitit). Mit dem Eintrag von Luftschadstoffen geht zudem
eine Belastung des Sickerwassers einher. Ammoniak wird im Boden durch Bodenbakterien zu Nitrat oxidiert und
ausgewaschen. Hohe Ammoniakdepositionen induzieren damit auch eine stérkere Nitratbelastung des Grundwas-
sers und stellen somit eine Gefahrdung unseres Trinkwassers dar (siche B.2.Wasser).

Kasten 5: Weitere Informationen zum Schutzgut B.5. Luft

—  UBA (2019): Nationales Luftreinhalteprogramm der Bundesrepublik Deutschland,
(https://www.umweltbundesamt.de/nlrp2019)

—  Statistisches Bundesamt (2023) Luftbelastung — Gesunde Umwelt erhalten,
https://dns-indikatoren.de/3-2-b/

—  UBA (2023): Daten zur Umwelt, Luft (Stickstoffdioxid-Belastung, Ozon-Belastung, Feinstaub-
Belastung, Luftbelastung in Ballungsraumen), https://www.umweltbundesamt.de/daten/luft

—  UBA (2023): Luftqualitit 2022 — vorldufige Auswertung
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/luftqualitaet-2022 (auch fiir die Jahre 2020 und
2021 verfiigbar)



https://www.umweltbundesamt.de/nlrp2019
https://www.umweltbundesamt.de/nlrp2019
https://dns-/
https://dns-indikatoren.de/3-2-b/
https://www.umweltbundesamt.de/daten/luft
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/luftqualitaet-2022
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/luftqualitaet-2022
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—  WHO (2021): WHO global air quality guidelines,
https://www.who.int/publications/i/item/9789240034228

—  UBA (2023): Anteil der von Uberschreitung des WHO-Richtwertes fiir Feinstaub (PM10)
betroffenen Bevolkerung, https://www.umweltbundesamt.de/bild/anteil-der-von-
ueberschreitung-des-who-richtwertes



https://www.who.int/publications/i/item/9789240034228
https://www.who.int/publications/i/item/9789240034228
https://www.umweltbundesamt.de/bild/anteil-der-von-ueberschreitung-des-who-richtwertes
https://www.umweltbundesamt.de/bild/anteil-der-von-ueberschreitung-des-who-richtwertes
https://www.umweltbundesamt.de/bild/anteil-der-von-ueberschreitung-des-who-richtwertes
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C. Umweltpolitische Schwerpunkte

Teil C. beschreibt die wesentlichen Mafinahmen, mit denen die Bundesregierung auf den beschriebenen Zustand
von Umwelt und Natur reagiert. Die Maflnahmen sind in zehn Handlungsfelder gegliedert.

Cc.1 Energieversorgung
Strom

Im Jahr 2035 soll die Stromversorgung in Deutschland iiberwiegend durch erneuerbare Energien erfolgen. Bis
zum Jahr 2030 soll der Anteil Erneuerbarer Energien am (Brutto-) Stromverbrauch Deutschlands auf 80 Prozent
gesteigert werden. Der Ausbau der Erneuerbaren Energien wird daher in den kommenden Jahren deutlich be-
schleunigt und dann verstetigt. Neben dem Ausbau von Anlagen zur Produktion Strom aus erneuerbaren Energien
sind auch massive Investitionen in Strom- und Wasserstoffnetze, Kraftwerke, die perspektivisch auch auf der
Basis von griilnem Wasserstoff* und dessen Derivaten betrieben werden konnen, sowie Flexibilitits- und Spei-
chertechnologien nétig. Dabei hat die Gewéhrleistung der Versorgungssicherheit auf dem gewohnt hohen Niveau
sowie die Bezahlbarkeit von Energie oberste Prioritit. Welche markt- und netzseitigen Entwicklungen dafiir notig
sind, zeigt der Monitoringbericht zum Stand und zur Entwicklung der Versorgungssicherheit, der von der Bun-
desnetzagentur erstellt und am 1. Februar 2023 von der Bundesregierung beschlossen wurde. Im Rahmen der
Kraftwerksstrategie hat die Bundesregierung vereinbart, dass die Versorgungssicherheit auch durch eine Stromsi-
cherheitsanalyse betrachtet wird, die Szenarien mit konservativen und krisenhaften Annahmen einbezieht.

Beschleunigung des Ausbaus der Erneuerbaren Energien

Im ersten Jahr der aktuellen Legislaturperiode hat die Bundesregierung zahlreiche wichtige Weichen in Richtung
treibhausgasneutrales Stromsystem gestellt. Mit dem ,,Osterpaket® ist in 2022 ein grofler Durchbruch fiir die Be-
schleunigung des Ausbaus der Erneuerbaren Energien gelungen. Damit wird der Ausbau der Erneuerbaren Ener-
gien konsequent auf das Erreichen des 1,5-Grad-Zieles nach dem Pariser Klimaschutzabkommen ausgerichtet. So
wurde mit der Novelle des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes (EEG 2023) sowie der Novelle des Windenergie-
auf-See-Gesetzes (WindSeeG 2023) unter anderem das ,,liberragende 6ffentliche Interesse* am Ausbau der Er-
neuerbaren Energien gesetzlich verankert. Zudem wurden Ausbauziele und Ausschreibungsmengen deutlich an-
gehoben, um einen Anteil der erneuerbaren Energien am Bruttostromverbrauch im Jahr 2030 von 80 Prozent zu
erreichen. Photovoltaik soll mit einer installierten Leistung von 215 GW in 2030 sowie 309 GW in 2035 einen
wichtigen Beitrag leisten. Fiir Windenergie an Land sind 115 GW in 2030 sowie nahezu 160 GW in 2035 als
Ziele definiert. Das Windenergie-auf-See-Gesetz legt verbindliche Ausbauziele fiir Windenergie auf See in Hohe
von mindestens 30 GW in 2030, 40 GW in 2035 sowie 70 GW in 2045 fest.

Fiir den Bereich Wind an Land tragen dariiber hinaus die Novelle des Bundesnaturschutzgesetzes und das neue
Windenergieflachenbedarfsgesetz (WindBG) zur Beschleunigung des Erneuerbare Energien-Ausbaus bei. Das
WindBG verpflichtet die Lénder, jeweils einen bestimmten Anteil der Landesfldche fiir die Nutzung der Wind-
energie bereitzustellen.

Im Bereich des Artenschutzes konnten bundeseinheitliche Standardisierungen geschaffen werden, die zu wesent-
lichen Vereinfachungen fithren. Des Weiteren wurden die Genehmigungsverfahren mit den Durchfiihrungsrege-
lungen zur EU-Notfallverordnung im WindBG in ausgewiesenen Windenergiegebieten voriibergehend deutlich
beschleunigt. Erste Friichte der umgesetzten MaBBnahmen zeigen sich bereits in steigenden Genehmigungszahlen
in den Landern. Bis Ende Oktober beliefen sich die Neugenehmigungen bei Wind an Land im Jahr 2023 bereits
auf 7,5 GW, das sind 77 Prozent mehr als im Vorjahreszeitraum und so viel wie seit 2016 nicht mehr.

Mit der in 2023 vom BMWK vorgelegten ,,Windenergie-an-Land-Strategie® steht ein zentrales Arbeitsprogramm
mit zwolf Handlungsfeldern zur weiteren Beschleunigung des Zubaus von Windenergieanlagen und des Abbaus
von Hiirden und Hemmnissen. So sollen Genehmigungen weiter beschleunigt werden, qualifizierte Fachkréfte
gezielter gewonnen und der Transport von Windkraftanlagen vereinfacht werden. Auch sollen Geschéftsmodelle
zum Ausbau der erneuerbaren Energien auBlerhalb des Erneuerbare-Energien-Gesetzes unterstiitzt werden. Die
MaBnahmen der Windenergie-an-Land Strategie werden konsequent umgesetzt.

4 auf Basis erneuerbarer Energien erzeugter Wasserstoff


https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/V/versorgungssicherheitsbericht-strom.pdf?__blob=publicationFile&amp;v=4
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/V/versorgungssicherheitsbericht-strom.pdf?__blob=publicationFile&amp;v=4
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/Energie/0406_ueberblickspapier_osterpaket.html
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Im Bereich Windenergie auf See wurde allein im Jahr 2023 eine Kapazitit von 8,8 GW erfolgreich in den Aus-
schreibungen bezuschlagt. Fiir 2024 sind Ausschreibung mit einer Kapazitit von 8 GW und fiir 2025 und 2026
jéhrlich zwischen 3 und 5 GW vorgesehen.

Im Januar 2023 hat das Bundesamt fiir Seeschifffahrt und Hydrographie den neuen Fldchenentwicklungsplan fiir
Windenergie auf See verdffentlicht, der den Weg zu 30 GW in 2030 und — als Ausblick — zu sogar 50 GW in
2035, und damit einer deutlichen Ubererfiillung des Ziels von 40 GW, beschreibt. Der Flichenentwicklungsplan
soll zur Sicherung weiterer Flichen im Jahr 2024 fortgeschrieben werden.

Auch die Solarenergie ist auf einem guten Weg: In 2022 kamen rund sieben Gigawatt neue Photovoltaik-Anlagen
ans Netz, im Jahr 2023 wurden circa 14,8 GW errichtet — ein klarer Trend nach oben. Ab 2026 sollen es dann
sogar 22 Gigawatt Zubau jéhrlich sein, der hilftig mit Dachanlagen und Freiflachenanlagen erreicht wird. Die im
Mai 2023 verdffentlichte Photovoltaik-Strategie des BMWK zeigt in elf Handlungsfeldern Maflnahmen auf, mit
denen der Photovoltaik-Ausbau nochmals deutlich erleichtert und beschleunigt und das Gesamtsystem der Ener-
gieversorgung optimiert werden soll. Die Maflnahmen, die im August 2023 mit dem Solarpaket I im Kabinett
beschlossen wurden, umfassen unter anderem eine verbesserte Forderung fiir besondere Solaranlagen (Agri-PV,
Moor-PV, Parkplatz-PV und Floating-PV), die erleichterte Nutzung von Photovoltaik-Strom auf den Dachern von
Héausern mit mehreren Wohnparteien, den vereinfachten und schnelleren Anschluss von Balkon-Photovoltaikan-
lagen und die Beschleunigung des Netzanschlusses von Photovoltaik-Anlagen insgesamt.

Durch die Energiewende sinkt der Bedarf an fossilen Energieimporten. Dies stirkt Europas und Deutschlands
Resilienz. Dafiir sollen verstirkt auch européische Potentiale gemeinschaftlich entwickelt und genutzt werden.
Im Nord- und Ostseeraum gibt es sehr grof3e Potentiale fiir die kostengiinstige Erzeugung von erneuerbarem Strom
und griinem Wasserstoff. Deutschland und die Nord- und Ostsee-Anrainer haben sich gemeinsam hohe Ausbau-
ziele gesetzt, insbesondere fiir Wind auf See (350 GW bis 2050). Deutschland kann zum 6konomischen Vorteil
aller Kooperationspartner aus diesen Vorhaben griinen Strom und griinen Wasserstoff verfiigbar machen. Um die
erforderlichen griinen Importmengen zu entwickeln, arbeitet die Bundesregierung gemeinsam mit potentiellen
Partnerlindern, den Ubertragungsnetzbetreibern und der Offshore Branche an Kooperationsprojekten sowie an
der Planung des dafiir erforderlichen Netzes und der europdischen Strommarktregeln. Ein erstes Kooperations-
projekt ist bereits zwischen Deutschland und Dénemark beschlossen: Bei Bornholm werden bis 2030 rund 3 GW
Offshore-Windparks angeschlossen, dessen Strom iiber neue Anbindungen nach Deutschland und Dénemark
transportiert wird.

Dazu wurde 2023 ein umfassendes und rechtsverbindliches Regierungsabkommen unterzeichnet.

Fiir die deutsche Umweltpolitik ist der europédische Kontext von zentraler Bedeutung. Die Bundesregierung setzt
sich fiir eine enge europdische Zusammenarbeit ein und unterstiitzt die ambitionierten EU-Energie- und Klima-
ziele. Wichtige Meilensteine waren 2022 eine Beschleunigung des Ausbaus erneuerbarer Energien durch den
Erlass der EU-Notfallverordnung zu SofortmaBnahmen fiir eine Beschleunigung des erneuerbare Energien Aus-
baus auf Grundlage des Art. 122 des Vertrags liber die Arbeitsweise der Europdischen Union.

In der ersten Jahreshélfte 2023 hat sich die Bundesregierung erfolgreich fiir weitere Weichenstellungen in Rich-
tung Klimaneutralitdt eingesetzt: Im Rahmen des ersten Teils des Fit-for-55-Paketes wurde im Trilog eine Eini-
gung zur Uberarbeitung der EU-Erneuerbaren Richtlinie (RED II-Revision) erzielt. Diese beinhaltet ein ambitio-
nierteres EU-2030-Ziel, national verbindliche Sektorziele fiir erneuerbare Energien im Wérme-, Industrie- und
Verkehrsbereich und die dauerhafte Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren, insbesondere
von Wind- und Photovoltaik-Projekten sowie von Netz-Projekten. Der zweite Teil des Fit-for-55-Paketes wurde
2023 unter schwedischer und spanischer EU-Ratsprisidentschaft weiter vorangetrieben. Von zentraler Bedeutung
fiir die Umweltpolitik sind dabei die Verhandlungen iiber die Verordnung zur Wiederherstellung der Natur, im
Zuge derer die Bundesregierung sich fiir eine Stirkung des Naturschutzes im Einklang mit den energie- und kli-
mapolitischen Zielen einsetzt. Aber auch der Reform des EU-Strommarktdesigns kommt eine wichtige Rolle zu
bei der Integration erneuerbarer Energien.
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Abbildung 15: Erneuerbare Energien: Anteile in den Sektoren Strom, Wirme und Verkehr bis 2022
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Stromerzeugung auf Basis fossiler Brennstoffe

Noch unter der Vorgéngerregierung war im Juli 2020 die Beendigung der Kohleverstromung bis spitestens 2038
beschlossen worden (Kohleverstromungsbeendigungsgesetz). Die aktuelle Bundesregierung hat sich, um das Er-
reichen der deutschen Klimaschutzziele sicherzustellen, in ihrem Koalitionsvertrag darauf verstindigt, dass der
Kohleausstieg, idealerweise schon bis zum Jahr 2030 zu erfolgt.

Um den Einstieg in klimaneutrale Wasserstoftkraftwerke zu gewihrleisten, sollen alle neuen Gaskraftwerke so
errichtet werden, dass sie spater mit geringem Aufwand auf den Betrieb mit 100 Prozent Wasserstoff umgertistet
werden konnen. Fiir die Errichtung und Umriistung von neuen Kraftwerken wurden das Kraft-Warme-Kopplungs-
gesetz (KWKG) und das Emeuerbare-Energien-Gesetz novelliert bzw. zwei Verordnungsermédchtigungen zur
Ausschreibung von Wasserstoffkraftwerken beschlossen und verabschiedet.

Stromnetzausbau

Ein weitgehend klimaneutrales Stromsystem basierend auf nahezu 100 Prozent erneuerbaren Energien inkl. grii-
nem Wasserstoff, setzt gut ausgebaute Ubertragungs- und Verteilnetze voraus. Nach Priifung des von den deut-
schen Ubertragungsnetzbetreibern im Juni 2023 vorgelegten Netzentwicklungsplans durch die Bundesnetzagentur
ist die Bestétigung der erforderlichen Netzausbaumafinahmen fiir Ende Februar 2024 anvisiert, damit anschlie-
Bend das Bundesbedarfsplangesetz auf dieser Grundlage angepasst werden kann. Dariiber hinaus werden derzeit
zusammen mit den Ubertragungsnetzbetreibern und der Bundesnetzagentur im Aktionsplan Stromnetzoptimie-
rung Malinahmen zur Optimierung des bestehenden Netzes entwickelt. Diese befinden sich fiir 2023/24 in der
Umsetzung und greifen teilweise bereits, fiir 2024-2030 sind sie in der Erarbeitung.

Der Gesetzgeber hatte den Rechtsrahmen fiir die Verteilnetzplanung (§ 14d des Energiewirtschaftsgesetzes —
EnWG) im Sommer 2022 neu gefasst sowie gesetzliche Vorgaben zur Digitalisierung und Standardisierung be-
schlossen, um den Netzanschlussprozess zu beschleunigen. Auf Grundlage des novellierten § 14d EnWG haben
die betroffenen Netzbetreiber Ende Juni 2023 ihre Regionalszenarien veroffentlicht. Die auf dieser Basis zu er-
stellenden Netzausbaupline sind der Bundesnetzagentur Ende April 2024 vorzulegen. Ebenfalls neu gefasst wurde
der Rechtsrahmen fiir die Integration von steuerbaren Verbrauchseinrichtungen. Auf Grundlage des novellierten
§ 14a EnWG hat die Bundesnetzagentur mit Festlegung vom 27. November 2023 detaillierte Vorgaben zur In-
tegration von steuerbaren Verbrauchseinrichtungen und steuerbaren Netzanschliissen gemacht.


https://www.umweltbundesamt.de/bild/anteil-erneuerbarer-energien-in-den-sektoren-strom
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Die Hoherauslastung wird seit 1. Januar 2023 auf vielen Stromkreisen umgesetzt und soll perspektivisch auf wei-
tere Stromkreise erstreckt werden, mit dem Ziel einer nachhaltigen und sicheren dauerhaften Hoherauslastung.
Weitere Maflnahmen zu Beschleunigung des Stromnetzausbaus und zur Stromnetzoptimierung sind auch in dem
im November 2023 verabschiedeten Gesetz zur Anpassung des Energiewirtschaftsrechts an unionsrechtliche Vor-
gaben und zur Anderung weiterer energierechtlicher Vorschriften enthalten. Zur Gewihrleistung eines sicheren
und robusten Netzbetriebs in einem Stromsystem mit 100 Prozent erneuerbaren Energien wurde gemeinsam mit
Netzbetreibern, Bundesnetzagentur und weiteren Stakeholdern die ,,Roadmap Systemstabilitit™ erarbeitet, die im
Dezember 2023 vom Bundeskabinett beschlossen wurde. Die Roadmap soll Handlungsbedarfe identifizieren so-
wie Prozesse und Verantwortlichkeiten benennen, um diese Handlungsbedarfe zu adressieren. Die Umsetzung
der erforderlichen Maflnahmen soll dann gemeinsam mit der Branche erfolgen.

Ladeinfrastruktur und intelligente Messsysteme

Im Jahr 2019 hatte die Bundesregierung den ,,Masterplan Ladeinfrastruktur verabschiedet, in dem die Aktivititen
des Bundes zum verstirkten Ausbau der Ladeinfrastruktur fiir Elektromobilitit gebiindelt wurden. Im Oktober
2022 hat die aktuelle Bundesregierung mit dem Masterplan Ladeinfrastruktur II eine neue ressortiibergreifende
Gesamtstrategie erarbeitet: Der Aufbau und Betrieb von Ladepunkten soll einfacher, bequemer und schneller
werden; gleichzeitig soll Ladeinfrastruktur als Geschéftsmodell attraktiver werden und so stirkere Investitionen
der Privatwirtschaft mobilisieren. Im Mittelpunkt der Gesamtstrategie der Bundesregierung steht die Nutzer-
freundlichkeit, also die Perspektive der Verbraucher*innen. Derzeit werden die im iiberarbeiteten ,,Masterplan
Ladeinfrastruktur II* zur Beschleunigung des (Verteil-)Netzanschlussprozesses enthaltenen Maflnahmen umge-
setzt: Beschleunigung der Antragsverfahren, mehr Transparenz beim Netzanschlussverfahren und einheitlichere
Technische Anschlussbedingungen.

Mit dem Gesetz zum Neustart der Digitalisierung der Energiewende (GNDEW) soll der fiir die forcierte Energie-
wende notwendige Einbau intelligenter Messsysteme (Smart-Meter-Rollout) beschleunigt werden. Hierfiir wurde
das Messstellenbetriebsgesetz entbiirokratisiert und die Rechtssicherheit gestérkt. Auf dieser Grundlage kann der
Einbau von Smart Metern sofort starten und es kdnnen praktische Erfahrungen gesammelt werden, etwa mit dem
Steuern und Schalten iiber Smart-Meter-Gateways. Ab 2025 beginnt in den meisten Einbauféllen der ver-
pflichtende Rollout, spitestens 2030 miissen 95 Prozent der Einbaufille mit Smart Metern ausgestattet sein. Zu-
dem wurde mit dem GNDEW eine deutlich bessere Datengrundlage fiir Netzbetreiber und Marktakteure geschaf-
fen: Durch flichendeckende viertelstundengenaue Netzzustandsdaten und Zéhlerstandsginge entsteht Transpa-
renz im Verteilernetz. Das Netz kann intelligent gesteuert und der Netzausbau bedarfsgerecht und vorausschauend
geplant werden. Zudem werden Smart-Meter-Kunden kiinftig standardméaBig viertelstundengenau bilanziert und
kdnnen so am Strommarkt teilnehmen und Flexibilitét bereitstellen.

Wiarme

Um Klimaneutralitdt bis 2045 zu erreichen, muss die Art der Warmebereitstellung binnen zweier Jahrzehnte
grundlegend gedndert werden. Die Bundesregierung hat sich vorgenommen, bis 2030 in Deutschland mindestens
50 Prozent der kommunalen Warmeversorgung klimaneutral zu erzeugen, bis 2045 soll der Wiarmesektor in
Deutschland nahezu vollstindig auf erneuerbaren Energien basieren.

Energieeffizienz

Die sauberste und giinstigste Energie ist die, die gar nicht erst verbraucht wird. Die Senkung des Energiebedarfs
verringert nicht nur den AusstoB an Treibhausgasen, sondern auch die Kosten fiir die Verbraucher*innen — und
sie ist ein wesentlicher Beitrag fiir mehr Unabhéngigkeit und Versorgungssicherheit. Deutschland braucht heute
aufgrund von Erfolgen bei der Steigerung der Energieeffizienz weniger Energie fiir seine Wirtschaftsleistung als
frither. Allerdings miissen weitere Effizienzpotentiale realisiert werden. Mit dem am 18. November 2023 in Kraft
getretenen Energieeffizienzgesetz (EnEfG) bekommt Energiesparen erstmals einen gesetzlichen Rahmen. Das
Gesetz legt Ziele fiir den Primér- und Endenergieverbrauch entsprechend européischer Vorgaben fest. Die 6ffent-
liche Hand soll dabei als Vorbild vorangehen, weshalb im Gesetz fiir sie konkrete Einsparvorgaben definiert wer-
den. Erstmalig schreibt das EnEfG Mindestanforderungen an die Energieeffizienz von Rechenzentren vor und
verpflichtet sie dazu, ihre Abwarme fiir den Wéarmebedarf in Deutschland zur Verfiigung zu stellen.

Das EnEfG bildet eine groflere Klammer und ergénzt die bereits bestehenden Fachgesetze, wie etwa das Gebéu-
deenergiegesetz, aber auch Férderprogramme und 6konomische Anreize zur Senkung des Energieverbrauchs.


https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Anlage/G/masterplan-ladeinfrastruktur-2.pdf?__blob=publicationFile
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Gebdude

Der Gebdudebereich ist verantwortlich fiir knapp 32 Prozent des Endenergieverbrauchs in Deutschland und rund
111 Mio. Tonnen CO2-Emissionen. Im Bezugszeitraum 2010 bis 2022 konnte die Treibhausgasfreisetzung laut
Umweltbundesamt um rund 22 Prozent verringert werden. Es bedarf jedoch weiterer Anstrengungen.

Die nationale CO2-Bepreisung im Rahmen des Brennstoffemissionshandelsgesetzes (BEHG) tragt wesentlich zur
Zielerreichung bei. Ab 2027 werden Brennstoffemissionen aus dem Gebdudebereich nicht mehr national, sondern
im Rahmen eines zweiten europdischen Emissionshandel ETS 2 bepreist. Die Einnahmen aus der CO»-Bepreisung
sollten moglichst an die Bevolkerung zuriickgegeben werden. Dies geschieht aktuell durch die Entlastung bei der
Umlage nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) sowie durch Forderprogramme im Bereich COj-armes
Wohnen oder CO,-arme Mobilitit.

Eine zentrale Sdule der Klimastrategie im Gebdudebereich ist die deutliche Steigerung der Sanierungsdynamik.
Konkret heilit das, sowohl die Sanierungsrate zu erhohen als auch eine groere Sanierungstiefe zu erreichen. Vor
diesem Hintergrund sowie im Lichte der Energiepreiskrise infolge des russischen Angriffskriegs gegen die Ukra-
ine hat die Regierungskoalition die Novellierung des Gebdudeenergiegesetzes zur Verankerung der Heizen-mit-
Erneuerbaren-Vorgabe vorgezogen.

Am 1. Januar 2024 traten Anderungen des Gebiudeenergiegesetzes (GEG) gleichzeitig mit dem Wirmeplanungs-
gesetz (WPG) in Kraft. Die 2. GEG-Novellierung sieht vor, dass grundsétzlich jede neu eingebaute Heizung zu-
nichst nur in Neubaugebieten ab 1. Januar 2024 mindestens 65 Prozent Erneuerbare Energien nutzen soll (vergl.
§ 71 Absatz 1, Absatz 8 Satz 1 und 2 GEG (neu)). Neu eingebaute Heizungen in Bestandsgebduden und in Neu-
bauten auBlerhalb von Neubaugebieten, also in Bauliicken, unterfallen dieser Pflicht erst mit den Fristen, die mit
denen der Warmeplanung entsprechend Wéarmeplanungsgesetz kongruent sind. Das heilit ab 1. Juli 2026 fiir Ge-
bédude, die in Gemeindegebieten mit mehr als 100.000 Einwohnern liegen, und ab 1. Juli 2028 fiir Gebdude in
allen anderen Gemeindegebieten. Diese Frist kann vorgezogen werden, wenn unter Beriicksichtigung eines Wir-
meplans eine (gesonderte) Entscheidung iiber die Ausweisung als Gebiet zum Neu- oder Ausbau von Wérmenet-
zen oder als Wasserstoffhetzausbaugebiet getroffen wird. Fossile betriebene Heizungsanlagen, die nach dem 1. Ja-
nuar 2024 und vor Geltung der 65-Prozent-EE-Vorgabe eingebaut werden, miissen ab dem Jahr 2029 anteilig
klimafreundliche Brennstoffe nutzen (vgl. § 71 Absatz 9 GEG (neu)). Der Umstieg auf Erneuerbare Energien
erfolgt technologieoffen.

Gebaudeeigentiimer konnen frei wéhlen, mit welcher Heizungsanlage sie die Vorgabe erfiillen wollen. Neben den
im Gesetz verankerten pauschalen Erfiillungsoptionen wie z. B. der Einbau einer Warmepumpe, der Anschluss
an ein Wirmenetz, der Einbau von Hybrid-Losungen oder von mit Biomasse oder griinem oder blauem Wasser-
stoff betriebenen Heizungsanlagen (vgl. § 71 Absatz 3 GEG (neu), gibt es auch die Moglichkeit, eine individuelle
technische Losung zu wihlen, bei der durch Einzelfallnachweis die Einhaltung der 65-Prozent-EE-Vorgabe nach-
zuweisen ist (vgl. § 71 Absatz 2 Satz 2 GEG (neu)).

Das GEG enthilt weitere Ubergangsregelungen, z. B. wenn der Anschluss an ein Wirmenetz in Aussicht steht,
und eine allgemeine Hértefallregelung, die auf Antrag Ausnahmen von der Pflicht ermdglicht.

Da nicht jeder Haushalt in der Lage ist, die Investitionskosten fiir eine neue Heizungsanlage zu stemmen, soll die
Pflicht zum Austausch kaputter Ol- und Gasheizungen mit passenden FérdermaBnahmen in der Bundesforderung
fiir effiziente Gebdude (BEG) flankiert werden. Das Heizen mit erneuerbaren Energien soll langfristig giinstiger
werden als mit fossilen Verbrennungsheizungen.

Auch iiber den Heizungsaustausch hinaus hat die Bundesregierung die BEG grundlegend neu ausgerichtet. Seit
Sommer 2022 werden Fordermittel zielgerichtet dort eingesetzt, wo der Klimaschutzeffekt am hdchsten ist: bei
Sanierungen. Insofern wurden ab 2023 Boni eingefiihrt fiir die Sanierung besonders ineffizienter Gebdude sowie
fiir das serielle Sanieren. Demgegeniiber wurde die Neubauforderung an hohere Standards gekniipft, sodass mehr
Mittel fiir die Sanierung zur Verfiigung stehen.

Eine der Schliisseltechnologien zur Erneuerung der Warmeproduktion fiir alle Haushalte, die nicht an ein Fern-
wirmenetz angeschlossen sind, sind Warmepumpen. Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Klimaschutz hat
eine grofle Warmepumpenoftensive mit regelméBig stattfindenden Warmepumpengipfeln gestartet und arbeitet
hier mit einem breiten Biindnis aus Wirtschaft, Industrie, Sozialpartnern, Gewerkschaften und Wissenschaft zu-
sammen, um den Markthochlauf voranzutreiben.


https://www.umweltbundesamt.de/daten/klima/treibhausgas-emissionen-in-deutschland#treibhausgas-emissionen-nach-kategorien
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Mit mehr als 230.000 Warmepumpen gab es 2022 bereits eine Steigerung von iiber 50 Prozent im Vergleich zu
2021. Fiir 2023 rechnen die Hersteller mit gut 356.000. Um diese Dynamik weiter zu erh6hen, wurde im Rahmen
der Wiarmepumpengipfel des BMWK ein Fahrplan mit konkreten MalBnahmen vereinbart, um ab 2024 mindestens
500.000 Warmepumpen pro Jahr installieren zu kénnen.

Wérmeplanung und Wirmenetze

Das Bundesgesetz fiir die Warmeplanung und zur Dekarbonisierung der Warmenetze sieht mit dem Inkrafttreten
im Jahr 2024 vor, dass flir Gemeindegebiete mit iiber 100.000 Einwohnern bis zum 30. Juni 2026 und fiir Ge-
meindegebiete mit unter 100.000 Einwohnern bis zum 30. Juni 2028 Wirmeplane erstellt werden miissen, die
unter Beteiligung aller relevanten Akteure auf lokaler Ebene erarbeitet werden.

Wiérmeplanungen sollen die Entwicklung zu einer treibhausgasneutralen Warmeversorgung bis zum Jahr 2045
darstellen und Teilgebiete ausweisen, die sich fiir eine u. a. voraussichtlich leitungsgebundene oder dezentrale
Wirmeversorgung eignen. Das Gesetz enthilt dariiber hinaus Vorgaben fiir den Hochlauf erneuerbarer Energien
und unvermeidbarer Abwirme in Warmenetzen bis hin zur vollstdndigen Dekarbonisierung im Jahr 2045.

Damit Warmenetze ihre Vorteile ausspielen kdnnen, bedarf es eines verldsslichen Rahmens, der die notwendigen
Anreize flir den Ausbau und die Dekarbonisierung vorhandener Warmenetze setzt. Im September 2022 wurde die
Bundesforderung fiir effiziente Warmenetze (BEW) als zentrales Forderinstrument neu eingerichtet. Sie fordert
den Umbau bestehender Warmenetze hin zur Treibhausgasneutralitit bis 2045 und den Neubau von Wérmenetzen
mit mindestens 75 Prozent Warmeeinspeisung aus Erneuerbaren Energien etwa aus Erdwérme, Solarenergie oder
GroBwirmepumpen bzw. unvermeidbarer Abwéarme.

Konkrete Ziele und weitere Handlungsfelder fiir den Aus- und Umbau der Warmenetze wurden bei einem von
den Bundesministerien fiir Wirtschaft und Klimaschutz sowie fiir Wohnen, Stadtentwicklung und Bauen im Juni
2023 veranstalteten Fernwirmegipfel benannt. So soll bereits im Jahr 2030 insgesamt die Hélfte der Warme in
den Netzen klimaneutral erzeugt werden und es sollen jahrlich mindestens 100.000 neue Gebdude an Warmenetze
angeschlossen werden. Dazu soll auch die Attraktivitit von Nah- und Fernwirme fiir Verbraucher*innen gestei-
gert werden.

Kasten 6: Weitere Informationen zum Handlungsfeld C.1. Energieversorgung

—  Umweltbundesamt (2023): Erneuerbare Energien in Zahlen,
https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/erneuerbare-
energien/erneuerbare-energien-in-zahlen

o  Bundesnetzagentur (2023): Bericht zu Stand und Entwicklung der Versorgungssicherheit im Bereich
der Versorgung mit Elektrizitét,
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/V/versorgungssicherheitsbericht-
strom.pdf?blob=publicationFile&v=4

—  BMWK (2022): Uberblickspapier Osterpaket,
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/Energie/0406 ueberblickspapier_osterpaket.html

—  Die Bundesregierung (2022): Masterplan Ladeinfrastruktur II der Bundesregierung,
https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Publikationen/G/masterplan-ladeinfrastruktur-
2.pdf?blob=publicationFile
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C.2  Mobilitat

Ziel der Bundesregierung ist, den Verkehr in Deutschland spétestens im Jahr 2045 nahezu unabhingig von Ener-
gietrdgern mit fossilem Kohlenstoff (,,dekarbonisiert™) und somit weitgehend treibhausgasneutral zu gestalten.
Bis zum Zwischenziel 2030 soll der CO-Ausstof3 des Verkehrssektors im Vergleich zu 1990 um 48 Prozent sin-
ken. Zum Leitbild gehdrt zudem ein Verkehrssystem, in dem Luftschadstoffe und Larmemissionen deutlich redu-
ziert sind und der Flachenverbrauch geringer ist als heute. Potenziale der Verkehrsverlagerung sollen durch einen
bedarfsgerechten Ausbau der Verkehrsinfrastruktur, faire Wettbewerbsverhéltnisse zwischen den Verkehrstré-
gern und eine intelligente Vernetzung verschiedener Verkehrsangebote im Personen- und Giiterverkehr genutzt
werden. Der Verkehr soll so nicht nur umwelt- und klimafreundlich werden, sondern auch einen wichtigen Beitrag
zur Erhaltung und Steigerung von Lebensqualitit — sowohl in Ballungsrdumen als auch in l&ndlichen Gebieten
leisten.

Verkehrsinfrastrukturplanung

Die turnusgemiBe Uberpriifung der Bedarfspline der Ausbaugesetze fiir die Bundesfernstraien, Bundesschienen-
wege und Bundeswasserstralen dauert noch an (sogenannte Bedarfsplaniiberpriifung). Basis fiir die Uberpriifung
ist die vom BMDYV beauftragte Strategische Langfristprognose (Verkehrsprognose 2040), bei der neben der Ba-
sisprognose zur verkehrlichen und volkswirtschaftlichen Entwicklung auch die verédnderten Rahmenbedingungen
und Ziele im Umwelt-, Natur- und Klimaschutz in einem globalen Transformationsszenario zu beriicksichtigen
sind. Die Bundesregierung hat sich zu einem Infrastrukturkonsens hinsichtlich der Priorititen der Umsetzung des
noch geltenden Bundesverkehrswegeplans (BVWP) 2030 verabredet. Zudem soll ein neuer Bundesverkehrswege-
und -mobilititsplan (BVMP) 2040 auf Basis neuer Kriterien erarbeitet werden, der den noch geltenden BVWP
2030 abldsen soll. Neben der stirkeren Beriicksichtigung von Umwelt-, Natur- und Klimaschutzkriterien sollte
dieser BVMP 2040 friihzeitig verkehrstrigeriibergreifend Alternativen bei den jeweiligen Investitionen in ein-
zelne Infrastrukturprojekte priifen und den verénderten Gestaltungserfordernissen der Verkehrspolitik gerecht
werden.

Straflenverkehr

Konkret hat sich die Bundesregierung im Koalitionsvertrag vorgenommen, dass Deutschland bis 2030 Leitmarkt
fiir Elektromobilitét mit mindestens 15 Millionen vollelektrischen Pkw wird. Dabei soll der Ausbau der Ladeinf-
rastruktur dem Bedarf vorausgehen. Durch die verstirkte Installation von Schnellladepunkten, wird der Bedarf an
Ladeinfrastruktur sich aber anders entwickeln, als bisher vorhergesehen. Sofern mit weniger Ladesédulen die glei-
che Bedarfsdeckung erreicht werden kann, kann dies nicht zuletzt auch dem Ressourcenschutz dienen.

Mit Blick auf das offentliche Beschaffungswesen wurde mit dem Mitte 2021 verdffentlichten Gesetz iiber die
Beschaffung sauberer Straenfahrzeuge die EU-Richtlinie 2019/1161 vom 20. Juni 2019 in nationale Gesetzge-
bung iiberfiihrt: Fiir die 6ffentliche Auftragsvergabe werden damit fiir die Fahrzeugbeschaffung verbindliche Min-
destziele fiir emissionsarme und -freie Pkw, leichte und schwere Nutzfahrzeuge und fiir Busse — insbesondere im
Offentlichen Personennahverkehr (OPNV) — vorgegeben.

Dariiber hinaus soll das Straenverkehrsrecht novelliert werden. Nach dem vom Bundeskabinett beschlossenen
Entwurf sollen Straenverkehrsgesetz und Stralenverkehrsordnung so angepasst werden, dass nicht mehr alleine
das Prinzip der ,,Fliissigkeit und Sicherheit des Verkehrs* der Maf3stab fiir die Anordnungen der Verkehrsbehor-
den ist. Kiinftig konnen Anordnungen zum Stralenverkehr auch allein aus Griinden des Klima- und Umweltschut-
zes, zum Schutz der Gesundheit oder zur Unterstiitzung der stidtebaulichen Entwicklung getroffen werden. Die
zustandigen StraBBenverkehrsbehorden wiirden damit die Mdglichkeit erhalten, vor Ort in Stiddten und Gemeinden
VerkehrsmaBinahmen zu ergreifen, um den Ful3-, Rad- und Bahnverkehr zu fordern, die Lebensqualitét in Wohn-
gebieten oder die Verkehrssicherheit, zum Beispiel im Umfeld von Schulen und Spielplédtzen, zu erhéhen. Das
Vorhaben konnte allerdings noch nicht abgeschlossen werden, da der Bundesrat nicht zugestimmt hat.

COs-Emissionsnormen fiir neue Fahrzeuge

CO»-Standards fiir Pkw und leichte Nutzfahrzeuge zur Einhaltung eines durchschnittlichen, jahrlichen CO>-Werts
fiir Neuwagen (sogenannte Flottenzielwerte) werden in der EU maBgeblich auf europdischer Ebene festgelegt.
Ende 2022 haben sich EU-Kommission, Mitgliedstaaten und EU-Parlament auf eine Uberarbeitung der CO»-Stan-
dards fiir Pkw und leichte Nutzfahrzeuge verstindigt (EU-VO 2023/851). Gegeniiber der Vorgénger-Verordnung
werden die Flottenzielwerte ab 2030 deutlich abgesenkt und ab 2035 auf Null reduziert. Das ist ein entscheidender
Baustein fiir das Erreichen der europdischen Klimaziele im Verkehr.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32023R0851
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Abbildung 16: Geschitzte COz-Emissionsreduktionen fiir neue PKW und leichte Nutzfahrzeuge
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Dartiiber hinaus hat die EU-Kommission angekiindigt, den Erwégungsgrund 11 der Verordnung nach Inkrafttreten
umzusetzen. Demnach will die EU-Kommission in den néchsten Monaten eine Mdoglichkeit schaffen, wie aufler-
halb der Flottengrenzwerte ab 2035 Fahrzeuge mit Verbrennungsmotor zugelassen werden konnen, die aus-
schlieBlich mit E-Fuels betrieben werden kénnen.

Die Uberarbeitung der Verordnung der CO,-Emissionsnormen fiir neue schwere Nutzfahrzeuge ist ebenfalls fast
abgeschlossen nachdem der Rat die Einigung von Rat, EP und Kommission vom Januar angenommen hatte. Da-
mit soll ein entscheidender Beitrag zur Erreichung der EU-Klimaziele im Verkehr geleistet werden, denn Lkw
und Busse machen in der EU rund ein Drittel der CO2-Emissionen im StraBenverkehr aus. Die derzeitige Verord-
nung (VO) (EU) 2019/1242 verpflichtet Hersteller von Zugmaschinen und Lkw mit zuldssiger Gesamtmasse iiber
16 Tonnen mit bestimmten Achskonfiguration, die CO»-Emissionen der in der EU zugelassenen Neufahrzeuge zu
senken. Die nun erzielte Einigung sieht vor: 45 Prozent Emissionsreduktion ab 2030 (statt bisher 30 Prozent),
65 Prozent ab 2035 und 90 Prozent ab 2040 gegeniiber 2019. Zudem wiirde ab 2030 der Anwendungsbereich der
Flottenzielwerte unter anderem um leichtere Lkw und Zugmaschinen mit weiteren Achskonfigurationen aus den
Klassen N2 und N3, Busse und Anhénger/Auflieger bestimmter Klassen erweitert werden. Damit wéren ab 2030
80 bis 90 Prozent aller neuen schweren Fahrzeuge (Klassen N2, N3, M2, M3, O3, O4) von den Flottenzielwerten
erfasst. Ferner wird ab 2030 eine 100 Prozent Nullemissions-Vorgabe fiir Stadtbusse (Niederflurbusse) vorge-
schlagen. Letztlich wurden fast alle von Deutschland vorgetragenen Anderungswiinsche beriicksichtigt, so dass
die Bundesregierung die nun erzielte Einigung begriilt. Zudem ist ein Abschluss der Verhandlungen noch in
dieser Wahlperiode des Europaparlaments der Bundesregierung ein wichtiges Anliegen.

Treibhausgasminderungs-Quote fiir Krafistoffe

Daneben verpflichtet die européische Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 (RED II) die EU-Mit-
gliedstaaten, den Einsatz fossiler Kraftstoffe kontinuierlich zu verringern und damit klimafreundlichere Antriebe
zu fordern. Vorgaben der Richtlinie wurden mit der vom Bundestag im Mai 2021 beschlossenen Novelle des
Bundesimmissionsschutzgesetztes umgesetzt, wonach die Anbieter von fossilem Otto- und Dieselkraftstoff ver-
pflichtet sind, die CO»-Emissionen dieser Kraftstoffe bis 2030 stérker als bisher vorgesehen schrittweise zu sen-
ken (Anstieg der sogenannten Treibhausgasminderungs-Quote von 6 Prozent im Jahr 2021 auf 25 Prozent im Jahr
2030). Neben Biokraftstoffen und strombasierten Kraftstoffen auf Basis von griinem Wasserstoff kann auch der
direkte Einsatz von Strom in Elektroautos von Kraftstoffinverkehrbringern auf die Erfiillung der THG-Quote an-
gerechnet werden. Mit der Novellierung der RED II im Oktober 2023 durch die Richtlinie (RL) (EU) 2023/2413
stieg das Ziel des Mindestanteils von Energie aus erneuerbaren Quellen am Endenergieverbrauch bis 2030 auf
29 Prozent. Alternativ kann die Treibhausgasintensitit um mindestens 14,5 Prozent verringert werden.


https://www.bmuv.de/media/infografik-geschaetzte-co2-emissionsreduktionen-fuer-neue-pkw-und-leichte-nutzfahrzeuge
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=CELEX:32019R1242
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=CELEX:32019R1242
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:02018L2001-20231120
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32023L2413
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32023L2413

Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode 51— Drucksache 20/11330

Lade- und Betankungsinfrastruktur

Die am 22. September 2023 im Amtsblatt der Européischen Union veroffentlichte Verordnung (EU) 2023/1804
iiber den Aufbau der Infrastruktur fiir alternative Kraftstoffe (AFIR) gibt verbindliche Ziele fiir den Aufbau von
Ladeinfrastruktur und Betankungsinfrastruktur fiir Wasserstoff an EU-Fernverkehrsstralen vor. In einem néichs-
ten Schritt gilt es, die EU-Verordnung in einen nationalen Strategierahmen zu iibersetzen. 2019 wurde im Auftrag
des BMDV unter dem Dach der bundeseigenen ,,Nationale Organisation Wasserstoff- und Brennstoffzellentech-
nologie”“ (NOW GmbH) die Nationale Leitstelle fiir Ladeinfrastruktur gegriindet. Sie koordiniert und steuert die
Aktivitdten zum Ausbau der Ladeinfrastruktur in Deutschland. Der Ende 2022 verabschiedete Masterplan Lad-
einfrastruktur II dient der Bundesregierung als neue Gesamtstrategie fiir den Ladeinfrastrukturaufbau.

Produktion und Recycling von Elektrofahrzeugbatterien

Unter anderem durch den Markthochlauf der Elektromobilitdt ist von einer Bedarfssteigerung an Rohstoffen fiir
Batterien in den nichsten Jahren auszugehen. Umso wichtiger ist es, auch die Produktion und das Recycling von
Batterien im Blick zu behalten. Mit der EU-Batterieverordnung wird erstmals der gesamte Lebenszyklus von
Batterien in den Fokus genommen, um die negativen menschenrechts- und umweltbezogenen Auswirkungen ent-
lang der gesamten Wertschopfungskette zu reduzieren. Der Batteriepass fiihrt wichtige Informationen entlang des
Lebenszyklus von Elektrofahrzeug- und Industriebatterien zusammen und stellt diese digital zur Verfiigung. Fiir
Deutschland ist es wichtig, die Rohstoffabhéngigkeiten von anderen Staaten auch in diesem Bereich zu senken
und die heimische Forderung zu ermdglichen und zu vereinfachen.

Strategie fiir den Strafsengiiterverkehr

Die Bundesregierung hat am 14. Juni 2023 eine Anderung des BundesfernstraBen-Mautgesetzes beschlossen, mit
dem zum 1. Dezember 2023 eine CO-Differenzierung in Form eines CO»-Aufschlags auf Basis eines CO>-Ton-
nenpreises von 200 Euro pro Tonne CO; eingefiihrt wurde. Emissionsfreie Lkw werden bis Ende 2025 von der
Maut befreit. Ab 1. Januar 2026 miissen fiir emissionsfreie Fahrzeuge nur 25 Prozent des Mautteilsatzes fiir Inf-
rastruktur zuziiglich der Mautteilsitze fiir Lirmbelastung und Luftverschmutzung entrichtet werden.

Das dem Bund zustehende Mautaufkommen ist nach der Anderung des BundesfernstraBenmautgesetzes durch das
Dritte Gesetz zur Anderung mautrechtlicher Vorschriften ab 2024 nach den gesetzlich vorgesehenen Abziigen
(u. a. Kosten des Mautsystems, Forderprogramme der Mautharmonisierung) zweckgebunden zur Hilfte fiir die
Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur fiir die Bundesfernstralen einschlieBlich der Ausgaben fiir Betrieb, Pla-
nungsleistungen und Verwaltung der Gesellschaft privaten Rechts im Sinne des Infrastrukturgesellschaftserrich-
tungsgesetzes zu verwenden. Das verbleibende Aufkommen ist fiir Mainahmen aus dem Bereich Mobilitét und
dabei ganz liberwiegend fiir die Bundesschienenwege zu verwenden.

Zudem soll bis 2030 ein Drittel der Fahrleistung im schweren StraBengiiterverkehr elektrisch erfolgen. Dies hat
die Bundesregierung im Klimaschutzprogramm 2030 als Ziel festgehalten. Daher hat das BMDV im November
2022 den Fortschrittsbericht zum Gesamtkonzept klimafreundliche Nutzfahrzeuge — Mit alternativen Antrieben
auf dem Weg zur Nullemissionslogistik auf der Strafle vorgestellt Es werden Maflnahmen im Bereich der Fahr-
zeugforderung, der Steuerung des Infrastrukturaufbaus und der Schaffung eines zielgerichteten regulatorischen
Rahmens dargestellt. Damit die Transformation auf alternative Antriebe im schweren Stralengiiterverkehr gelin-
gen kann, ist ein gemeinsames und zielgerichtetes Handeln aller Akteure erforderlich.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52021PC0559
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52021PC0559
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52021PC0559
https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Anlage/G/masterplan-ladeinfrastruktur-2.pdf?__blob=publicationFile
https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Anlage/G/masterplan-ladeinfrastruktur-2.pdf?__blob=publicationFile
https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Anlage/G/masterplan-ladeinfrastruktur-2.pdf?__blob=publicationFile
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32023R1542
https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Publikationen/G/fortschrittsbericht-zum-gesamtkonzept-klimafreundliche-nutzfahrzeuge.pdf?__blob=publicationFile
https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Publikationen/G/fortschrittsbericht-zum-gesamtkonzept-klimafreundliche-nutzfahrzeuge.pdf?__blob=publicationFile
https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Publikationen/G/fortschrittsbericht-zum-gesamtkonzept-klimafreundliche-nutzfahrzeuge.pdf?__blob=publicationFile
https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Publikationen/G/fortschrittsbericht-zum-gesamtkonzept-klimafreundliche-nutzfahrzeuge.pdf?__blob=publicationFile
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Abbildung 17: Fahrzeugforderung, Regulatorischer Rahmen, Infrastrukturaufbau

Differenzierungder .
Lkw-Maut nach CO,-Flottenzielwerte

CO,-Emissionen e acere
Nutzfahrzeuge
Forderung R
klimafreundlicher, gy
alternativer " lﬂ

Nutzfahrzeuge Lo o

Mindestziele g0 ng
fiir europdische
Wasserstoff- Q Tank- und
Brennstoffzellen- Ladeinfrastruktur

technologie: Fahrzeuge
und Infrastruktur

Gewichte

Cleanroom-
Gespriche

@!9 : Task-Forces,

Use Cases und

Innovations-
Studien

cluster

Masterplan
Ladeinfrastruktur Il

in Y
frastrukturaufo?
Quelle: BMDV (2022), Fortschrittsbericht zum Gesamtkonzept klimafreundliche Nutzfahrzeuge

Schienenverkehr

Die Bundesregierung hat sich vorgenommen, den Anteil des Schienengiiterverkehrs bis zum Jahr 2030 auf 25 Pro-
zent zu steigern sowie die Verkehrsleistung der Schiene im Personenverkehr zu verdoppeln. Die Schiene ist einer
der umwelt- und klimafreundlichsten Verkehrstrager. Um die Instandsetzung, insbesondere der hochbelasteten
Netzkorridore, sowie den weiteren Ausbau der Schienennetzinfrastruktur voranzutreiben, plant die Bundesregie-
rung zum 1. Januar 2024 die Infrastruktureinheiten (DB Netz, DB Station und Service) der Deutschen Bahn AG
zu einer gemeinwohlorientierten Infrastruktursparte innerhalb des Konzerns zusammenzulegen. Diese neue, ge-
meinwohlorientierte Infrastrukturgesellschaft soll eine stirkere Steuerung der Schieneninfrastruktur durch den
Bund erméglichen und hieriiber eine Kapazitétssteigerung und -optimierung im Schienennetz ermdglichen.

Zudem setzte das BMDYV die ,,.Beschleunigungskommission Schiene® mit Vertretern aus Wissenschaft, Branche,
Zivilgesellschaft und Politik ein, die Mitte Dezember 2022 ihren Abschlussbericht vorstellte. In dem Abschluss-
bericht werden 70 Maflnahmen in fiinf Handlungsfeldern vorgestellt, wie in den néchsten Jahren eine weitere
Kapazititssteigerung bei der Schiene wirksam und beschleunigt umgesetzt werden kann. Mit diesen konkreten
MaBnahmen sollen unter anderem Planungs- und Genehmigungsprozesse bei neuen Schieneninfrastrukturprojek-
ten beschleunigt werden. Auch der Betrieb und die Instandhaltung des Bestandsnetzes optimiert und dessen Ka-
pazitit weiter gesteigert werden. Im Juni 2023 legte das BMDYV einen ersten Fortschrittsberichts zur Umsetzung
der MafBnahmen der Beschleunigungskommission ersten Fortschrittsberichts zur Umsetzung der Maflnahmen der
Beschleunigungskommission vor.


https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Artikel/G/fortschrittsbericht-zum-gesamtkonzept-klimafreundliche-nutzfahrzeuge.html
https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Anlage/K/presse/fortschrittsbericht-bks.pdf?__blob=publicationFile
https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Anlage/K/presse/fortschrittsbericht-bks.pdf?__blob=publicationFile
https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Anlage/K/presse/fortschrittsbericht-bks.pdf?__blob=publicationFile
https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Anlage/K/presse/fortschrittsbericht-bks.pdf?__blob=publicationFile
https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Anlage/K/presse/fortschrittsbericht-bks.pdf?__blob=publicationFile
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Ein wesentlicher Baustein ist die Novelle des Bundesschienenwegeausbaugesetzes, in dem bisher der Erhalt sowie
Neu- und Ausbauvorhaben im Bereich der Schienennetzinfrastruktur geregelt werden. Durch die Gesetzesnovelle
schafft die Bundesregierung zusitzliche Finanzierungsoptionen, um notwendige ErhaltungsmaBinahmen an der
Schienennetzinfrastruktur zu finanzieren. So soll die Qualitét des Netzbetriebes durch die Finanzierung zusitzli-
cher Instandhaltung merklich verbessert werden. Aulerdem hatte sich die aktuelle finanzielle Trennung von Er-
satzinvestitionen und Instandhaltung als zunehmendes Investitionshemmnis im Rahmen der Infrastrukturfinan-
zierung der Schiene erwiesen. So konnen auch Umbau- und InstandsetzungsmaBBnahmen an Bahnhéfen und Ver-
kehrsstationen durch eine direkte finanzielle Beteiligung des Bundes ermdglicht werden.

BMUYV und BMDV haben zudem Eckpunkte zur Beschleunigung von BaumaBnahmen an der Schieneninfrastruk-
tur iiber Standardisierungen gemeinsam erarbeitet, damit insbesondere die notwendigen Mafinahmen zum Ausbau
sowie zur Unterhaltung- und Erneuerungsmafinahmen wie auch Elektrifizierung beschleunigt umgesetzt werden
konnen. Dabei soll die artenschutzrechtliche Priifung in Bezug auf ausgewahlte und im Schienenbereich beson-
ders relevante Arten fachgerecht standardisiert werden, um auf diese Weise Verfahren zu vereinfachen, ohne den
Schutzumfang der betroffenen Arten abzusenken.

Zur Forderung des stufenweisen Ausbaus von Photovoltaikanlagen entlang der Bahnstrecken wurde 2023 im All-
gemeinen Eisenbahngesetz verankert, dass bei Bau oder Anderung von Eisenbahnanlagen deren Nutzung zur Er-
zeugung Erneuerbarer Energien integraler Bestandteil der Planungen der Betreiber von Eisenbahnanlagen sein
soll.

SchlieBlich wurde durch das Schienenlarmschutzgesetz der Einsatz von lauten Giiterwagen seit Ende 2020 auf
dem deutschen Schienennetz deutlich eingeschréinkt und damit relevante Lirmminderungen erreicht. Dariiber hin-
aus wurde die Forderung des Neu- und Ausbaus von Umschlaganlagen des kombinierten Verkehrs durch die
Bundesregierung fortgefiihrt. Das Forderprogramm wurde ausgeweitet, so dass der Ersatz bestehender Umschlag-
anlagen sowie Maflnahmen der Digitalisierung und Automatisierung von intermodalen Giiterverkehren im Rah-
men einer neuen Forderrichtlinie ebenfalls forderféhig ist.

Offentliche Verkehrsmittel, Rad- und FuBverkehr

Gerade in Ballungsraumen, wo 60 Prozent der Pkw-Fahrten kiirzer als 5 Kilometer sind und der 6ffentliche Per-
sonennahverkehr (OPNV) in der Regel gut ausgebaut ist, aber auch in ldndlichen Raumen gilt es sinnvolle Alter-
nativen zum ,,Pkw fiir jede Fahrt* weiter zu stérken.

Im Rahmen der Initiative ,,mobil-gewinnt* wurde durch das BMDYV ein neues Forderprogramm fiir betriebliches
Mobilititsmanagement gestartet. Damit erhalten Unternehmen und Einrichtungen die Chance, mit eigenen Mal-
nahmen einen Beitrag zu einem modernen und klimafreundlichen Mobilitdtssystem zu leisten. Im Fokus stehen
technische und organisatorische Maflnahmen zur Vermeidung und Reduzierung von Arbeitswegen und Dienst-
reisen, zur Verlagerung auf umweltfreundliche Verkehrstriager sowie zur Optimierung von Fuhrparks und Mobi-
litdtsabldufen. (vgl. https://www.mobil-gewinnt.de/)

Offentlicher Personennahverkehr

Zum 1. Mai 2023 ist das Deutschlandticket im monatlich kiindbaren Abo zum Einfiihrungspreis von 49 Euro
gestartet, mit dem der OPNV in ganz Deutschland genutzt werden kann. Dadurch wird die Attraktivitit des OPNV
gesteigert und somit letztlich auch ein Beitrag zur Erreichung der Klimaschutzziele der Bundesregierung geleistet.

Der Bund unterstiitzt des Weiteren die Lénder bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben in finanzieller Hinsicht,
insbesondere iiber das Regionalisierungsgesetz und Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz. Im Rahmen des For-
derprogramms , Modellprojekte zur Stirkung des OPNV* werden dariiber hinaus Projekte unterstiitzt, die dazu
beitragen, die Attraktivitit des OPNV zu erhohen, die Nutzung des OPNV zu steigern, die Verlagerung von Ver-
kehren des motorisierten Individualverkehrs auf den OPNV zu erreichen und damit die CO»-Emissionen des Ver-
kehrssektors zu verringern.

Mit dem Ausbau- und Modernisierungspakt OPNV (AMP) ist geplant, dass sich Bund, Linder und Kommunen
iiber die zukiinftige Ausrichtung des OPNV verstindigen. Der AMP wird derzeit noch verhandelt.

Rad- und Fufsverkehr

Der Rad- und FuBverkehr sind wichtige Bausteine aktiver, umweltfreundlicher Mobilitit. Mit dem Nationalen
Radverkehrsplan 3.0 (NRVP 3.0) wurde die Strategie fiir den Radverkehr bis 2030 auch im Kontext des Klima-
schutzes strategisch neu ausgerichtet. Ziel: Flichendeckend mehr, besseren und sicheren Radverkehr in den


https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Anlage/Gesetze/Gesetze-20/eckpunkte-beschleunigung-baumassnahmen-schieneninfrastruktur-ueber-standardisierungen.pdf?__blob=publicationFile
https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Anlage/Gesetze/Gesetze-20/eckpunkte-beschleunigung-baumassnahmen-schieneninfrastruktur-ueber-standardisierungen.pdf?__blob=publicationFile
https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Anlage/Gesetze/Gesetze-20/eckpunkte-beschleunigung-baumassnahmen-schieneninfrastruktur-ueber-standardisierungen.pdf?__blob=publicationFile
https://www.mobil-gewinnt.de/)
https://www.mobil-gewinnt.de/)
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Stidten und landlichen Rdumen in Deutschland (unter anderem Verdoppelung der mit dem Rad gefahrenen Kilo-
meter bis 2030). Die Bundesregierung fordert deshalb den Radverkehr umfassend mit verschiedenen investiven
und nicht investiven Foérder- und Finanzierungsprogrammen. Die Unterstiitzung des Radverkehrs erfolgt dabei
unter anderem {iber das Finanzhilfe-Sonderprogramm ,,Stadt und Land®, die Férderung von investiven und nicht
investiven Modellvorhaben des Radverkehrs, das Férderprogramm ,,Radnetz Deutschland®, {iber Finanzhilfen fiir
den Bau von Radschnellwegen, den Bau von Radwegen an Bundesstraflen und die Férderung von Fahrradpark-
héusern an Bahnhofen.

Dariiber hinaus fordert die Bundesregierung auch den Fu3verkehr. Im Rahmen der investiven FuBBverkehrsforde-
rung konnen hierbei unter anderem fuBBgéngerfreundliche Modellprojekte wie beispiclsweise Stralenumgestal-
tungen und modellhafte Querungsanlagen finanziell unterstiitzt werden.

Zur Verbesserung der Verkehrsverhéltnisse fiir zu FuB3 Gehende erarbeitet das BMDYV derzeit unter Einbindung
von Expert*innen gemeinsam mit den Landern eine Nationale Fuverkehrsstrategie. Ziel ist es, die Sicherheit und
Attraktivitdt des FuBBverkehrs auf allen foderalen Ebenen als Teil einer modernen Mobilitdt zu stirken.

Schifffahrt und Héafen

Zwar ist das Schiff bezogen auf die Transportleistung noch immer der effizienteste Verkehrstriger, gleichwohl
hat aber auch die Schifffahrt bzw. die zugehorige Infrastruktur (WasserstraBen und Héfen) Auswirkungen auf die
Umwelt. Aufgrund des internationalen Charakters des Seeverkehrs werden die wirksamsten MaBBnahmen auf welt-
weiter oder EU-Ebene verabschiedet. Fiir die Seeschifffahrt hat die Internationale Seeschifffahrtsorganisation
(IMO) in ihrem Umweltausschuss bereits zahlreiche international verbindliche Regelungen beschlossen, die die
Auswirkungen der Schifffahrt auf die Meeresumwelt begrenzen. Darunter das Ubereinkommen zur Verhiitung
der Meeresverschmutzung durch Schiffe oder Ubereinkommen zum Umgang mit Ballastwasser oder Schiffsre-
cycling. Zur Verminderung von Luftverschmutzung wurden in der IMO Schwefel- und Stickoxidemissionen re-
guliert, derzeit liegt der Schwerpunkt bei der Transformation der Seeschifffahrt hin zur Treibhausgasneutralitit.
Auf EU-Ebene wurden weitere MaBinahmen beschlossen, zum Beispiel im Rahmen des ,,Green Deal* der EU-
Kommission (unter anderem die FuelEU Maritime, AFIR), die in den nichsten Jahren national umgesetzt und
ihre Effekte entfalten werden.

Als weitere nationale Maflnahmen wurden getroffen:

—  Die Nationale Hafenstrategie mit Rahmenbedingungen fiir die Hafen der Zukunft unter Beriicksichtigung
von Klima- und Umweltauswirkungen.

—  Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und Landern zur Errichtung von Landstromanlagen. Durch Land-
strom konnen sich Schiffe wihrend ihrer Liegezeit im Hafen mit Strom aus erneuerbaren Energien versorgen
und ihre bordeigenen Dieselgeneratoren zur Stromerzeugung abschalten. Dadurch kdnnen neben Luftschad-
stoffen wie Stickstoff- und Schwefeloxiden auch klimaschidliche CO2-Emissionen sowie Lérm und Vibra-
tionen besonders in Hafeninnenstidten vermieden werden.

—  Richtlinien zur Férderung der nachhaltigen Modernisierung von Binnen- und Kiistenschiffen. Sie sollen
deutschen Binnen- und Kiistenschiffern einen Anreiz geben, ihr Schiff durch Investitionen in neue emissi-
onsirmere Antriebssysteme oder sogar Nullemissionsantriebe, die Ausstattung an Bord mit digitaler Infor-
mationstechnik und Assistenzsystemen sowie in UmbaumaBnahmen fiir eine groBere Einsatzfihigkeit bei
Niedrigwasser insgesamt zukunftsfdhig zu machen.

—  Zur Flankierung der internationalen Aktivititen und strategischen Steuerung ihrer nationalen Umsetzung
wird aktuell ein ,,Nationaler Aktionsplan klimafreundliche Schifffahrt™ erarbeitet. Die nationale See- und
Binnenschifffahrt soll damit in ihrer Transformation zur Treibhausgasneutralitét unterstiitzt werden.

In der Binnenschifffahrt setzt sich die Bundesregierung dariiber hinaus auf europdischer Ebene flir den Einsatz
eines europdischen Flottenmodernisierungsprogramms und fiir die Einfithrung eines Systems zur Klassifizierung
von Binnenschiffen hinsichtlich der Umwelteigenschaften ein. Zudem werden in dem weiterentwickelten Forder-
programm des Bundes zur nachhaltigen Modemisierung von Binnenschiffen ab Januar 2024 auch schiffsbauliche
AnpassungsmafBnahmen zur Unterstiitzung der dauerhaften Verlagerung von geeigneten Verkehren von der Strafle
auf die Wasserstra3e aufgenommen.


https://climate.ec.europa.eu/eu-action/transport-emissions/reducing-emissions-shipping-sector_en
https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Artikel/WS/hafenstrategie-public.html
https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Artikel/WS/hafenstrategie-public.html
https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Artikel/WS/foerderrichtlinie-nachhaltige-modernisierung-binnenschiffe.html
https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Artikel/WS/foerderrichtlinie-nachhaltige-modernisierung-binnenschiffe.html
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Luftverkehr

Auch der Luftverkehr wird seinen Beitrag zur Reduzierung der CO»-Emissionen und weiterer Klimawirkungen
leisten. So wurde auf nationaler Ebene bereits unter der Vorgéngerregierung die Luftverkehrsteuer zum 1. April
2020 — je nach Distanzklasse zwischen rund 5,50 Euro bis 17 Euro je steuerpflichtigem Rechtsvorgang — erhoht.
Auf europdischer Ebene hat die Bundesregierung die Ausgestaltung des MaBnahmenpakets ,,Fit for 55 aktiv
mitgestaltet. Darin wurden u. a. der Europdische Emissionshandel im Luftverkehr iiberarbeitet und mit der
ReFuelEU Aviation Verordnung eine ab 2025 sukzessive bis 2050 steigende Beimischungsverpflichtung fiir er-
neuerbare Flugkraftstoffe (SAF) sowie eine Unterquote fiir strombasiertes Kerosin geschaffen. Auf internationaler
Ebene, im Rahmen der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO), ist fiir den Umwelt- und Klimaschutz-
bereich ein Mallnahmenpaket erarbeitet, zudem existieren vier internationale Standards zur Regulierung und Re-
duzierung von Larm und Emissionen des internationalen Luftverkehrs. Die Bundesregierung hat den Beschluss
eines ICAO Klimalangfristziels von Netto-Null-CO>-Emissionen im internationalen Luftverkehr bis zum Jahr
2050 unterstiitzt und sich im Rahmen der 3. ICAO Konferenz fiir nachhaltige Flugkraftstoffe (CAAF/3) erfolg-
reich fiir den Beschluss eines Zwischenziels eingesetzt, nach dem bis spitestens im Jahr 2030 5 Prozent der CO»-
Emissionen der Luftfahrt durch den Einsatz von SAF eingespart werden.

Die Debatte iiber weitere Besteuerungsinitiativen im Luftverkehr, die zur Erreichung der klimapolitischen Ziele
beitragen kdnnen, dauern an. Dazu gehort die Aufhebung des Ausnahmetatbestandes zur Befreiung von Kerosin
von der Energiebesteuerung. Die Position der Bundesregierung in dieser Debatte beschreibt das Papier Klima-
neutrale Luftfahrt — Gemeinsames Papier der Bundesregierung.

Kasten 7: Weitere Informationen zum Handlungsfeld C.2. Mobilit:it

—  EU (2023): Verordnung (EU) 2023/851 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 19. April
2023 zur Anderung der Verordnung (EU) 2019/631 im Hinblick auf eine Verschérfung der CO,-
Emissionsnormen fiir neue Personenkraftwagen und fiir neue leichte Nutzfahrzeuge im Einklang
mit den ehrgeizigeren Klimazielen der Union (Text von Bedeutung fiir den EWR)
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?7uri=CELEX%3A32023R0851

—  EU (2019): Verordnung (EU) 2019/1242 des Europédischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni
2019 zur Festlegung von CO,-Emissionsnormen fiir neue schwere Nutzfahrzeuge und zur
Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 595/2009 und (EU) 2018/956 des Europiischen Parlaments
und des Rates sowie der Richtlinie 96/53/EG des Rates (Text von Bedeutung fiir den EWR)
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=CELEX%3A32019R 1242

—  Europiische Kommission (2021): Vorschlag fiir eine VERORDNUNG DES EUROPAISCHEN
PARLAMENTS UND DES RATES iiber den Autbau der Infrastruktur fiir alternative Kraftstoffe
und zur Authebung der Richtlinie 2014/94/EU des Europdischen Parlaments und des Rates,
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/ DE/TXT/?uri=CELEX%3A52021PC0559

—  Die Bundesregierung (2022): Masterplan Ladeinfrastruktur II der Bundesregierung,
https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Publikationen/G/masterplan-ladeinfrastruktur-
2.pdf?blob=publicationFile

—  BMDV (2022): Fortschrittsbericht zum Gesamtkonzept klimafreundliche Nutzfahrzeuge,
https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Publikationen/G/fortschrittsbericht-zum-gesamtkonzept-
klimafreundliche-nutzfahrzeuge.pdf?blob=publicationFile

—  BMDV (2023): 1. Fortschrittsbericht zur Umsetzung der Mafinahmenvorschldge der
Beschleunigungskommission Schiene,
https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Anlage/K/presse/fortschrittsbericht-
bks.pdf?blob=publicationFile

—  BMDV (2023): Eckpunkte zur Beschleunigung von BaumaBnahmen an der Schieneninfrastruktur
iiber Standardisierungen, https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Anlage/Gesetze/Gesetze-
20/eckpunkte-beschleunigung-baumassnahmen-schieneninfrastruktur-ueber-
standardisierungen.pdf?blob=publicationFile



https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/J-L/220621-Klimaneutrale-Luftfahrt-Juni-22-Vfin-Anlage-BR.pdf?__blob=publicationFile&amp;v=1
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—  ,,mobil gewinnt“ (2023): Webseite, Betriebliches Mobilitdtsmanagement zahlt sich aus!.
https://www.mobil-gewinnt.de/

—  Europiische Kommission (2023): Reducing emissions from the shipping sector,
https://climate.ec.europa.eu/eu-action/transport/reducing-emissions-shipping-sector _en

—  BMDV (2023): Die Nationale Hafenstrategie,
https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Artikel/W S/hafenstrategie-public.html

—  BMDV (2021): Richtlinie zur Férderung der nachhaltigen Modernisierung von Binnenschiffen,
https://bmdv.bund.de/SharedDocs/DE/Artikel/WS/foerderrichtlinie-nachhaltige-modernisierung-
binnenschiffe.html

—  Die Bundesregierung (2022): Klimaneutrale Luftfahrt, Gemeinsames Papier der Bundesregierung,
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/J-L/220621-Klimaneutrale-Luftfahrt-Juni-22-
Vfin-Anlage-BR.html

—  EU (2024): Verordnung (EU) 2023/2405 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
18. Oktober 2023 zur Gewdhrleistung gleicher Wettbewerbsbedingungen fiir einen nachhaltigen
Luftverkehr (Initiative ,,ReFuelEU Aviation®) (Text von Bedeutung fiir den EWR),
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/J-L/220621-Klimaneutrale-Luftfahrt-Juni-22-
Vfin-Anlage-BR.html

C.3  Natiirliche Kohlenstoffspeicher und -senken

Intakte und auf Dauerhaftigkeit ausgerichtete Okosysteme sind natiirliche Kohlenstoffspeicher und —senken, da
sie Kohlendioxid aus der Atmosphére entnehmen und Kohlenstoff langfristig binden kénnen. Sie sind dadurch in
der Lage, einen dauerhaften Beitrag zum Klimaschutz zu leisten. Mit der im Juni 2021 beschlossenen Novelle des
Bundes-Klimaschutzgesetzes wurden erstmals konkrete Ziele fiir den Klimaschutzbeitrag der Landdkosysteme —
der nach den Regeln der internationalen Emissionsberichterstattung in die Emissionsbilanz des Sektors Landnut-
zung, Landnutzungsédnderung und Forstwirtschaft (Land Use, Land Use Change and Forestry, LULUCF) einflief3t
— festgelegt. Danach soll der Beitrag des Sektors Landnutzung, Landnutzungsdnderung und Forstwirtschaft zum
Klimaschutz gestirkt werden: Im Mittel der Jahre 2027 bis 2030 sollen jéhrlich 25 Mio. Tonnen CO»-Aquivalente
mehr aus der Atmosphére entnommen und dauerhaft gespeichert werden, als Treibhausgase in diesem Sektor
emittiert werden. Fiir die Jahre 2037 bis 2040 steigt dieses Ziel auf minus 35 Mio. Tonnen, fiir die Jahre 2042 bis
2045 auf minus 40 Mio. Tonnen CO»-Aquivalente.

Durch den globalen Klimawandel verindern sich aktuell die Lebensbedingungen so schnell, dass Okosysteme
nicht Schritt halten konnen, immer fragiler werden und einen Beitrag zu den Klimazielen schlechter leisten kon-
nen. Degradieren Okosysteme, konnen sie den in ihnen gebundenen Kohlenstoff innerhalb kurzer Zeit freisetzen
—der Klimawandel verstirkt sich. Mit dem Prozess der Degradierung von Okosystemen infolge des Klimawandels
eng verbunden ist ein Fortschreiten der Biodiversitétskrise: Tier- und Pflanzenarten konnen sich haufig nicht
schnell genug an die sich verdndernden Bedingungen anpassen, nicht in andere Habitate ausweichen und kénnen
vielerorts aussterben.

Um Klimawandel und Biodiversititskrise zu begegnen, miissen Natur- und Klimaschutz stirker zusammengefiihrt
werden. Dadurch ergeben sich Synergien, die genutzt werden konnen. Zentrale Séulen sind der Erhalt, die Rena-
turierung und die Wiederherstellung natiirlicher Okosysteme. Mit dem im Mirz 2023 verabschiedeten Aktions-
programm Natiirlicher Klimaschutz (ANK) will die Bundesregierung entscheidend dazu beitragen, den allgemei-
nen Zustand der Okosysteme in Deutschland deutlich zu verbessern und so ihre Resilienz gegen Klimaverinde-
rungen und ihre Fahigkeit Kohlenstoff einzulagern zu stiarken. Wilder sollen durch einen gezielten Waldumbau
besser an die Herausforderungen von Klimadnderungen angepasst und dadurch resilienter gegen den Klimawan-
del werden. Gleichzeitig sind MaBnahmen zur Stirkung von Okosystemen ein wichtiger Beitrag zum Schutz der
Natur und der Biodiversitit. Das ANK benennt konkret als mogliche MaBBnahmen insbesondere den Schutz und
die Wiedervernissung von Mooren, Waldokosysteme zu stirken, Auen und Seegraswiesen an den Kiisten zu re-
naturieren oder Stidte zu begriinen und Fléchen zu entsiegeln.
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Wilder und Forstwirtschaft

Der Wald in Deutschland ist mit einem Anteil von 32 Prozent der Landesfliache ein pragender Teil der Natur- und
Kulturlandschaft. Deutschlands Wiilder erfiillen vielfiltige Okosystemleistungen fiir Umwelt und Gesellschaft.
Sie sind unter anderem unverzichtbar fiir den Klimaschutz, wichtiger Lebensraum fiir zahlreiche Tier-, Pilz- und
Pflanzenarten, Lieferant des nachhaltigen Rohstoffs Holz und sorgen fiir gesunde Luft, sauberes Wasser und Bo-
denschutz. Der Kohlenstoffvorrat der Wilder Deutschlands verteilt sich dabei auf ober- und unterirdische Bio-
masse. Insbesondere die nicht standortangepassten Wilder haben sich allerdings in den vergangenen Jahren be-
sonders anfillig fiir Diirreschdden und Schédlingsbefall gezeigt. Die dritte Bundeswaldinventur 2011/2012 weist
36 Prozent der Waldflache in Deutschland als naturnah aus. Betrachtet man nur Jungbestockung (Baume bis vier
Meter Hohe) betriagt der Anteil der sehr naturnahen und naturnahen Baumarten-Zusammensetzung rund 51 Pro-
zent. Die Ergebnisse der gerade laufenden vierten Bundeswaldinventur werden zeigen, wie sich die Extremwet-
terbedingungen seit 2018 ausgewirkt haben.

Die Bundesregierung sieht die Anpassung der Wélder an den Klimawandel als eine nationale Aufgabe von ge-
samtgesellschaftlichem Interesse. Durch einen gezielten Waldumbau miissen artenreiche und klimaresiliente Wil-
der mit iiberwiegend standortheimischen und klimatoleranten Baumarten geschaffen werden, um saisonaler Tro-
ckenheit und hoheren Temperaturen besser widerstehen zu konnen. Aulerdem werden die Forschungen zum Kli-
mawandel und die praktischen Erfahrungen zeigen, ob auch nichtheimische Baumarten bei der Entwicklung un-
serer Wilder helfen konnen.

Durch den gezielten Umbau nicht klimaresilienter Walder und die Wiederbewaldung bereits geschidigter Wald-
flachen im Rahmen des ANK und der Gemeinschaftsaufgabe ,,Verbesserung der Agrarstruktur und des Kiisten-
schutzes (GAK) sollen sich naturnahe und klimaresiliente Waldokosysteme entwickeln. Deren Biodiversitét und
Strukturreichtum sind die Grundvoraussetzung fiir die Klimaanpassungsfahigkeit und Resilienz von Wéldern ge-
gen Klimaverdnderungen. Dariiber hinaus soll die Waldfliche in Deutschland ausgedehnt werden. So soll die
Einbindung von Kohlenstoff durch Wilder und Holzprodukte langfristig erhoht und zudem wertvolle Lebens-
rdume geschaffen werden. Das tragt auch zum Ziel der EU-Biodiversititsstrategie fiir 2030 und der EU-Waldstra-
tegie bei, in Europa drei Milliarden Bdume zusétzlich zu pflanzen.

Die Bundesregierung unterstiitzt die privaten und kommunalen Waldeigentiimer*innen dariiber hinaus mit einer
Reihe weiterer FordermaBnahmen, zuletzt mit dem 2022 aufgelegten Forderinstrument ,,Klimaangepasstes
Waldmanagement* und gemeinsam mit den Ladndern bei Waldumbau und Wiederbewaldung von geschidigten
Waldfldchen iiber die Gemeinschaftsaufgabe ,,Verbesserung der Agrarstruktur und des Kiistenschutzes* (478
Mio. Euro Bundesmittel fiir die Jahre 2020 bis 2023).

Die Bundesregierung setzt sich auch auf européischer Ebene und weltweit fiir die Erhaltung, die nachhaltige Be-
wirtschaftung und den Wiederaufbau degradierter und zerstorter Wélder ein, Deutschland gehért zu den grofiten
Geberldndern fiir waldrelevante Projekte weltweit.

Die in vielen Teilen der Erde weiter fortschreitende Degradierung und Entwaldung tragt mafgeblich zum Klima-
wandel bei. Gemif} dem sechsten Sachstandsbericht des Weltklimarates stammen 22 Prozent der globalen anth-
ropogenen Treibhausgas-Emissionen aus Landwirtschaft, Landnutzungsédnderung, Entwaldung und Walddegra-
dation. Auf der COP 26 im Jahr 2021 hat sich Deutschland im Rahmen der ,,Glasgow Leaders™ Declaration on
Forests and LandUse* gemeinsam mit iiber 140 Lindern zum Ziel bekannt, Entwaldung und Landdegradierung
bis 2030 zu stoppen und gleichzeitig auf nachhaltige Entwicklung und eine inklusive ldndliche Transformation
hinzuarbeiten. Die EU begegnet der Problematik mit einer neuen EU-Verordnung zu entwaldungsfreien Produk-
ten, die unter anderem das Inverkehrbringen von bestimmten Agrarerzeugnissen und Holz in den Binnenmarkt
verbietet, wenn diese mit Entwaldung und Waldschéddigung in Verbindung stehen oder nicht legal produziert sind.
Die Verordnung, fiir die Deutschland sich eingesetzt hatte, ist im Juni 2023 in Kraft getreten und wird ab dem
30. Dezember 2024 anzuwenden sein.

Der im Juni 2021 veroffentlichte Waldbericht der Bundesregierung informiert iiber den Zustand der Wilder in
Deutschland und weltweit sowie iiber die Waldpolitik auf nationaler und internationaler Ebene im Zeitraum 2017
bis 2021.

Boden und Moore

In Deutschland sind derzeit 92 Prozent der Moorbdden entwéssert. Meist werden sie als Acker- oder Weideland
oder zum Torfabbau genutzt. Durch den Kontakt mit der Luft beginnen sich die iiber Jahrhunderte und Jahrtau-
sende angesammelten Pflanzenreste in kurzer Zeit zu zersetzen und setzen dabei den eingebundenen Kohlenstoff


https://literatur.thuenen.de/digbib_extern/dn054444.pdf
https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/Broschueren/waldbericht2021.html
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als CO; frei. Diese Emissionen beliefen sich in 2020 auf rund 53 Mio. Tonnen CO»-Aquivalente, ein Anteil von
etwa 7,5 Prozent der gesamten nationalen Treibhausgas-Emissionen. Neben den erheblichen Emissionen bedeutet
die Entwésserung eines Moores auch den Verlust der dort heimischen Tier- und Pflanzenwelt und der ausglei-
chenden Wirkung im Wasserhaushalt: Moore kdnnen Wasser in der Landschaft speichern.

Im Rahmen des ANK sollen Mafinahmen geméal der im November 2022 beschlossenen Nationalen Moorschutz-
strategie gefordert werden. Diese reichen von dem Schutz und der Wiederherstellung moortypischer Okosysteme
sowie der Wiederverndssung von trockengelegten Moorbdden iiber die Forschung zur Substitution von Torfsub-
straten bis hin zur Etablierung alternativer Bewirtschaftungsformen und neuer Wertschopfungsketten.

Generell sind Boden wichtige Kohlenstoffspeicher. Der Schutz der Boden, eine bodenschonende, humuserhal-
tende und, wo es sinnvoll ist, humusmehrende Bewirtschaftung sowie eine mafivolle Diingung vermeiden boden-
biirtige Treibhausgas- Emissionen’ und unterstiitzen gleichzeitig die Funktion der Boden als Wasserspeicher und
Stofffilter sowie die Bodenbiodiversitit. Der Landwirtschaft als die grofite Flichennutzung in Deutschland kommt
insofern eine besonders wichtige Rolle zu. Nicht zuletzt ist ein sorgsamer Umgang mit unseren Boden entschei-
dend fiir die langfristige Sicherung unserer Erndhrungsgrundlagen. Agri-Photovoltaik kann Flachenkonkurrenzen
im Hinblick auf landwirtschaftlich genutzte Flichen entschirfen und Synergien zwischen Natiirlichem Klima-
schutz, landwirtschaftlicher Produktion und dem Ausbau der Erneuerbaren Energien nutzen.

Im Rahmen des ANK sind unter anderem Forderprogramme zur Stirkung der Funktion des Bodens als Kohlen-
stoffspeicher vorgesehen. So sollen die Erhaltung und Neuanlage von Strukturelementen (Hecken, Feldgehdlze,
etc.) und Flachen insbesondere der Agrarlandschaften mit einer positiven Klima- und Biodiversititswirkung, der
okologische Anbau sowie Maschinen und Gerite zur Starkung der natiirlichen Bodenfunktionen in Agrarland-
schaften gezielt gefordert werden. Zudem ist die Unterstiitzung von Kommunen in Vorbereitung, um im stédti-
schen und léndlichen Raum iiber Entsiegelungsmafinahmen Boden wiederherzustellen und damit den regionalen
Wasserhaushalt und die Schaffung klimaresilienter Landschaften zu begiinstigen. Das Umweltprogramm der Kre-
ditanstalt fiir Wiederaufbau richtet die Férderungen auch auf Unternehmen aus.

Naturnaher Wasserhaushalt

Ein groBeres und gleichmiBigeres Wasserangebot in der Fliche macht bestehende Okosysteme widerstandsféhi-
ger. Hiufig ist es sogar die Grundvoraussetzung fiir weitergehende Renaturierungs- und Wiederherstellungsmaf3-
nahmen, zum Beispiel die Wiedervernidssung von Moorbdden. Mit dem fortschreitenden Klimawandel neigt sich
die Verfiigbarkeit von Wasser aber mehr und mehr den Extremen zu: Die Sommer werden trockener, es kommt
vermehrt zu Diirren. Auf der anderen Seite treten lokale Starkregenereignisse hiufiger und stirker auf, was zu
katastrophalen Uberschwemmungen wie im Juli 2021 fiihren kann. Die Ziele fiir den Wasserhaushalt miissen
insofern grundsitzlich neu ausgerichtet werden: Ziel muss sein, das Wasser wieder stirker in der Landschaft zu
halten und die schnelle Entwésserung grofer Flachen zuriickzufahren.

Das Forderprogramm Auen von 2019 zielt darauf ab, den Zustand der stark gefahrdeten Auendkosysteme entlang
der Bundeswasserstrallen zu verbessern. Zugleich werden Beitrdge zur Hoch- und Niedrigwasserregulation ge-
leistet und weitere Okosystemfunktionen wie die Selbstreinigung der Gewisser oder die Kohlenstoffspeicherung
verbessert. Uber das Aktionsprogramm Natiirlicher Klimaschutz wird die Bundesregierung weitere Manahmen
zur Auenrenaturierung an FlieBgewdssern und zur dkologischen Gewésserentwicklung an Bundeswasserstrafien
voranbringen. Weitere Informationen zum Zustand der Gewésser finden Sie im Abschnitt B.2. Wasser sowie im
folgenden Handlungsfeld C.4. Wassermanagement.

5 Zur Bedeutung von Lachgas und Methan als Emissionsquellen siche u. a. Verdffentlichungen des UBA, https://www.umweltbundes-

amt.de/themen/landwirtschaft/umweltbelastungen-der-landwirtschaft/lachgas- methan.


https://www.umweltbundesamt.de/themen/landwirtschaft/umweltbelastungen-der-landwirtschaft/lachgasmethan
https://www.umweltbundesamt.de/themen/landwirtschaft/umweltbelastungen-der-landwirtschaft/lachgasmethan
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Kasten 8: Weitere Informationen zum Thema C.3. Natiirliche Kohlenstoffspeicher und -senken
und Natiirlicher Klimaschutz

—  BMUYV (2023): Aktionsprogramm Natiirlicher Klimaschutz (ANK):
https://www.bmuv.de/download/aktionsprogramm-natuerlicher-klimaschutz

—  BMEL (2016): Der Wald in Deutschland, Ausgewahlte Ergebnisse der dritten Bundeswaldinventur,
https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/Broschueren/bundeswaldinventur3.html

—  BMEL (2021): Waldbericht der Bundesregierung,
https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/Broschueren/waldbericht2021.html

C.4  Wassermanagement

Ubergeordnetes Ziel der Bundesregierung im Umgang mit der Ressource Wasser ist die Wiederherstellung eines
naturnahen Wasserhaushalts und die Herstellung einer klimaresilienten Wasserwirtschaft. In der Nationalen Was-
serstrategie hat die Bundesregierung zehn strategische Themen identifiziert, die sich zu drei Malnahmenberei-
chen zusammenfassen lassen:

Naturnaher Wasserhaushalt

Der Wasserhaushalt umfasst Niederschlag, Verdunstung, Speicherung sowie Zu- und Abfluss. Dabei spielen der
Bodenzustand (siche B.4. Boden und Fliche), die Grundwasserneubildung und die Vegetation eine wichtige
Rolle. Der Wasserhaushalt wird durch die Landnutzung und die Nutzung der Wasserressourcen, z. B. durch Was-
serentnahmen, Gewasserausbau oder durch HochwasserschutzmafBnahmen, wie Deiche, sowie durch die Entwis-
serung von mineralischen Boden und Moorbdden (z. B. durch Drainagen oder Entwisserungsgriben) und nicht
standortangepasste Bewirtschaftung stark beeinflusst und veradndert.

Deutschland steht bei der Stairkung und Wiederherstellung des naturnahen Wasserhaushalts vor grolen Heraus-
forderungen. Von 105.000 km kartierten FlieBgewissern ist die Gewésserstruktur auf mehr als 60.000 km als
,deutlich bis ,,vollstindig verdndert” einzustufen.

Die Renaturierung von Gewéssersystemen und die Wiederanbindung von Auen sichert Riickzugsgebiete fiir eine
vielfiltige Tier- und Pflanzenwelt. Gleichzeitig filtern Auen das Oberflichenwasser, halten es in der Landschaft,
beugen dadurch Diirren vor und dienen als natiirliche Uberschwemmungsflidchen. Bei Uberflutung kénnen Hoch-
wasser abgeschwicht und Schidden vermieden oder verringert werden. Die Fliisse sind in der Vergangenheit von
einem GroBteil ihrer Auen abgekoppelt worden. Seitdem kénnen nur noch rund ein Drittel der ehemaligen Uber-
schwemmungsflachen von Fliissen mit Einzugsgebieten von iiber 1.000 km? bei groflen Hochwasserereignissen
iiberflutet werden.

Weiterhin hatten die Bodentrockenheit, die niedrigen Grundwasserstdnde und die niedrigen Wassersténde in den
Fliissen in den vergangenen Sommern erhebliche 6kologische Auswirkungen, fiihrten zu starken Beeintréchtigun-
gen gewisserabhiingiger Okosysteme und betrafen direkt verschiedene wirtschaftliche Sektoren wie Landwirt-
schaft, Forstwirtschaft, Fischerei, Aquakultur, Energieproduktion, Schifffahrt und Industrie. Die erhohte Wasser-
entnahme aus Fliissen und Seen fiihrte stellenweise zu zusétzlichen negativen Auswirkungen auf ihren 6kologi-
schen Zustand (siehe B.1. Klima und C.8. Bodenschutz und Reduzierung des Flichenverbrauchs). Zum Erhalt
oder zur Wiederherstellung eines mdglichst naturnahen Landschaftswasserhaushalts (z. B. von Gewéssern oder
groBBen Feuchtgebieten/Mooren) ist das Wassermanagement eines gesamten Einzugsgebiets zu betrachten und so
anzupassen, dass die Potenziale fiir Kohlenstoffspeicherung und natiirlichen Klimaschutz genutzt werden, der
Wasserhaushalt resilient gegeniiber den Auswirkungen des Klimawandels ist und sich im Einklang aller Nutzen-
den entwickelt. Dafiir sind in der nationalen Wasserstrategie Maflnahmen vereinbart worden, die schrittweise
umgesetzt werden. Dabei spielt auch das Aktionsprogramm Natiirlicher Klimaschutz eine zentrale Rolle (siche
C.3. Natiirliche Kohlenstoffspeicher und -senken). Zudem ist Deutschland der internationalen Freshwater Chal-
lenge beigetreten, welche auf der UN-Wasserkonferenz im Mérz 2023 in Leben gerufen wurde. Ziel ist es ge-
meinsam mit den anderen Mitgliedslédndern sicherzustellen, dass bis 2030 300.000 Kilometer degradierter Fliisse
und 350 Millionen Hektar Feuchtgebiete wiederhergestellt und SiiBwasserdkosysteme besser geschiitzt werden.


https://www.bmuv.de/download/aktionsprogramm-natuerlicher-klimaschutz
https://www.bmuv.de/download/aktionsprogramm-natuerlicher-klimaschutz
https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/Broschueren/bundeswaldinventur3.html
https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/Broschueren/bundeswaldinventur3.html
https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/Broschueren/bundeswaldinventur3.html
https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/Broschueren/waldbericht2021.html
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Sauberes Wasser

Ein naturnaher Wasserhaushalt ist gleichzeitig die Grundbedingung fiir sauberes Wasser in allen Fliissen und
Seen. In der europdischen Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) sind die 6kologischen und chemischen Zielsetzungen
fiir sauberes Wasser formuliert. Der gute Zustand der Gewésser wird trotz der vielfdltigen Bemiithungen von Bund,
Léndern und Kommunen derzeit iiberwiegend noch nicht erreicht. Derzeit kdnnen in allen Gewassern notwendige
MaBnahmen aus vielfaltigen Griinden nicht oder nur verzogert umgesetzt werden. Das liegt oft an fehlenden oder
nicht entsprechend qualifizierten Fldchen, z. B. fiir notwendige Renaturierungsmafinahmen, aber vielfach auch an
anderen Priorititensetzungen beim Einsatz von personellen und finanziellen Ressourcen, komplexen Planungs-
und Genehmigungsverfahren sowie Fachkriftemangel. So wurden z. B. 60 Prozent der geplanten MaBinahmen zur
Verbesserung der Gewésserstruktur bis 2018 aus den genannten Griinden noch nicht begonnen. Zudem héingt die
erfolgreiche Umsetzung der WRRL auch von MaBnahmen in anderen Sektoren ab. So ldsst sich eine in sich
schliissige und durchsetzungsfiahige Gewésserschutzpolitik nur auf Grundlage einer weiteren und verstiarkten Un-
terstiitzung und Beriicksichtigung gewaisserpolitischer Ziele durch andere Politik- und Regelungsbereiche wie
Landwirtschaft, Wasserkraft, Raumordnung oder Regionalentwicklung realisieren. Die grolen Synergiepotenzi-
ale mit den Strategien und Zielen des natiirlichen Klimaschutzes, der Klimaanpassung, und des Naturschutzes
insbesondere beim Hochwasser- und Auenschutz sowie bei der Herstellung eines Biotopverbunds, sollten — wo
immer moglich — genutzt werden.

Sauberes Wasser in allen Seen und Fliissen hat als weitere Grundbedingung, dass es nicht durch Stoffeintrige
(Néahrstoffe, Schadstoffe, Feinsedimente, (Mikro-)Plastik etc.) verschmutzt wird. Die Belastung der Gewésser mit
vielen, vom regelméfBigen Monitoring erfassten, anthropogenen Stoffeintrdgen ist in Deutschland in den letzten
Jahrzehnten zuriickgegangen. Der gute chemische Zustand von Oberflachengewéssern (flichendeckend) und des
Grundwassers (33 Prozent der Grundwasserkorper) in Deutschland gemél der WRRL wird jedoch noch nicht
erreicht (siche B.2. Wasser).

Bereits heute besteht ein umfangreiches und komplexes Regelwerk zur Regulierung von Stoffen. Dabei spielen
EU-Regelungen eine zentrale Rolle. Geregelt werden u. a. Registrierungs- und Zulassungsvoraussetzungen (un-
terschiedlich fiir Chemikalien, Pflanzenschutzmittel, Biozide, Arznei- sowie Wasch- und Reinigungsmittel),
Emissionen fiir Abwassereinleitungen und Qualitdtsnormen fiir die Gewésser. Neben den Eintrdgen aus urbanen
Quellen, einschlieBlich Punktquellen, z. B. aus Kldranlagen, spielt die Stoftbelastung aus diffusen Quellen, ins-
besondere der Landwirtschaft, eine wichtige Rolle. Die Eintragspfade sind vielfiltig. Angesichts der gro3en Zahl
bereits im Umlauf befindlicher — aus Sicht des Gewisserschutzes — relevanter Stoffe, bleibt es auch eine Heraus-
forderung, produktionsintegrierte Verfahren, betriebliches Chemikalienmanagement und Verfahren der Abwas-
serbehandlung weiter zu verbessern und diesen neuen Stand der Technik in den bestehenden Regelwerken zu
etablieren.

Hierzu ist auch Zusammenarbeit auf EU und internationaler Ebene (z. B. in den internationalen Flussgebietskom-
missionen) wichtig.

Auch nach Einschétzung der Européischen Kommission ist das Zusammenspiel der Regelungswerke verbesse-
rungswiirdig. Eine Herausforderung besteht darin, die Schadstoffbelastung des Abwassers durch Mainahmen be-
reits entlang der gesamten Wertschopfungskette deutlich zu verringern. Die Abwasserfracht der einzelnen Pro-
duktionsstufen sowie wasserschonende Produkte und Herstellungsverfahren sind bereits beim Produktdesign mit-
zudenken. Eine solche integrierte Herangehensweise im Sinne eines Multi-Barrieren-Prinzips erfordert ein ver-
antwortliches Zusammenwirken aller Akteure entlang der Wertschopfungskette, einschlie8lich der Produzent*in-
nen und Konsument*innen.

Deutschland unterstiitzt den von der Europdischen Kommission im Rahmen des European Green Deal vorgelegten
Null-Schadstoff-Aktionsplan. Dieser bildet zusammen mit der Chemikalienstrategie fiir Nachhaltigkeit den euro-
pdischen Rahmen fiir MaBBnahmen zur Vermeidung von Schadstoffbelastungen fiir Mensch und Umwelt.

Ergénzt wird dies durch weitere Vorgaben, z. B. fiir Emissionen aus Industrieanlagen und der Landwirtschaft, fiir
die Abgabe von Bioziden sowie durch Strategien (der EU-Kommission) wie die Kunststoffstrategie, die Arznei-
mittelstrategie, den strategischen Ansatz fiir Arzneimittel in der Umwelt, die Farm-to-Fork-Strategie und die EU-
Biodiversititsstrategie 2030. Im Juni 2023 hat die EU-Kommission das Vertragsverletzungsverfahren gegen
Deutschland wegen Nicht-Einhaltung der EU-Nitratrichtlinie eingestellt. Die Allgemeine Verwaltungsvorschrift
zur Ausweisung von mit Nitrat belasteten und eutrophierten Gebieten sowie die Grundwasserverordnung wurde
in enger Abstimmung mit der EU-Kommission und den Landern zuletzt 2022 {iberarbeitet. Ebenso wurden die
Landesdiingeverordnungen angepasst. Das Bundeskabinett hat auBerdem am 31. Mai 2023 eine Anderung des
Diingegesetzes beschlossen. Damit soll die Rechtsgrundlage fiir eine Verordnung zur besseren Datenverfiig-
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barkeit beim vereinbarten Wirkungsmonitoring zur Diingeverordnung geschaffen werden und die Rechtsgrund-
lage fiir die vorgesehene Weiterentwicklung der Stoffstrombilanzverordnung geschaffen werden. Durch diese
MaBnahmen sollen die Gewésser besser vor Verschmutzung geschiitzt und die Vorgaben der EU einhaltbar wer-
den.

Wasserinfrastruktur in Zeiten des Klimawandels

Die tragenden Séulen der Daseinsvorsorge in der Wasserwirtschaft sind die auch zukiinftig sichere Versorgung
mit Wasser in einer fiir die verschiedenen Wassernutzungen erforderlichen Qualitit und Menge sowie ein effek-
tives Abwasser- und Regenwassermanagement. Die Vorsorge gegeniiber den Folgen von Extremereignissen und
Katastrophenfillen wie z. B. Hochwasser, Niedrigwasser und Diirren sowie Mallnahmen gegen die weitere
Schwichung der Okosysteme und deren Leistungen sind weitere zentrale Elemente. Der Sicherheit der 6ffentli-
chen Trinkwasserversorgung kommt hierbei eine besondere Bedeutung zu.

Uber 99 Prozent der Bevélkerung in Deutschland sind an die 6ffentliche Wasserversorgung und iiber 97 Prozent
an die 6ffentliche Abwasserentsorgung angeschlossen. Die Lange der Abwasserkanalnetze betragt 608.052 km,
die des Trinkwassernetzes circa 544.000 km.

Instandhaltung, Grunderneuerung, Ersatz und Erweiterung dieser Netze erfordern erhebliche regelméBige jéhrliche
Investitionen in Milliardenhdhe (circa 6 Mrd. Euro). Jahrlich werden circa 5,4 Mrd. m® Wasser fiir die 6ffentliche
Wasserversorgung und circa 14,6 Mrd. m® durch die nicht 6ffentliche Wassergewinnung fiir Industrie, Gewerbe,
Landwirtschaft und Energiegewinnung entnommen. Die Zunahme von Extremereignissen (z. B. Starkregen, Diirre)
infolge des Klimawandels erhdhen die Belastung und Risiken fiir viele Wasserinfrastrukturen sowie die davon abhén-
gigen Wassernutzungen und Dienstleistungen.

Menschen und Wirtschaft durch vorsorgende Mallnahmen im Sinne der EU-Hochwasserrisikomanagement-Richtli-
nie vor den Folgen von Hochwasserereignissen zu schiitzen, bleibt eine Daueraufgabe. Der Bund unterstiitzt die Lan-
der bei der Umsetzung von Hochwasser- und Kiistenschutzmaf3nahmen in erheblichem Umfang finanziell.

Zusitzlich sind im Nationalen Hochwasserschutzprogramm iiberregional wirksame Mafnahmen benannt, welche
iiber einen Sonderrahmenplan vom Bund mitfinanziert werden.

Deutschland verfiigt iiber eine seit Jahrzehnten entwickelte und im Wesentlichen gut funktionierende wasserwirt-
schaftliche, verkehrswasserbauliche, Hochwasserschutz- und Kiistenschutzinfrastruktur, deren grundlegende
Konzeption sich bewéhrt hat und lange kaum veréndert wurde. Der Werterhalt dieser Anlagen sowie deren Mo-
dernisierung und Anpassung an die sich dandernden Rahmenbedingungen stellt die Gesellschaft vor grole Heraus-
forderungen, insbesondere unter dem Gesichtspunkt der Finanzierung als auch der Flachenkonkurrenz auf Grund
von Ausgleichs- und Ersatzmafnahmen bzw. KohidrenzmaBnahmen. Die sich &ndernden Rahmenbedingungen
betreffen die Auswirkungen des Klimawandels (z. B. vermehrte Starkregenereignisse, lange Hitze- und Trocken-
perioden, Meeresspiegelanstieg), die Anforderungen einer klimaneutralen sowie auf Ressourcenschonung und -
effizienz ausgerichteten Kreislaufwirtschaft sowie Verdnderungen in der Bevolkerungsentwicklung und der Wirt-
schaftsstruktur.

Durch diese Verdnderungen erweitert sich die Aufgabenstellung fiir die Wasserinfrastrukturen. Sie miissen ver-
starkt die Anforderungen des Klimaschutzes und zur Energiewende, zur Klimaanpassung, zur Ressourcenscho-
nung und zum Schutz der biologischen Vielfalt erfiillen und zudem entsprechend aktive Beitrdge leisten. Dies
macht die Beriicksichtigung der Schnittstellen zu anderen Bereichen wie etwa zur Energieversorgung, zum Um-
welt- und Naturschutz, zur Landwirtschaft oder zur stiadtischen Infrastruktur (Verkehrswege, Plédtze, Griinanlagen,
Gebiude) sowie zur integrierten Stadt- und Infrastrukturplanung immer wichtiger. Wenn mdglich, sollen Infra-
strukturen nicht nur fiir ein Ziel entwickelt werden, sondern multifunktional mehreren Zielen geniigen. So konnen
bspw. Flussliufe sowie Uberschwemmungs- und Versickerungsflichen verschiedene Okosystemleistungen (z. B.
Hochwasserschutz, Grundwasseranreicherung, Stoffriickhalt und -abbau, Erh6hung der Biodiversitit) erbringen
oder stidtische Wasserflaichen und Griinanlagen der Gesundheitsvorsorge, Erholung und Freizeitnutzung, dem
sozialen Zusammenhalt, der Biodiversitit, der Klimaresilienz, dem Regenwasserriickhalt und der Grundwasser-
neubildung dienen.

Deshalb ist es erforderlich, neben den klassischen technisch geprigten ,,grauen” Wasserinfrastrukturen, wie Ab-
wasserkandlen, Riickhaltebecken, Talsperren, Brunnen, Schifffahrtskanilen, Hochwasser- und Kiistenschutzdei-
chen, naturbasierte Losungen zu priorisieren, bestehende Griin- und Freiriume weiterentwickeln und zu vernetzen
und verstérkt ,,griine* und ,,blaue* Infrastrukturen zu schaffen, z. B. durch Renaturierung von Auen, Mooren oder
Gewissern, um ihre Okosystemleistungen nutzbar zu machen und diese, wo erforderlich, mit technischen Infra-
strukturen zu kombinieren.
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Die Resilienz der bestehenden Wasserinfrastrukturen muss vor dem Hintergrund der verdnderten Rahmenbedin-
gungen iiberpriift und erhdht werden. Dies umfasst die kontinuierliche Anpassung an die oben genannten Anfor-
derungen, die Instandhaltung der Infrastruktursysteme sowie ihre Weiterentwicklung mit dem Ziel, ihre Flexibi-
litdt und Anpassungsfahigkeit zu erhhen. Zudem miissen Maflnahmen zur Erhaltung und Erh6hung der Versor-
gungssicherheit getroffen werden. Unter Beriicksichtigung von Klimaanpassungszielen, die im Rahmen der Wei-
terentwicklung der Deutschen Anpassungsstrategie an die Folgen des Klimawandels (DAS) formuliert werden,
sind bundesweit einheitliche konzeptionelle Leitlinien zu entwickeln bzw. bestehende weiterzuentwickeln und
die technischen Regelwerke laufend zu iiberpriifen. Dafiir soll gemeinsam mit den Landern eine bundesweit ein-
heitliche Rahmenkonzeption, die auch Mindeststandards enthilt, entwickelt werden. Dies dient der Unterstiitzung
der Lander bei der Erarbeitung von Wasserversorgungskonzepten, die unterschiedliche Szenarien einschlieBlich
langer anhaltender Trockenheit beriicksichtigen.

Diese Konzepte verhindern eine Ubernutzung sowie qualitative Beeintrichtigung der Wasserressourcen und legen
die Grundlage fiir die Planung der iiberortlichen Wasserversorgungsinfrastrukturen (Vernetzung von Versor-
gungsgebieten, Festlegung von Korridoren flir Fernwasserversorgungen, Speicher). Dabei beriicksichtigen sie Sy-
nergiepotenziale mit der Energieversorgung (gemeinsame Nutzung von Speicherinfrastrukturen), Grundwasser-
anreicherung, Wasserriickhalt- und Hochwasserschutzkonzepte sowie das Abflussmanagement fiir Oberfldchen-
gewisser und Potenziale der Wasserwiederverwendung. Es werden vorhandene Strukturen der Partizipation und
Mediation (z. B. Wassernetzwerke) genutzt und weiterentwickelt, aber bedarfsgerecht auch neue Strukturen ge-
schaffen, die durch Beteiligung der zustdndigen Behdrden die Umsetzung der nationalen Vorgaben zur Was-
sernutzung begleiten, regionale Wasserverteilungen empfehlen und sich v. a. fiir die Akzeptanz und den Erfolg
dieser Vorgaben einsetzen. Die Nationale Wasserstrategie ist auf den Zeitraum bis 2050 ausgelegt. Um ihre Ziele
zu erreichen, setzt sie auf einen Mix aus Forderung, rechtlichen Regelungen, Wissensaufbau und Dialog. Ein
Aktionsprogramm mit 78 konkreten Maflnahmen, das auf den 10 in der Nationalen Wasserstrategie beschriebenen
strategischen Themen basiert, wird schrittweise umgesetzt.

Kasten 9: Weitere Informationen zum Thema C.4. Wassermanagement

—  BMUYV (2023): Nationale Wasserstrategie, https://www.bmuv.de/download/nationale-
wasserstrategie-2023

C.5 Ressourcenschutz, Kreislaufwirtschaft, Abfallvermeidung

Wasser, Boden und Luft, Fliche, biotische und abiotische Rohstoffe, Okosysteme mit der Vielfalt der darin le-
benden Organismen sowie Energie aus Sonne, Wind, Erdwéirme oder Gezeitenstromungen sind als natiirliche
Ressourcen die physische Grundlage fiir das Wohlergehen der Menschheit auf dem Planeten Erde.

Ressourcenverbrauch und Abfallaufkommen tragen auf vielfiltige Weise erheblich zur Belastung dieser Schutz-
giiter sowie zum Verlust der biologischen Vielfalt und dem Klimawandel bei.

Die Auswirkungen des Ressourcenverbrauchs sind praktisch in allen Lebensbereichen spiirbar. Die Gewinnung
von Rohstoffen wie zum Beispiel Kohle, Erz und Naturstein oder seltene Erden ist immer mit einem Eingriff in
die Natur verbunden. Dies verdndert die betroffenen Flidchen und schédigt oft auch nicht wiederherzustellende
Geotope und wertvolle Okosysteme, einzigartige Landschaften, vielfiltige Pflanzen- und Tierarten, schiitzens-
werte Wassereinzugsgebiete und Strukturen fiir das lokale Klima. Bei ausreichender Vermeidung von Schéiden
und hochwertigem Artenschutzmanagement werden im Einzelfall auch wertvolle Landschaften geschaffen, die
auch fiir einige seltene oder bedrohte Arten attraktiv sind. Dies zu ermdglichen, ist Aufgabe der Politik.

Dariiber hinaus kdnnen in den Phasen eines Bergbauvorhabens auch Emissionen in Luft, Boden und Wasser auf-
treten. Sie stellen meist eine Belastung nahe am Ort des Eingriffs dar, konnen jedoch durch ihre Verbreitung im
Normalbetrieb und bei Storfillen weit dariiber hinauswirken.

Als eine weltweit flihrende Wirtschaftsnation bendtigt Deutschland groBBe Mengen an Rohstoffen. Die aktuell
hohen Bedarfe an neuen Investitionen, etwa fiir Wohnungen, erneuerbare Energien oder Verteidigung, lassenin
den néchsten Jahren einen zusétzlichen Rohstoffbedarf erwarten. AuBBerdem liegt der Rohstoffkonsum (Raw Ma-
terial Consumption) pro Kopf in Deutschland deutlich {iber dem globalen Durchschnitt. Das in der Deutschen
Nachhaltigkeitsstrategie formulierte Ziel, den Rohstoffbedarf vom Wirtschaftswachstum zu entkoppeln, wurde
erreicht. Insgesamt nahm die Gesamtrohstoffproduktivitit im Zeitraum von 2010 bis 2018 um 9 Prozentpunkte
zu. Damit lag ihr durchschnittliches jéhrliches Wachstum bei etwa 0,9 Prozent und somit unter dem Zielpfad der
Bundesregierung.


https://www.bmuv.de/download/nationale-wasserstrategie-2023
https://www.bmuv.de/download/nationale-wasserstrategie-2023
https://www.bmuv.de/download/nationale-wasserstrategie-2023
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/998194/1875176/3d3b15cd92d0261e7a0bcdc8f43b7839/deutsche-nachhaltigkeitsstrategie-2021-langfassung-download-bpa-data.pdf
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/998194/1875176/3d3b15cd92d0261e7a0bcdc8f43b7839/deutsche-nachhaltigkeitsstrategie-2021-langfassung-download-bpa-data.pdf
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Deutschland hat in den letzten 30 Jahren eine hochwertige Entsorgung und wichtige Strukturen fiir eine Kreis-
laufwirtschaft aufgebaut, nicht nur bei Sammlung, Sortierung und Recycling von Abfillen, sondern auch mit einer
umfassenden Produktverantwortung. Dennoch sind die Rohstoffstrome in der deutschen Wirtschaft immer noch
in weiten Bereichen eher linear organisiert. So zeigen die vom Statistischen Amt der EU (Eurostat) berechneten
Daten, dass in Deutschland der Anteil der Sekundérrohstoffe am gesamten Rohstoffverbrauch nur circa 13 Pro-
zent betrdgt (siche Abbildung 18: CMU (insgesamt) verschiedene EU-Lénder im Zeitverlauf). Entsprechend
braucht es bessere Rahmenbedingungen, um den Einsatz von Sekundidrmaterialien gegeniiber der Verwendung
von Primérrohstoffen attraktiver zu gestalten.

Dies will die Bundesregierung dndern und die Transformation hin zu einem ressourcensparenden zirkuléren Sys-
tem einleiten, das zu einer Reduktion des primiren Rohstoffkonsums fiithren soll.

Abbildung 18: CMU (insgesamt) verschiedene EU-Lénder im Zeitverlauf
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Die zirkuldre Wirtschaft und die Ressourcenschonung kénnen einen Beitrag fiir Klimaneutralitit und Dekarboni-
sierung leisten. So konnen in der Grundstoffindustrie (z. B. bei der Produktion von Stahl, Aluminium, Kunststof-
fen und Zement/Beton) durch verstirkte Kreislauffilhrung und Nutzung sekundirer Rohstoffe in erheblichem
Umfang Treibhausgas-Emissionen und Energieverbriauche reduziert werden. In zentralen Branchen unserer Wirt-
schaft wird der {iberwiegende Teil der Treibhausgas-Emissionen nicht bei der Produktion der Endprodukte, son-
dern bei der Gewinnung von Rohstoffen und der Herstellung von Vorprodukten verursacht. In der Chemieindust-
rie, im

Maschinenbau und im Fahrzeugbau liegt der Anteil dieser sogenannten Upstream-Scope 3-Treibhausgas-Emissi-
onen beispielsweise zwischen 60 und 80 Prozent. Das Potenzial zur Reduktion ist daher erheblich. So kénnen
beispielsweise auch laut BDI die Treibhausgas-Emissionen durch eine zirkuldre Wirtschaft merklich gesenkt wer-
den: Fiir Deutschland ist danach bei Betrachtung der gesamten Lieferketten eine Nettoeinsparung von 5,5 Milli-
onen Tonnen CO2 pro Jahr moglich.
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Ressourceneffizienz

Im Jahr 2016 hat sich die Bundesregierung im Deutschen Ressourceneffizienzprogramm (ProgRess) 11 das Ziel
gesetzt, dass die Gesamtrohstoffproduktivitit steigen soll. Dabei wird dieses Ziel so konkretisiert, dass der in den
Jahren 2000 bis 2010 zu verzeichnende Trend einer durchschnittlichen Steigerung der Gesamtrohstoffproduktivi-
tdt um jéhrlich rund 1,6 Prozent bis zum Jahr 2030 fortgesetzt werden soll. Der Indikator nahm von 2010 bis 2018
mit etwa 1,0 Prozent pro Jahr zwar zu, jedoch weniger als im Zielpfad der Nachhaltigkeitsstrategie.

Der Indikator Gesamtrohstoffproduktivitit setzt den Wert aller an die letzte Verwendung abgegebenen Giiter (in
Euro, preisbereinigt) in Relation zur Masse der fiir ihre Produktion im In- und Ausland eingesetzten Rohstoffe (in
Tonnen). Die letzte Verwendung umfasst dabei sowohl inldndischen Konsum und inléndische Investitionen als
auch den Export.

Im Nenner des Indikators werden sowohl aus der Umwelt entnommene abiotische und biotische Rohstoffe be-
rlicksichtigt als auch Pflanzenmaterial, das durch die Land- und Forstwirtschaft produziert wurde. In der Grafik
sind sowohl der Indikator selbst als auch Zahler und Nenner einzeln dargestellt.

Abbildung 19: Gesamtrohstoffproduktivitit
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Seit dem Jahr 2012 ist das Deutsche Ressourceneffizienzprogramm (ProgRess) ein wichtiger Baustein zur Um-
setzung der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie. Bereits ProgRess I und II zielten darauf ab, durch einen effizien-
ten Umgang mit den natiirlichen Ressourcen den Einsatz von Primérrohstoffen moglichst niedrig zu halten. Diese
Herausforderung ist fiir die Laufzeit von ProgRess II1 (2020 bis 2023) aktueller denn je.


https://dns-indikatoren.de/8-1/
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Gleichzeitig wird immer deutlicher, wie stark der weltweite Ressourcenbedarf die Bemiithungen um den Klima-
schutz beeinflusst. Ungefahr 50 Prozent der globalen Treibhausgas-Emissionen gehen nach Schitzungen des In-
ternational Resource Panels der Vereinten Nationen direkt oder indirekt auf die Gewinnung und Verarbeitung von
fossilen Brennstoffen, Biomasse, Erzen und Mineralen zuriick. Dies zeigt sehr deutlich, dass ein Einhalten des im
Pariser Klimaschutzabkommen festgeschriebenen Ziels, die Erderwérmung auf deutlich unter 2 Grad Celsius und
moglichst auf 1,5 Grad Celsius zu begrenzen und spitestens in der zweiten Halfte des Jahrhunderts weltweit
Treibhausgasneutralitdt zu erreichen, ohne RohstoffeffizienzmaBnahmen gar nicht méglich sein wird.

Aufgrund der Breite des Themas besteht die besondere Herausforderung darin, richtige Schwerpunkte zu setzen,
dort zukiinftige Entwicklungen richtig einzuschitzen und geeignete MaBBnahmen zu entwickeln. Insgesamt ist es
das Ziel, mit den endlichen Ressourcen sparsam und effizient umzugehen, um so die Umwelt zu entlasten und die
natiirlichen Grundlagen von Wirtschaft und Gesellschaft fiir kommende Generationen zu sichern, den Wirtschafts-
standort Deutschland in seiner Wettbewerbsfahigkeit zu stirken und die Lebens- und Arbeitsverhéltnisse der
Menschen zu verbessern. Mit dem 2020 verabschiedeten Deutschen Ressourceneffizienprogramm III (ProgRess
IIT) will die Bundesregierung Ansétze zu einem nachhaltigen Umgang mit Ressourcen entlang der gesamten Wert-
schopfungskette aufzeigen.

Abfallvermeidung

Jedes Kilogramm Abfall war am Anfang ein Rohstoff, der der Natur entnommen wurde und dann unter Einsatz
von Energie, Wasser, Luft und menschlicher Arbeit zu einem Produkt wurde. Enorme Mengen an Rohstoffen und
Energietragern werden uns nach Aufbereitung und Produktion als Konsumgiiter zur Verfiigung gestellt, um — hiu-
fig nach nur kurzem Gebrauch — schlieBlich als Abfall zu enden.

Abfallvermeidung umfasst grundsitzlich die MaBBnahmen, die ergriffen werden, bevor ein Stoff, Material oder
Erzeugnis zu Abfall wird. Solche MaBnahmen sollen die Abfallmenge verringern, die schidlichen Auswirkungen
von erzeugten Abfillen auf Umwelt und Gesundheit reduzieren und den Gehalt an gefahrlichen Stoffen in Mate-
rialien und Produkten verringern. Dies gelingt zum Beispiel dann, wenn ein Produkt einerseits moglichst effizient
hergestellt und andererseits moglichst lange und hiufig verwendet wird, bevor es zu Abfall wird.

Deshalb wurde im Jahr 2020 das Abfallvermeidungsprogramm (AVP) aus dem Jahr 2013 als ein gemeinsames
Programm des Bundes und der Lénder unter dem Titel ,,Wertschétzen statt Wegwerfen* fortgeschrieben. Wahrend
sich das erste AVP aus dem Jahr 2013 auf mogliche MaBinahmen der 6ffentlichen Hand konzentrierte, geht es nun
darum, auch Biirger*innen, Unternehmen, Vereinen und anderen Institutionen konkret aufzuzeigen, wie sie Ab-
félle vermeiden konnen.

Produktdesign und Recht auf Reparatur

Eine zirkuldre Wirtschaft kann nur gelingen, wenn bereits bei der Gestaltung der Produkte der Einsatz von Se-
kundérrohstoffen, Langlebigkeit, Reparaturfreundlichkeit, Weiterverwendung und die stoffliche Verwertung im
Vordergrund stehen. Nachhaltige Produkte miissen fiir die Verbraucher*innen bei Kaufentscheidungen transpa-
rent erkennbar sein.

Deshalb entwickelt, ergreift und unterstiitzt die Bundesregierung neben nationalen, insbesondere Malnahmen und
Legislativvorhaben auf EU-Ebene, die dafiir einen geeigneten und angemessenen rechtlichen Rahmen bieten und
die richtigen Anreize fiir Unternehmen sowie Verbraucher*innen setzen. Dazu geh6ren Maflnahmen zum 6kolo-
gischen Produktdesign, zur Information (wie z. B. Kennzeichen) oder zur Stirkung der Verbraucher*innen in
Bezug auf die Reparierbarkeit von Produkten (,,Recht auf Reparatur) unterstiitzen. Dabei ist die Wahlfreiheit der
Verbraucher*innen insbesondere wichtig. Zugleich soll die Wirtschaft im Kontext mit der EU-Okodesignverord-
nung durch Transparenzpflichten stirker in die Pflicht genommen, Retourenvernichtung und Vernichtung unver-
kaufter Neuware reduziert sowie alternative nachhaltige Konsummuster unterstiitzt werden.

Anforderungen an das Recycling

Wichtige Weichenstellungen fiir eine erfolgreiche Kreislaufwirtschaft werden auf europiischer Ebene gestellt.
Dazu gehoren EU-weit geltende Vorgaben im Bereich Verpackungen. Die Europédische Kommission hat am
30. November 2022 einen Vorschlag fiir eine Verpackungsverordnung als Nachfolgeregelung fiir die Verpa-
ckungsrichtlinie vorgelegt. Der Entwurf enthélt teilweise ambitionierte Regelungen und Ziele mit Vorgaben zu
verschiedensten Regelungsbereichen, zum Beispiel Verpackungsvermeidung, Recyclingfdhigkeit, Rezyklatein-
satzquoten flir Kunststoffverpackungen, Mehrweg im Getrankebereich, Mehrwegpflicht bei Transport- und


https://www.bmuv.de/fileadmin/Daten_BMU/Pools/Broschueren/ressourceneffizienz_programm_2020_2023.pdf
https://www.bmuv.de/fileadmin/Daten_BMU/Pools/Broschueren/ressourceneffizienz_programm_2020_2023.pdf
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Umverpackungen, Pfand- und Riicknahmesysteme oder Einschrankung bestimmter Verpackungen. Die Bundes-
regierung hat sich im Rahmen der Verhandlungen unter anderem fiir eine ambitionierte Fortschreibung der beste-
henden Recyclingquoten fiir Verpackungen eingesetzt.

Rezyklatanteil in Verpackungen

Der Einsatz von Rezyklaten, insbesondere im Kunststoffbereich, stellt einen wichtigen Beitrag fiir das SchlieBen
von Stoffkreisldufen dar. Die Bundesregierung setzt sich dafiir ein, die Reduktion des Einsatzes von Priméarroh-
stoffenvoranzutreiben. Im Deutschen Verpackungsgesetz ist in Umsetzung der EU-Einwegkunststoffrichtlinie be-
reits eine Rezyklateinsatzquote fiir Einweggetrankeflaschen, die hauptséchlich aus PET bestehen, verankert. Im
Jahr 2025 miissen PET-Flaschen einen Rezyklatanteil von mindestens 25 Prozent aufweisen. Ab dem Jahr 2030
diirfen samtliche Einwegkunststoffgetrankeflaschen nur noch in Verkehr gebracht werden, wenn sie zu mindes-
tens 30 Prozent aus Kunststoffrezyklaten bestehen.

Neben den ab dem Jahr 2030 geltenden Vorgaben fiir Kunststoffgetrankeflaschen sieht der Vorschlag der Euro-
pédischen Kommission fiir eine Verpackungsverordnung ab dem Jahr 2030 vor, dass bestimmte Rezyklatein-
satzquoten auch in anderen Kunststoffverpackungen erreicht werden miissen.

Anforderungen an Rezyklate

Einheitliche Anforderungen an Rezyklate sind notwendig, um die Verwendungsbreite der recycelten Materialien
zu erhohen. Diese miissen in erster Linie durch die Wirtschaft festgelegt werden, z. B. durch technische Standards
und Normen. Gleichzeitig miissen Qualititsstandards eine sichere Verwendung von Rezyklaten sicherstellen.

Ein Forschungsvorhaben des Umweltbundesamtes hat MaBinahmen zur Steigerung der Nachfrage nach Kunst-
stoffrezyklaten und rezyklathaltigen Kunststoffprodukten untersucht. Neben den Mdoglichkeiten zur Ausgestal-
tung von Einsatzquoten fiir Kunststoffrezyklate wurden Empfehlungen zur 6ffentlichen Beschaffung entwickelt,
die eine Steigerung der Nachfrage nach rezyklathaltigen Kunststoffprodukten ermoglichen.

Reparatur von Produkten

Das Ziel der Bundesregierung ist es, insgesamt den ndtigen Rahmen zu schaffen, um Reparaturen von Alltags-
produkten zu ermdglichen und zu erleichtern. Durch bessere Reparierbarkeit wollen wir erreichen, dass Konsum-
artikel langer genutzt werden und Verbraucher*innen-Rechte stirken.

Die neuen Okodesign Produktanforderungen fordern die Verbreitung langlebigerer und reparierbarer Produkte
auf dem europdischen Binnenmarkt. Fiir unter anderem Kiihlschrinke, Spiilmaschinen, Waschmaschinen, Fern-
seher und Wischetrockner miissen Hersteller Ersatzteile teilweise 5 Jahre und langer vorhalten sowie Reparatu-
rinformationen bereitstellen. Produkte miissen zudem so gestaltet sein, dass sie mit herkémmlichen Werkzeugen
auseinandergebaut werden kdnnen. Ab 2025 miissen Hersteller von Smartphones, Tablets, Mobiltelefonen und
schnurlosen Telefonen Reparaturinformationen und bestimmte Ersatzteile, wie zum Beispiel Displays und Akkus,
fiir 7 Jahre zur Verfiigung stellen. Dariiber hinaus sollen Hersteller das Produkt kiinftig so gestalten, dass ein
einfacherer Austausch von Komponenten mdglich ist.

Software-Updates sollen fiir 5 Jahre zur Verfiigung gestellt werden. Aulerdem ist erstmals vorgesehen, dass auf
dem Energielabel fiir Smartphones und Tablets ab 2025 ein Reparierbarkeits-Index angezeigt wird. So konnen
Verbraucher*innen die Reparierbarkeit in ihre Kaufentscheidung fiir ein Smartphone oder Tablet mit einbeziehen.

Die Bundesregierung mochte einen neuen Trend des Reparierens etablieren und Reparaturen fiir die Verbrau-
cher*innen leichter machen. Hierzu werden wir ein Biindel an MaBnahmen angehen, um die Reparaturrechte der
Verbraucher*innen in zu stirken. Unter anderem sollen mit einem Foérderprogramm Reparatur-Cafés und Selbst-
hilfewerkstétten bundesweit gefordert werden. Die Bundesregierung wird sich weiter umfassend und auf allen
Ebenen dafiir stark machen, dass jeder Verbraucher seine Produkte einfach und kostengiinstig reparieren lassen
und lange nutzen kann.

Kreislaufwirtschaft

Die Bundesregierung hat sich im Koalitionsvertrag fiir diese Legislaturperiode darauf verstéindigt, eine Nationale
Kreislaufwirtschaftsstrategie (NKWS) zu erarbeiten, bestehende rohstoffpolitische Strategien zusammenfiihren
soll. Dabei orientiert sich die Bundesregierung am Leitbild der ,,Circular Economy*, wie es auch dem ,,Aktions-
plan der EU fiir die Kreislaufwirtschaft zugrunde liegt und will Produktion und Konsum iiber den gesamten
Lebenszyklus betrachten und Wege aufzeigen, um die Potenziale fiir Ressourceneinsparung durch
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Ressourceneffizienz und Kreislauffithrung und Wiederverwertung in allen Phasen voll zu nutzen. Produkte und
Prozesse miissen daher in einem holistischen Ansatz konzipiert und ausgelegt werden. So kdnnen Einsparpoten-
ziale der eingesetzten Rohstoffe bereits ab den ersten Wertschopfungsstufen im Sinne einer Circular Economy
realisiert werden und die Féhigkeit zur Rezyklierbarkeit der verarbeiteten Produkte und Materialien gewahrleistet
werden. Die Transformationstechnologie Leichtbau spielt dabei eine zentrale Rolle: Leichtbau zielt auf Material-
und Energieeinsparungen, insbesondere durch Gewichtsoptimierung, kreislauffahiges Design oder fortschrittliche
Fertigungsverfahren und Werkstoffe, ab. Gleichzeitig kann die Funktionalitit von Produkten erhalten oder sogar
verbessert werden. Dabei werden Technologien, Verfahren und Produkte priorisiert, deren Materialkreisldufe der-
art optimiert sind, dass mehrere Lebenszyklen durchlaufen werden kdnnen und somit natiirliche Ressourcen ge-
schont werden.

Mit der NKWS will die Bundesregierung einen entscheidenden Beitrag zur Reduzierung der Umweltbelastung,
zum Schutz der Biodiversitit und zum Klimaschutz leisten.

Gleichzeitig sollen deutsche Unternehmen von den Malinahmen der Strategie durch eine hohere Wettbewerbsfa-
higkeit und eine verbesserte Versorgung mit hochwertigen Sekundirrohstoffen profitieren. Zentrale Ziele der
Strategie sind eine Reduktion des Einsatzes von Primérrohstoffen und die weitgehende SchlieBung von Stoff-
kreisldufen. Die Strategieentwicklung umfasst einen umfangreichen Beteiligungsprozess fiir Stakeholder und
wird von einem Forschungsvorhaben begleitet.

Kasten 10: Weitere Informationen zum Handlungsfeld C.5. Ressourcenschutz,
Kreislaufwirtschaft, Abfallvermeidung

—  BMUV: Abfallvermeidungsprogramm des Bundes unter Beteiligung der Lénder,
https://www.bmuv.de/fileadmin/Daten BMU/Download PDF/Abfallwirtschaft/fortschreibung_abfall
vermeidungsprogramm_bund laender bf.pdf

—  BMUYV (2020): Deutsches Ressourceneffizienzprogramm III — 2020 bis 2023,
https://www.bmuv.de/publikation/deutsches-ressourceneffizienzprogramm-iii-2020-bis-2023

—  BMUYV (2023): Die Nationale Kreislaufwirtschafstrategie (NKWS), Grundlagen fiir einen Prozess zur
Transformation hin zu einer zirkuldren Wirtschaft,
https://www.bmuv.de/fileadmin/Daten BMU/Download PDF/Abfallwirtschaft/nkws_grundlagen bf.
pdf

C.6 Naturschutz und Biodiversitat

Der fortschreitende Verlust der Biodiversitét setzt Mensch und Natur unabsehbaren dkologischen, wirtschaftli-
chen und gesellschaftlichen Folgen aus. Die Biodiversititskrise gehort neben dem Klimawandel zu den grofiten
Herausforderungen der Menschheit.

Laut Bericht des Weltbiodiversititsrates zum weltweiten Zustand von Biodiversitit und Okosystemleistungen aus
dem Jahr 2019 sind drei Viertel der Landoberfliche weltweit und zwei Drittel der Meeresflache stark verdndert.
Mehr als 85 Prozent der Feuchtgebiete sind bereits verloren gegangen. Bis zu eine Million Tier- und Pflanzenarten
weltweit sind vom Aussterben bedroht.

Auf der Konferenz der Vereinten Nationen fiir Umwelt und Entwicklung im Jahr 1992 hat die Weltgemeinschaft
das UN-Ubereinkommen iiber die biologische Vielfalt (Convention on Biological Diversity, CBD) verabschiedet
mit dem Ziel, weltweit dem dramatischen Verlust an Arten, Lebensrdumen und genetischer Diversitit zu begeg-
nen. Deutschland setzt sich seitdem international und national mit Nachdruck fiir die Ziele der CBD ein. Mit der
Verabschiedung des Kunming-Montreal Global Biodiversity Framework (GBF), dem neuen globalen Rahmen fiir
biologische Vielfalt, liegen seit der 15. Vertragsstaatenkonferenz der CBD im Dezember 2022 neue globale Ziele
zum Schutz, zur Wiederherstellung und zur nachhaltigen Nutzung der biologischen Vielfalt vor. Erstmalig ist es
gelungen, sich nicht nur auf ambitionierte Ziele zu einigen, sondern auch auf Mechanismen fiir eine wirksame
Umsetzung der Ziele, Kontrolle und eine angemessene Finanzierung. Alle 196 Vertragsstaaten der CBD stehen
nun in der Pflicht, die Beschliisse umzusetzen und ihre nationalen Strategien zum Schutz und zur nachhaltigen
Nutzung der biologischen Vielfalt an den GBF anzupassen. Deutschland zahlt zu den gréBten Gebern fiir den
weltweiten Biodiversititsschutz und hat im September 2022 zugesagt, seine internationale Biodiversititsfinanzie-
rung ab spitestens 2025 auf 1,5 Mrd. Euro pro Jahr zu verdoppeln.
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Auf EU-Ebene veroffentlichte die Européische Kommission im Mai 2020 die EU-Biodiversititsstrategie fiir 2030
,»Mehr Raum fiir die Natur in unserem Leben®. Diese ist ein zentrales Element des europédischen Green Deals.
Unter deutscher EU-Ratsprésidentschaft verabschiedeten die EU-Mitgliedstaaten im Oktober 2020 Ratsschluss-
folgerungen zur EU-Biodiversitétsstrategie fiir 2030. Die Bundesregierung unterstiitzt die Ziele der EU-Biodiver-
sitdtsstrategie und setzt sich aktiv flir die Umsetzung der Strategie ein.

Nationale Strategie zur Biologischen Vielfalt

Die Nationale Strategie zur Biologischen Vielfalt (NBS) ist seit 2007 die zentrale Naturschutzstrategie der Bun-
desregierung und wesentliches Instrument zur Umsetzung internationaler Vereinbarungen zum Schutz und zur
nachhaltigen Nutzung der Biodiversitit. Mit der NBS liegen seit 2007 ehrgeizige Ziele der Bundesregierung fiir
die Erhaltung und Verbesserung der biologischen Vielfalt sowie deren nachhaltige Nutzung vor, die die globalen
Vorgaben der CBD auf nationaler Ebene umsetzen. Die Bundesregierung berichtet in jeder Legislaturperiode iiber
den Umsetzungsstand der Strategie. Der im Jahr 2021 vorgelegte dritte Rechenschaftsbericht zur Umsetzung der
NBS (Berichtszeitraum 2017 bis 2021) zieht das Fazit, dass viele Aktivititen der NBS die biologische Vielfalt
fordern konnten, trotz erheblicher Anstrengungen jedoch noch keine Trendwende beim Verlust der biologischen
Vielfalt in Deutschland zu erkennen sei. Wichtiger Bestandteil der Umsetzung der NBS ist eine regelméBige
wissenschaftlich fundierte und transparente Kontrolle iiber Fortschritte und die Erreichung der Ziele mithilfe von
Indikatoren.

Der Vierte Indikatorenbericht zur NBS wurde im September 2023 durch das Bundeskabinett verabschiedet.

Mit dem Globalen Biodiversititsrahmen von Kunming-Montreal liegen seit Dezember 2022 neue globale Ziele
zum Schutz der biologischen Vielfalt vor, die nun einer nationalen Umsetzung bediirfen. Die Fortentwicklung der
NBS fiir die Zeit bis 2030 (NBS 2030) wird derzeit von der Bundesregierung erarbeitet. Die NBS 2030 soll neben
der Umsetzung des GBF auch zur Umsetzung der Ziele der EU-Biodiversitétsstrategie fiir 2030 beitragen. Der
Prozess zur Erarbeitung der NBS 2030 hat bereits begonnen. Vom 15. Juni bis 9. Juli 2023 fand die 6ffentliche
Online-Konsultation des BMUV-Vorschlags fiir einen Ziel- und Mafinahmenkatalog statt, der Kabinettsbeschluss
zur NBS 2030 ist fiir 2024 geplant.

Mit der Errichtung des im Koalitionsvertrag der 19. Legislaturperiode festgelegten Nationalen Monitoringzent-
rums zur Biodiversitit (NMZB) in Leipzig hat sich die Bundesregierung auf einen iibergreifenden Ausbau des
bundesweiten Biodiversititsmonitorings verstindigt.

Forderprogramme des Bundes

Im Jahr 2022 wurde der Bundesnaturschutzfonds eingerichtet, in dem Einzelférderprogramme zum Schutz von
Natur und biologischer Vielfalt wie das Forderprogramm zur Renaturierung von Auen (Blaues Band Deutsch-
land), das Forderprogramm ,,chance.natur* fiir NaturschutzgroBprojekte, das Bundesprogramm Biologische Viel-
falt, der Wildnisfonds und das Nationale Artenhilfsprogramm (siche unten) gebiindelt werden.

Das Bundesprogramm Biologische Vielfalt ist seit 2011 das zentrale Férderprogramm zur Unterstiitzung der NBS.
Das Bundesprogramm umfasst fiinf Férderschwerpunkte. Diese sind:

1. Arten in besonderer Verantwortung Deutschlands (Verantwortungsarten),

2. Hotspots der biologischen Vielfalt in Deutschland,

3. Sichern von Okosystemleistungen,

4.  Stadtnatur und

5. Weitere MaBBnahmen von besonderer reprisentativer Bedeutung fiir die NBS.

Insgesamt wurden bisher 174 Vorhaben mit 458 Teilvorhaben mit einer Gesamtférdersumme von 347 Mio. Euro
gefordert.

,,Unternehmen Biologische Vielfalt (UBi) wird seit November 2021 als Konsortiumsprojekt von der ,,Biodiver-
sity in Good Company Initiative* e. V., dem Global Nature Fund und der Bodensee-Stiftung zusammen mit der
Deutschen Industrie- und Handelskammer Service GmbH und dem Collaborating Centre on Sustainable Con-
sumption and Production durchgefiihrt. Im UBi-Projekt werden Informationen zu Biodiversitét fiir die Wirtschaft
online bereitgestellt, Dialogveranstaltungen durchgefiihrt und konkrete Unterstiitzungswerkzeuge entwickelt, um
bei unternehmerischen Entscheidungen die Biodiversitdt mit zu beriicksichtigen. Es werden auch branchenspezi-
fische Ansitze entwickelt und die internationale Vernetzung gestdrkt. Im UBi-Unterstiitzerkreis sind viele Spit-
zen- und Branchenverbidnde der Wirtschaft sowie Umweltverbénde und Behorden vertreten. Dieses neue UBi-
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https://www.bmuv.de/download/rechenschaftsbericht-2021-der-bundesregierung-zur-umsetzung-der-nationalen-strategie-zur-biologischen-vielfalt
https://www.bmuv.de/fileadmin/Daten_BMU/Pools/Broschueren/indikatorenbericht_2019_bf.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/264/1926454.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/264/1926454.pdf
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Projekt im Bundesprogramm Biologische Vielfalt fiihrt die seit 2013 bestehende Dialog- und Aktionsplattform
,,Unternehmen Biologische Vielfalt 2020 fort und wird bis 2026 durch das Bundesamt fiir Naturschutz (BfN)
aus Mitteln des BMUYV gefordert.

Fiir das Aktionsprogramm Natiirlicher Klimaschutz (ANK) stehen im Klima- und Transformationsfonds (KTF)
aktuell 3,5 Milliarden Euro bereit. Die Mittel werden nach fachlich begriindeten Bedarfen auf die einzelnen Hand-
lungsfelder des ANK aufgeteilt. Danach sollen 70 Prozent der Mittel auf den Schutz der Moore, fiir Waldokosys-
teme sowie fiir MaBnahmen auf Siedlungs- und Verkehrsfldchen entfallen. Die {ibrigen Mittel sind fiir Meere und
Kiisten, Gewésser, Wildnis, Boden sowie Mafinahmen zum Monitoring und zum Kompetenzaufbau vorgesehen.

Naturvertriigliche Energiewende

Der Umbau des Energieversorgungssystems in Deutschland hin zu erneuerbaren Energien ist eine zentrale Auf-
gabe zur Erreichung der Klimaschutzziele. Die Bundesregierung hat sich dazu bekannt den dafiir erforderlichen
Ausbau der erneuerbaren Energien und der Energieinfrastruktur zu forcieren, ohne dabei 6kologische Schutzstan-
dards abzubauen. Bei der Transformation miissen sowohl der steigende Energie- und Ressourcenbedarf als auch
die mit der Energiewende verkniipften Herausforderungen im Bereich Natur-, Landschaft- und Artenschutz adres-
siert werden. Eine naturvertrigliche Ausgestaltung der Energiewende ist unabdingbar, damit der Umbau des Ener-
gieversorgungssystems nicht zu Lasten der Biodiversitit und damit der natiirlichen Lebensgrundlagen geht.

Um die ambitionierten Ziele beim Ausbau insbesondere der Stromerzeugung aus Solar- und Windenergie zu er-
reichen, wurden eine Reihe von Gesetzesdnderungen vorgenommen mit dem Ziel, die Genehmigungsverfahren
fiir Anlagen im Bereich der erneuerbaren Energien naturvertriglich und rechtssicher zu beschleunigen. So wurde
etwa mit dem Vierten Gesetz zur Anderung des Bundesnaturschutzgesetzes die artenschutzrechtliche Priifung im
Hinblick auf den Betrieb von Windenergieanlagen an Land standardisiert. Weitere Anderungen werden im Rah-
men der Umsetzung der geénderten EU-Emeuerbare-Energien-Richtlinie folgen.

Zur naturschutzseitigen Flankierung der Energiewende und generellen Bekdmpfung der Biodiversitétskrise dient
das Nationale Artenhilfsprogramm. Es umfasst Artenhilfsprogramme des Bundes fiir Arten im Meer und auf dem
Land. Das Bundesamt fiir Naturschutz (BfN) stellt diese Programme auf zum dauerhaften Schutz insbesondere
der durch den Ausbau der erneuerbaren Energien betroffenen Arten, einschlielich deren Lebensstétten. Das Na-
tionale Artenhilfsprogramm soll gewihrleisten, dass sich der Erhaltungszustand von lokalen und iiberregionalen
Populationen verbessert bzw. nicht verschlechtert.

Terrestrische Schutzgebiete und Biotopverbund

Eine zentrale MaBinahme zum Schutz der biologischen Vielfalt stellt ein System von Schutzgebieten dar, das
sowohl Flichen mit natiirlicher Entwicklung (Prozessschutz) als auch kultur- und nutzungsgeprigte Okosysteme
umfasst und erhélt. Viele gefahrdete Lebensrdume und die dazugehdrigen Arten finden hier wichtige Refugien,
die es zu sichern und weiterzuentwickeln gilt. Die europdischen FFH-Richtlinie (Richtlinie 92/43/EWG) und Vo-
gelschutz-Richtlinie (Richtlinie 2009/147/EG) dienen der Wiederherstellung, Erhaltung und Foérderung der bio-
logischen Vielfalt, indem sie die Mitgliedstaaten der Europédischen Union dazu verpflichten, natiirliche Lebens-
rdume sowie wildlebende Tiere und Pflanzen zu schiitzen, insbesondere durch ein zusammenhéngendes Netz aus
Schutzgebieten (Natura 2000-Netzwerk). In Deutschland ist die rechtliche Sicherung der FFH-Gebiete sowie die
Festlegung der Erhaltungsziele und -mafinahmen in den FFH-Gebieten nahezu abgeschlossen. Der alle sechs Jahre
zu erstellende Bericht zur Umsetzung der FFH-Richtlinie stellt den Erhaltungszustand der {iber die Richtlinie
geschiitzten Lebensrdume und Arten dar und ist ein guter Gradmesser fiir den allgemeinen Zustand der Lebens-
rdume in Deutschland. Der im Jahr 2019 bei der Europdischen Kommission eingereichte Bericht macht deutlich,
dass hier weiterhin groer Handlungsbedarf besteht, denn ein giinstiger Erhaltungszustand ist fliir mehr als zwei
Drittel der Arten und Lebensraumtypen, die europaweit geschiitzt sind, noch nicht erreicht.

Zum System von Schutzgebieten und Riickzugsrdumen von gefidhrdeten Arten tragen auch die Flidchen des Nati-
onalen Naturerbes bei. Das Nationale Naturerbe ist eine herausragende Initiative des Bundes. Der Bund verzichtet
seit 2005 auf den Verkauf ausgewéhlter, wertvoller Naturflichen im Bundeseigentum und gibt sie stattdessen in
die Hiinde des Naturschutzes. Das Nationale Naturerbe umfasst mit der Verabschiedung einer Anderung des Aus-
gleichsleistungsgesetzes durch den Deutschen Bundestag am 24. Juni 2021 nun insgesamt rund 164.000 Hektar.
Zum Nationalen Naturerbe zéhlen ehemals militdrisch genutzte Gebiete, Fldchen entlang der innerdeutschen
Grenze (Griines Band), Treuhandfldchen aus dem DDR-Volksvermdgen und stillgelegte DDR-Braunkohletage-
baue. Viele Gebiete haben sich tiber Jahrzehnte hinweg trotz (oder gerade wegen) ihrer in Teilen sehr intensiven
und spezifischen Nutzung zu einzigartigen Naturrdumen entwickelt — als Refugien und landeriibergreifender


https://www.bmuv.de/download/aktionsprogramm-natuerlicher-klimaschutz
https://www.bmuv.de/themen/artenschutz/nationaler-artenschutz/nationale-artenhilfsprogramme
https://www.bfn.de/ffh-bericht-2019
https://www.bfn.de/ffh-bericht-2019
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Wanderkorridor fiir viele seltene Tier- und Pflanzenarten. Auch die aktiv genutzten militdrischen Liegenschaften
spielen eine bedeutende Rolle fiir den Biodiversititsschutz. Uber 135.000 Hektar der Ubungsflichen bundesweit
sind als Flachen des Schutzgebietsnetzes ,,Natura 2000* ausgewiesen und beherbergen 180 Tier- und 300 Pflan-
zenarten der Roten Liste.

Das Griine Band ist zu iberwiegenden Teilen bereits durch Schutzgebiete gesichert. Zudem haben sich der Bund
und die anliegenden Bundesldnder dazu bekannt, das Griine Band in Deutschland vollstindig zum Nationalen
Naturmonument zu erkldren und es somit in seinen vielschichtigen Bedeutungen als Erinnerungsort und Natur-
raum fiir kiinftige Generationen zu erhalten. Diesen Schritt haben Thiiringen, Sachsen-Anhalt, Brandenburg und
Hessen in ihren jeweiligen Abschnitten bereits umgesetzt.

Das vom Bundeskabinett 2012 beschlossene Bundesprogramm Wiedervernetzung soll iiber das Aktionsprogramm
Natiirlicher Klimaschutz von Mérz 2023 neuen Schwung erhalten. Mit Mitteln des Klima- und Transformations-
fonds soll der Bau weiterer Griinbriicken unterstiitzt werden und modellhaft die Einbindung von Querungshilfen
in das Biotopverbundnetz gezeigt werden.

Bis 2030 sollen weltweit, in der EU und auch in Deutschland mindestens 30 Prozent der Fliachen an Land und im
Meer durch Schutzgebiete gesichert und gut gemanagt werden. Bund und Lénder arbeiten eng zusammen, um
diese Ziele fiir Schutzgebiete in Deutschland umzusetzen und dabei insbesondere die Qualitit bestehender Schutz-
gebiete weiter zu verbessern.

Artenschutz

Der weltweit anhaltende Riickgang der Artenvielfalt, der Riickgang der Arten und ihrer Populationen ist auf zahl-
reiche Faktoren zuriickzufiihren. Um dieser Entwicklung entgegenzutreten, sind MaBinahmen erforderlich, die den
unterschiedlichen Gefahrdungsursachen Rechnung tragen und zum Schutz und zur Erholung der Arten beitragen.

Insektenschutz

In den vergangenen Jahrzehnten ist sowohl die Gesamtmenge der Insekten als auch die Vielfalt der Insektenarten
in Deutschland stark zuriickgegangen. Der Riickgang der Insekten und ihrer Okosystemleistungen (zum Beispiel
Bestiubung von Pflanzen oder Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit) hat unmittelbare Auswirkungen auf die Umwelt
und uns Menschen. Mit der Verabschiedung des Aktionsprogramms Insektenschutz (API) im September 2019 hat
die Bundesregierung das bisher umfangreichste Malnahmenpaket zum Schutz von Insekten beschlossen. Das Ziel
des Programms ist es, eine Trendumkehr beim Riickgang der Individuenzahlen und der Artenvielfalt von Insekten
zu erreichen. Die Umsetzung der vielen verschiedenen MaBinahmen des Aktionsprogramms in neun Handlungs-
feldern lduft oder ist weit fortgeschritten bzw. abgeschlossen. Ein wichtiger Meilenstein war insbesondere die
Verabschiedung des ,,Insektenschutzpaketes™ im Jahr 2021, also der rechtlichen Umsetzungssaule des API, be-
stehend aus dem Insektenschutzgesetz und einer Anderungsverordnung zur Pflanzenschutz-Anwendungsverord-
nung. Durch das Insektenschutzgesetz wurde die Landschaftsplanung gestéirkt, der gesetzliche Biotopschutz aus-
geweitet, die Anwendung von bestimmten Biozidprodukten in Schutzgebieten eingeschrankt und Mallnahmen
gegen Lichtverschmutzung ergriffen. Durch die Anderung der Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung aus dem-
selben Jahr wurde die Anwendung von Herbiziden und bestimmten Insektiziden in Schutzgebieten eingeschrinkt.

Umgang mit gebietsfremden Organismen

Durch globale Handels-, Reise- und Verkehrsstrome werden verstirkt Tier- und Pflanzenarten aus ihren natiirli-
chen Verbreitungsgebieten in neue Regionen transportiert. Dort konnen diese gebietsfremden Arten das Potenzial
haben, natiirlich vorkommende Arten und Lebensrdume zu beeintrichtigen und damit invasiv zu werden. Invasive
gebietsfremde Organismen stellen weltweit eine der Hauptbedrohungen fiir die Artenvielfalt, natiirliche Lebens-
riume und Okosysteme dar. Mit der EU-Verordnung Nummer 1143/2014 hat die EU-Kommission eine rechts-
verbindliche Handlungsgrundlage zum Schutz der biologischen Vielfalt vor invasiven Arten geschaffen. Von den
derzeit 88 gelisteten Tier- und Pflanzenarten der Unionsliste kommen mindestens 38 in Deutschland wildlebend
vor, fiir weitere zehn Arten gibt es zumindest éltere Nachweise. Die Unionsliste wurde bisher dreimal erweitert.
2021 hat Deutschland den ersten Aktionsplan nach Art. 13 der Verordnung iiber Pravention und Management der
Einbringung und Ausbreitung invasiver gebietsfremder Arten (Verordnung (EU) Nummer 1143/2014) verdffent-
licht.


https://www.bmuv.de/PU712
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&amp;jumpTo=bgbl121s3908.pdf
https://bfn.bsz-bw.de/files/1133/Schrift654.pdf
https://bfn.bsz-bw.de/files/1133/Schrift654.pdf
https://www.bmuv.de/download/erster-aktionsplan-gemaess-artikel-13-der-verordnung-eu-nummer-1143-2014-des-europaeischen-parlaments-und-des-rates-vom-22-oktober-2014
https://www.bmuv.de/download/erster-aktionsplan-gemaess-artikel-13-der-verordnung-eu-nummer-1143-2014-des-europaeischen-parlaments-und-des-rates-vom-22-oktober-2014
https://www.bmuv.de/download/erster-aktionsplan-gemaess-artikel-13-der-verordnung-eu-nummer-1143-2014-des-europaeischen-parlaments-und-des-rates-vom-22-oktober-2014
https://www.bmuv.de/download/erster-aktionsplan-gemaess-artikel-13-der-verordnung-eu-nummer-1143-2014-des-europaeischen-parlaments-und-des-rates-vom-22-oktober-2014
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Handel mit geschiitzten Arten

Auch der illegale Handel mit geschiitzten Arten und Produkten aus geschiitzten Arten trigt weltweit zum drama-
tischen Riickgang im Bestand vieler Tier- und Pflanzenarten bei und verbleibt auf hohem Niveau. Deutschland
zahlt international zu den groBten Geldgebern im Kampf gegen Wilderei und den illegalen Handel mit geschiitzten
Arten. Im Rahmen des Washingtoner Artenschutziibereinkommens (CITES) setzt sich Deutschland, zuletzt bei
der 19. Vertragsstaatenkonferenz im November 2022 in Panama, fiir Beschrdnkungen und Verbote im Handel mit
gefihrdeten Tier- und Pflanzenarten ein, um die Nutzung wilder Arten auf ein nachhaltiges Mal} zu begrenzen.
Auch bei der Generalversammlung der Vereinten Nationen {ibernimmt Deutschland eine Fiihrungsrolle, bspw.
bei den Resolutionen zur Bekdmpfung des illegalen Handels mit Wildtieren. AuBerdem engagiert sich Deutsch-
land im Rahmen des Ubereinkommens zur Erhaltung der wandernden wildlebenden Tierarten (CMS) fiir den
Schutz von wandernden Tierarten.

Wiederherstellung von Okosystemen

Neben MaBinahmen zum Schutz der Natur kommt angesichts der teils weit fortgeschrittenen Degradierung von
Okosystemen dem Thema Wiederherstellung zunehmende Bedeutung zu. So hat die Generalversammlung der
Vereinten Nationen das Zeitfenster 2021 bis 2030 zur UN-Dekade fiir die Wiederherstellung von Okosystemen
erklirt, in der der weltweite Trend der Degradierung von Okosystemen umgekehrt, die Biodiversitit und Okosys-
temleistungen wiederhergestellt und die Anstrengungen von Staaten, indigenen und lokalen Gemeinschaften, Zi-
vilgesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft vervielfacht werden sollen, um die Ziele der Rio-Konventionen zu
erreichen. Ein Projekt zur nationalen Umsetzung der UN-Dekade in Deutschland unterstiitzt die Offentlichkeits-
arbeit und sorgt dafiir, dass das Bewusstsein iiber den vielfiltigen Nutzen von Okosystemwiederherstellung in der
Bevolkerung wichst.

Gesunde und vielfiltige Okosysteme und ihr Artenreichtum sind die Grundlage, um Ernéhrungssicherheit, Wi-
derstandsfihigkeit gegen den Klimawandel, Gesundheit und Wohlbefinden zu gewéhrleisten.

Der von der Europdischen Kommission im Juni 2022 als wichtiges Element der EU-Biodiversitétsstrategie fiir
2030 vorgelegte Vorschlag einer ,,Verordnung zur Wiederherstellung der Natur* zielt darauf ab, erstmals fiir alle
EU-Mitgliedstaaten rechtlich verbindliche Ziele zur Wiederherstellung von Okosystemen festzulegen: Bis 2030
sollen auf 20 Prozent der Land- und Seefliche der EU-Maflnahmen zur Wiederherstellung der Natur ergriffen
werden.

Wildnis

Die Bundesregierung hat sich im Jahr 2007 das Ziel gesetzt, dass sich die Natur auf mindestens zwei Prozent der
Landesfldche Deutschlands grof3fldchig wieder nach ihren eigenen GesetzmiBigkeiten entwickeln konnen soll.
Zudem soll auf 5 Prozent der Waldflache eine natiirliche Entwicklung der Wilder ermdglicht werden. Ende 2020
waren 3,1 Prozent der Waldfldche dauerhaft fiir die natiirliche Waldentwicklung gesichert. Mit dem Nationalen
Naturerbe (siehe oben) hat der Bund bereits ein grofles Fldchenpotenzial fiir Wildnisgebiete und kleinere Wild-
nisflichen geschaffen. Bund, Lénder sowie Verbidnde und Stiftungen arbeiten kontinuierlich daran, die Wildnis-
kulisse in Deutschland zu erweitern. Mit dem 2019 gestarteten Wildnisfonds (seit 2022 im Rahmen des Bun-
desnaturschutzfonds) stellt der Bund Mittel fiir den Ankauf oder Eintausch von Flidchen und den Ausgleich fiir
den dauerhaften Nutzungsverzicht fiir die Wildnisentwicklung zur Verfiigung. Es konnten bisher (Stand August
2023) zehn Projekte mit einer Gesamtflache von iiber 1.500 Hektar zur Férderung bewilligt werden.

Uber das Aktionsprogramm Natiirlicher Klimaschutz von Mirz 2023 sind MaBnahmen geplant, die zur Erweite-
rung der Wildniskulisse in Deutschland beitragen sollen, unter anderem ein Forderprogramm fiir kleine Wildnis-
flichen, die Errichtung einer KlimaWildnisZentrale sowie Klimawildnisbotschafter*innen.

Waldnaturschutz /Biologische Vielfalt in Wildern

Wailder beherbergen einen groflen Teil der biologischen Vielfalt zu Land, darunter viele seltene und gefdhrdete
Pflanzen-, Pilz- und Tierarten, und sie sind wertvoller Erholungs- und Naturerfahrungsraum fiir viele Menschen.
Biodiversitit und Strukturreichtum der Waldokosysteme sind Grundvoraussetzung fiir Klimaanpassungsfahigkeit
und damit ihre Resilienz gegen die Folgen des Klimawandels. Um die biologische Vielfalt in Wéldern zu erhalten
und weiter zu fordern, sollen naturndhere Formen der Waldbewirtschaftung verstérkt umgesetzt werden. Hierfiir
wurde 2022 das Forderprogramm ,,Klimaangepasstes Waldmanagement gestartet, das konkrete, tiber die bishe-
rigen gesetzlichen Vorgaben und {iber die Zertifizierungssysteme hinausgehende Anforderungen an zusétzliche


https://www.decadeonrestoration.org/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52022PC0304
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52022PC0304
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Klimaschutz- und Biodiversititsleistungen adressiert.

Deutschland liegt im Zentrum des natiirlichen Verbreitungsgebietes fiir Rotbuchen und hat daher eine besondere
Verantwortung in Europa fiir das Weltnaturerbe Buchenwilder. Fiir weitere Ausfithrungen zu Waldumbau und
naturvertriglicher Forstwirtschaft, siehe C.3. Natiirliche Kohlenstoffspeicher und -senken.

Natur- und umweltvertrigliche Land- und Forstwirtschaft

Land- und Forstwirtschaft sind in besonderer Weise auf die biologische Vielfalt angewiesen, um die Versorgung
der Bevolkerung mit hochwertigen Lebensmitteln und nachhaltigen Rohstoffen sicherzustellen und ihre Produk-
tivitdt dauerhaft zu erhalten. Durch den Erhalt und die nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt werden
Okosystemleistungen (zum Beispiel Bestdubung, Bodenfruchtbarkeit) und damit auch Produktionsméglichkeiten
in einer sich wandelnden Umwelt gesichert. Die Bundesregierung setzt sich fiir eine nachhaltige Landwirtschaft
ein. Diese dient den Interessen der Betriebe, dem Tierwohl und der Natur gleichermaf3en und ist dariiber hinaus
Grundlage einer gesunden Erndhrung.

Die seit 2023 geltende neue GAP bietet Instrumente, um die biologische Vielfalt in Agrarlandschaften zu fordern.
Perspektivisch geht es fiir die Bundesregierung — den Empfehlungen der Zukunftskommission Landwirtschaft
(ZKL) folgend — darum, die bisherigen, vorrangig an die Fliche gebundenen Direktzahlungen durch zielgerichtete
Zahlungen fiir gesellschaftliche Leistungen der Landwirtschaft zu ersetzen. Schlie8lich sollten die GAP-Mittel so
verwendet werden, dass mit ihnen Landwirt*innen einkommenswirksam darin unterstiitzt werden, umwelt-, natur-
und klimavertriglich zu wirtschaften. Schritte in diese Richtung sollten bereits in der jetzigen Forderperiode (2023
bis 2027) eingeleitet werden.

Das wichtigste nationale Forderinstrument fiir die Land- und Forstwirtschaft ist die ,,Gemeinschaftsaufgabe zur
Verbesserung der Agrarstruktur und des Kiistenschutzes* (GAK). Die GAK soll unter anderem eine auf kiinftige
Anforderungen ausgerichtete, nachhaltige, umwelt- und ressourcenschonende sowie an den Klimawandel ange-
passte Land- und Forstwirtschaft fordern. Dabei sind auch die Ziele des Umwelt- und Naturschutzes, der Land-
schaftspflege sowie des Tierschutzes mit einzubeziehen. Seit

2016 wurde die Forderung des Naturschutzes in der Agrarlandschaft sukzessive in der GAK verankert, seit 2017
sind anspruchsvolle MaBinahmen des Naturschutzes (investiver Naturschutz, seit 2018 auch Vertragsnaturschutz)
forderfihig, ab 2020 wurden Mittel auch fiir den Insektenschutz bereitgestellt. Entsprechende Mallnahmen konnen
weiterhin {iber die GAK gefordert werden, ebenso wie der Erhalt und die Ausweitung der Dauergriinlandflédchen
durch die Umwandlung von Ackerland.

Der 6kologische Landbau weist fiir die Ziele der Bundesregierung im Umwelt- und Ressourcenschutz klare Vor-
teile auf. Die Bundesregierung zielt daher darauf ab, den Flichenanteil des Okolandbaus an der landwirtschaftli-
chen Gesamtfliche bis 2030 auf 30 Prozent zu steigern. Dafiir wurde das Budget des Bundesprogramms Okolo-
gischer Landbau fiir das Jahr 2023 auf knapp 36 Mio. Euro und fiir 2024 auf 40 Mio. Euro aufgestockt. Entspre-
chend dem Koalitionsvertrag wurde die Zukunftsstrategie 6kologischer Landbau mit der Bio-Strategie 2030 um
die gesamte Wertschopfungskette erweitert, die Erhohung des Anteils regionaler und 6kologischer Erzeugnisse
in der AuBler-Haus-Verpflegung werden entsprechend der Ausbauziele unterstiitzt.

Um die Auswirkungen von Pflanzenschutzmitteln auf die biologische Vielfalt einzugrenzen, muss diese kiinftig
stirker beriicksichtigt werden, auch mittels des aktuellen Zulassungsrechts. Die Bundesregierung setzt sich dafiir
ein, dass bestehende Liicken auf europdischer Ebene geschlossen werden und hat sich zum Ziel gesetzt, dass
Pflanzen kiinftig so geschiitzt werden, dass Nebenwirkungen fiir Umwelt, Gesundheit und Biodiversitdt vermie-
den werden. Den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln will die Bundesregierung ambitioniert reduzieren und ein
entsprechendes Gesamtkonzept vorlegen. In diesem soll das Ziel der in 2020 von der Europdischen Kommission
vorgelegten Farm-to-Fork-Strategie, bis 2030 die Verwendung und das Risiko von Pflanzenschutzmitteln insge-
samt um 50 Prozent zu reduzieren, als nationales Reduktionsziel aufgegriffen werden. Der Nationale Aktionsplan
Pflanzenschutz soll einen integralen Bestandteil des Konzepts bilden und wird dazu inhaltlich und strukturell
weiterentwickelt.

Mit dem Kabinettsbeschluss zur Anderung des Diingegesetzes im Mai 2023 hat die Bundesregierung den Grund-
stein fiir verldssliche Diingeregeln gelegt und die Voraussetzungen fiir die Stirkung des Verursacherprinzips ge-
schaffen. Mit der Einfithrung einer Monitoringverordnung soll neben einem Wirkungsmonitoring der Diingever-
ordnung eine Datengrundlage fiir die weitergehende MaBinahmendifferenzierung in den mit Nitrat belasteten Ge-
bieten geschaffen werden. Dariiber hinaus soll die Verordnung die Basis fiir das im Koalitionsvertrag vereinbarte
,digitale Herkunfts- und Identifikationssystem Nahrstoffe* sein und insgesamt einen wichtigen Beitrag zur
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weiteren Reduzierung von landwirtschaftlichen Néhrstoffeintridgen in unsere Umwelt leisten.

Natur und biologische Vielfalt in der Stadt

Griin- und Freiflichen im Siedlungsbereich bieten einer Vielzahl von Tieren und Pflanzen einen Lebensraum und
machen Natur fiir die Menschen vor Ort erlebbar. Es stellt sich die doppelte Herausforderung, das Bauen auf den
schon besiedelten Bereich zu beschranken, um den Flachenverbrauch einzuddmmen, und zugleich mehr und ho-
herwertige Naturfldchen in den Stidten zu erhalten und schaffen.

Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, die Durchgriinung der Siedlungen einschliellich des wohnum-
feldnahen Griins (zum Beispiel in Hofen, auf Dachern oder an Fassaden) deutlich zu erh6hen, aulerdem soll
offentlich zugéngliches Griin fuBlaufig zur Verfiigung stehen. Im Juni 2019 hat die Bundesregierung den ,,Mas-
terplan Stadtnatur beschlossen mit dem Ziel, die Kommunen bei der Entwicklung und der Erhaltung der Arten-
und Biotopvielfalt auch im besiedelten Bereich zu unterstiitzen.

Der iiberwiegende Teil der MaBnahmen, die von der Verbesserung der Forderung iliber Verbesserung des rechtli-
chen Rahmens und konzeptioneller Grundlagen bis hin zu Kommunikation und Forschung reichen, ist mittler-
weile umgesetzt. Uber das Aktionsprogramm Natiirlicher Klimaschutz von Mirz 2023 plant die Bundesregierung
ein neues Forderprogramm zur Unterstiitzung der Kommunen fiir naturnahes Griinflichenmanagement, die Pflan-
zung von Stadtbdumen und die Schaffung von Naturoasen.

Kasten 11: Weitere Informationen zum Handlungsfeld C.6. Natur und Biodiversitit

—  IPBES(2019): Bericht des Weltbiodiversititsrates zum weltweiten Zustand von Biodiversitdt und
Okosystemleistungen, https://www.ipbes.net/global-assessment

—  CBD (2023): Kunming-Montreal Global Biodiversity Framework, https://www.cbd.int/gbf/

—  BMUYV (2023): Nationale Strategie zur biologischen Vielfalt (NBS),
https://www.bmuv.de/themen/naturschutz/allgemeines-/-strategien/nationale-strategie

—  BMUYV (2023): BMUV-Webseite, Themen Naturschutz / Biologische Vielfalt,
https://www.bmuv.de/themen/naturschutz/ueberblick-naturschutz

C.7 Meeresschutz

Die Meere bedecken iiber 70 Prozent unseres Planeten und sind fiir den Menschen mit ihrer reichen biologischen
Vielfalt von herausragender Bedeutung. Zudem produzieren sie Sauerstoff, regulieren das Klima und binden
enorme Mengen an CO2. Sie liefern Nahrungsmittel und Rohstoffe, dienen als Verkehrswege, halten erneuerbare
Energievorrite bereit und bieten wertvollen Erholungsraum. Lebensrdaume im Meer und an der Kiiste sind zudem
eine natlirliche Barriere bei Stiirmen und Fluten. Gesunde Meere sind damit unverzichtbare Verbiindete im Kampf
gegen den Klimawandel und den Verlust der biologischen Vielfalt. Gleichzeitig bediirfen sie jedoch unseres
Schutzes, denn sie leiden enorm unter Klimawandel, Biodiversititsverlust und Verschmutzung.

Nicht nachhaltige, intensive menschliche Nutzungen, wie etwa Uberfischung, der iibermiBige Eintrag von Nihr-
stoffen sowie der Eintrag von schédlichen, schwer abbaubaren Stoffen belasten das Meeresdkosystem schwer bis
hin zur Zerstorung von Lebensraumen. . Zugleich sorgt der menschengemachte Klimawandel fiir eine Erwarmung
und Versauerung der Meere, mit negativen Auswirkungen auf deren Klimafunktionen und die biologische Viel-
falt, und lisst den Meeresspiegel ansteigen. Die zu bewiltigende Herausforderung besteht darin, das Okosystem
Meer zu schiitzen und gleichzeitig das Potenzial fiir seine umwelt- und naturvertrigliche Nutzung zu sichern
sowie den moglichen Beitrag zur Abfederung des Klimawandels zu erhalten. Dies gilt weltweit und somit auch
in der deutschen Nord- und Ostsee zur Umsetzung des globalen Nachhaltigkeitsziels 14 (Sustainable Develop-
ment Goal 14: Leben unter Wasser).

Globaler Schutz der marinen Biodiversitit

Die 15. Vertragsstaatenkonferenz des Ubereinkommens iiber die biologische Vielfalt hat im Dezember 2022 in
Montreal mit dem Globalen Biodiversititsrahmen eine neue Vereinbarung fiir den weltweiten Schutz, die nach-
haltige Nutzung und die Wiederherstellung der Natur beschlossen (siehe C.6. Naturschutz und Biodiversitit).


https://www.bmuv.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Naturschutz/masterplan_stadtnatur_bf.pdf
https://www.bmuv.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Naturschutz/masterplan_stadtnatur_bf.pdf
https://www.bmuv.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Naturschutz/masterplan_stadtnatur_bf.pdf
https://www.ipbes.net/global-assessment
https://www.cbd.int/gbf/
https://www.bmuv.de/themen/naturschutz/allgemeines-/-strategien/nationale-strategie
https://www.bmuv.de/themen/naturschutz/ueberblick-naturschutz
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Deutschland hatte sich in den Verhandlungen fiir ambitionierte globale Schutz- und Wiederherstellungsziele fiir
die Meere eingesetzt. Als besonderer Erfolg gilt das verabschiedete 30x30-Ziel, das einen Schutz von mindestens
30 Prozent der weltweiten Meeresflichen bis zum Jahr 2030 vorsieht. Dabei sollen Biodiversitits-Hotspots im
Fokus stehen. Im Rahmen des Ubereinkommens iiber die biologische Vielfalt wurde bereits eine Liste an 6kolo-
gisch oder biologische bedeutenden Meeresgebieten (EBSA — Ecologically or Biologically Significant Marine
Areas) erarbeitet. In Montreal wurden 17 neue Gebiete im Nordost-Atlantik in diese Liste aufgenommen.

Fiir den internationalen Meeresschutz gab es im Berichtszeitraum noch ein weiteres historisches Verhandlungs-
ergebnis. Am 19. Juni 2023 einigten sich iiber 160 Staaten auf ein globales Hochseeschutzabkommen. Mit diesem
Ubereinkommen im Rahmen des Seerechtsiibereinkommens der Vereinten Nationen iiber die Erhaltung und nach-
haltige Nutzung der biologischen Vielfalt der Meere von Gebieten aullerhalb nationaler Hoheitsbefugnisse (eng-
lisch: BBNJ) wird es erstmals global giiltige Regeln zur Einrichtung von Hochseeschutzgebieten sowie erstmals
detaillierte Regelungen zu Umweltvertriglichkeitspriifungen fiir menschliche Aktivititen auf der Hohen See ge-
ben. Fiir das hohe Ambitionsniveau in den aus naturschutzfachlicher Sicht relevanten Kapiteln hatte sich Deutsch-
land besonders eingesetzt. Mit der Ausweisung von zusammenhingenden, 6kologische Wechselwirkungen be-
achtenden und gut verwalteten Meeresschutzgebieten kann die Umsetzung des BBNJ-Abkommens einen zentra-
len Beitrag zum 30x30-Ziel des GBF leisten. Aulerdem wird mit dem Abkommen ein internationaler Rahmen
geschaffen fiir den Aufbau von Kapazititen und Technologietransfer sowie fiir einen fairen Zugang zu marinen
genetischen Ressourcen und gerechter Aufteilung der Vorteile, die sich aus deren Nutzung ergeben. Deutschland
unterzeichnete das Abkommen am 20. September 2023 und strebt eine zeitnahe Ratifizierung an.

Seit 2016 bemiihen sich Deutschland und die EU im Rahmen der Kommission zur Erhaltung der lebenden Mee-
resschitze der Antarktis (CCAMLR) zudem darum, ein Meeresschutzgebiet im antarktischen Weddellmeer ein-
zurichten. Der von Deutschland erarbeitete Vorschlag konnte jedoch aufgrund einer Blockade durch zwei Mit-
gliedstaaten (Russland und China) bisher nicht angenommen werden — das gilt auch fiir weitere Vorschldge fiir
Meeresschutzgebiete im CCAMLR-Konventionsgebiet. Die Bundesregierung setzt sich weiter fiir einen baldigen
Beschluss des Schutzgebietsvorschlages sowie die Ausweisung zusitzlicher Meeresschutzgebiete in der Antarktis
ein. Auch der EU-Vorschlag einer speziellen SchutzmaBnahme (Conservation Measure — CM) fiir Eisfisch-Fisch-
nester im Bereich des Weddellmeers scheiterte am Veto Russlands und Chinas.

Nationale Meeresschutzgebiete und naturvertrigliche Nutzung

Auch in unseren Gewéssern in der Nord- und Ostsee stellen Meeresschutzgebiete ein besonders wichtiges Instru-
ment dar, um marine Arten und Lebensrdume zu bewahren. Dementsprechend wurden im Berichtszeitraum wei-
tere wichtige Schritte zum effektiven Schutz der Nord- und Ostsee vollzogen. So sind in den Jahren 2020 und
2022 die Managementpléne fiir sechs Meeresnaturschutzgebiete in der deutschen ausschlieBlichen Wirtschafts-
zone (AWZ) in Kraft getreten, womit iiber 30 Prozent der deutschen AWZ unter Schutz stehen. Mit den Manage-
mentplinen sind konkrete Maflnahmen verbunden, um die Schutzgebiete in der Nord- und Ostsee besser zu schiit-
zen. Dazu zéhlen unter anderem MafBnahmen zur Reduzierung von Unterwasserlirm und Schadstoffeintrigen
sowie zur Erforschung naturvertriaglicherer Fischfangmethoden. Dariiber hinaus sollen Naturrdume, wie natiirli-
che Riffe wiederhergestellt, und Arten wie die Européische Auster, wiederangesiedelt werden. Im Zuge des neuen
Raumordnungsplans fiir die AWZ der deutschen Nord- und Ostsee wurden im Jahr 2021 alle dortigen Natur-
schutzgebiete als Vorranggebiete Naturschutz in Form eines Zieles der Raumordnung gesichert. Ferner wurde ein
Vorranggebiet fiir Seetaucher als Ziel der Raumordnung rechtlich verbindlich festgelegt und drei Vorbehaltsge-
biete fiir Seetaucher, ein jahreszeitlich befristetes (Mai bis August) Vorbehaltsgebiet fiir Schweinswale sowie
zwei Korridore fiir den Vogelzug in Form eines Grundsatzes der Raumordnung festgelegt.

Zusétzlich zu den bestehenden Messstationen und Messbojen in der deutschen AWZ wurde im Jahr 2023 in je-
weils einem Meeresschutzgebiet der Nord- und Ostsee eine schwimmende Messstation ausgebracht. Diese beiden
,,Datentonnen® zeichnen hydrologische und meteorologische Daten auf und dokumentieren das Vorkommen von
Schweinswalen und Fledermédusen sowie die Befahrung des jeweiligen Schutzgebietes.

Damit stellen die Datentonnen umfassende Umweltbasisdaten fiir das biologische und ozeanografische Monito-
ring als Grundlage fiir das Gebietsmanagement bereit. Ebenso kann auf den umfangreichen Datensatz aus dem
nationalen Umweltmonitoring fiir die Erfiillung der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie zuriickgegriffen werden.

Mit Wirkung zum 8. Mérz 2023 hat die EU-Kommission auf Vorschlag der Bundesregierung und in Abstimmung
mit den EU-Nachbarstaaten neue Fischereimanagementmafilnahmen zum Schutz bedrohter Arten und Lebens-
rdume in den Meeresschutzgebieten der deutschen AWZ der Nordsee erlassen. Das Paket umfasst verschiedene
FischereibewirtschaftungsmaBnahmen in vier Natura-2000-Meeresschutzgebieten: Sylter AuBenriff, Borkum-
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Riffgrund, Doggerbank und Ostliche Deutsche Bucht. Innerhalb dieser Gebiete werden auf Teilflichen bestimmte
Fischereitechniken in der Berufsfischerei ganzjéhrig oder saisonal untersagt. Es enthélt Regelungen fiir die Ver-
wendung von Kiemen- und Verwickelnetzen sowie zu mobilen, grundberithrenden Fanggeréten. In einem Teil-
gebiet Amrumbank, einer Sandbank im Meeresschutzgebiet Sylter AuBenriff, wird die Fischerei vollstindig aus-
geschlossen. Diese MaBnahmen bilden wichtige Schritte zum besseren Schutz des stark gefahrdeten Schweins-
wals sowie vieler Seevogelarten. Sie leisten einen Beitrag zum Erhalt der biologischen Vielfalt in den Meeres-
schutzgebieten des Natura-2000-Netzwerks und zur Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie.

Abbildung 20: Schutzgebiete in der ausschlieBlichen Wirtschaftszone (AWZ) und im Kiistenmeer der
deutschen Nordsee (inklusive Berufsfischereiregulierung)
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Fiir die Meeresschutzgebiete in der AWZ der Ostsee hat die Bundesregierung MaBinahmen zum Management der
mobilen, grundberiihrenden Berufsfischerei erarbeitet und sie mit den EU-Nachbarstaaten abgestimmt. Sie liegen
der EU Kommission bereits seit Herbst 2022 zur Umsetzung in EU Recht vor.

Dariiber hinaus hat die Europdische Kommission unter Beteiligung der Bundesregierung am 26. Februar 2022
neue Mafinahmen zum Schutz des bedrohten Schweinswals der zentralen Ostsee in der Fischerei-Regionalgruppe
fiir die Ostsee erlassen. Die MaBBnahmen sehen in ausgewéhlten deutschen Schutzgebieten den Ausschluss der
Stellnetzfischerei vom 1. November bis 31. Januar eines jeden Jahres vor. Die EU-Verordnung umfasst noch
weitere Mafinahmen in den Nachbarstaaten.

Trilaterale Wattenmeerzusammenarbeit

Zum Schutz des weltweit grofiten zusammenhidngenden Wattgebietes arbeiten Dénemark, Deutschland und die
Niederlande seit 1978 in der ,, Trilateralen Wattenmeerzusammenarbeit™ eng zusammen und iibernehmen gemein-
sam Verantwortung dafiir, dass dieses 2009 in die Liste der UNESCO-Welterbe aufgenommene einzigartige Oko-
system erhalten bleibt. Dabei geht es vor allem darum, vor dem Hintergrund des zunehmenden Nutzungsdrucks
und der durch den Klimawandel verursachten Verinderungen das Management dieses sensiblen Okosystems auf
der Grundlage eines abgestimmten Monitorings grenziiberschreitend zu koordinieren.


https://www.bfn.de/aktuelles/ab-sofort-besserer-schutz-fuer-biologische-vielfalt-der-nordsee
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Deutschland hatte im Mai 2018 fiir vier Jahre die Priasidentschaft der Wattenmeerzusammenarbeit iibernommen
und die 14. Trilaterale Regierungskonferenz in Wilhelmshaven ausgerichtet. Unter der deutschen Prasidentschaft
wurde unter anderem ein trilaterales Forschungsprogramm vereinbart. In dieser gemeinsamen Forschungsinitia-
tive sollen Grundlagen und mégliche MaBnahmen erarbeitet werden, um das Wattenmeer klimaresilienter zu ma-
chen und dauerhaft als Naturerbe zu erhalten. Die deutsche Forderbekanntmachung ,,Internationale Wattenmeer-
forschung: Komplexe Belastungen des Wattenmeeres verstehen und Handlungsoptionen entwickeln, wurde im
Mai 2023 ver6ffentlicht. Die Projekte sollen konkret dazu beitragen, Handlungsoptionen zum nachhaltigen Schutz
des Okosystems des Weltnaturerbes Wattenmeer und zur Verbesserung der soziodkonomischen Entwicklung der
lokalen und regionalen Gemeinschaften zu entwickeln.

Als weiteres Ergebnis wurde ein ,,Integrierender Managementplan fiir das EINE Weltnaturerbe Wattenmeer er-
arbeitet, der neben einer besseren Koordinierung der unterschiedlichen Managementansitze in den Wattenmeer-
staaten auch Schliisselthemen wie Fischerei, Schifffahrt, Tourismus, Energie und Kiistenschutz trilateral und ko-
ordiniert angehen soll.

Meeresmiill

Meeresmiill ist ein global wachsendes Problem, dem nur durch gemeinschaftliches Handeln entgegengewirkt wer-
den kann. Expert*innen gehen davon aus, dass ein Grofiteil der Eintrige weltweit von Land aus erfolgt, dies
insbesondere auch iiber die Fliisse. Ungeféhr 80 Prozent aller Eintrage sind Kunststoffabfille.

Meeresmiill ist daher auf regionaler, wie auch internationaler Ebene ein wichtiges Thema. Sowohl im Rahmen
des Ubereinkommens zum Schutz der Meeresumwelt des Nordostatlantiks (OSPAR) als auch des Helsinki-Uber-
einkommens zum Schutz der Ostsee (HELCOM) wurden jeweils regionale Aktionsplédne zu Meeresmiill verab-
schiedet. Zudem verfolgt die Europdische Union mit ihrem EU Green Deal sowie mit verschiedenen Richtlinien
das Ziel von Zero Pollution und damit einer schadstofffreien Umwelt.

Im November 2023 fand in Nairobi die 3. Verhandlungsrunde zur Gestaltung eines UN-Abkommens zur Beendi-
gung der Plastikvermiillung statt. Deutschland unterstiitzt diesen Prozess intensiv und leitet die Verhandlungs-
gruppe zu den Inhalten des Abkommens zusammen mit Palau als Co-Vorsitz. Fiir den ersten Entwurf des Abkom-
menstextes wurden die Bereiche identifiziert, zu denen Regelungen erarbeitet werden sollen, zum Beispiel zu
Produktions- und Konsummengen und nicht-toxischen Kreisldufen. Auch die Vermeidung plastikspezifischer
problematischer Polymere, Chemikalien und Produkte spielt dabei eine Rolle.

Deutschland engagiert sich seit langem auch in den G7 und G20, um einen nachhaltigen und ressourceneffizienten
Umgang mit Kunststoffen zu erreichen, Ressourcenschonung zu stiarken und das Problem Meeresmiill einzuddm-
men. So wurde im Rahmen des deutschen G7-Vorsitzes 2022 ein Ocean Deal erarbeitet, der sich u. a. auch diesem
Thema eingehend widmet.

Aber auch national wird an dem Thema Plastikmiill im Meer gearbeitet. Beispielsweise entwickeln an einem
,»Runden Tisch Meeresmiill* Experten und Stakeholder Lésungen fiir das Plastikmiillproblem im Meer. Ein aktu-
elles Beispiel ist der jlingst entwickelte und inzwischen praxiserprobte Ersatz der sogenannten Dolly Ropes (aus
Biindeln von Plastikfdden bestehender Scheuerschutz von Fischereinetzen) durch eine umweltfreundliche und den
Meeresboden nicht beriihrende mechanische Gestaltung.

Altlasten im Meer

Altlasten belasten unsere Hausmeere Nord- und Ostsee. Es wird angenommen, dass dort noch bis zu 1,6 Mio.
Tonnen konventionelle Munition vorhanden sind, davon rund t allein im Nordseebereich. Es hat sich dabei die
Befiirchtung konkretisiert, dass es, wenn auch rdumlich begrenzt, vor allem in den bekannten Versenkungsgebie-
ten stoffliche Belastungen des Ostsee-Okosystems und von Meereslebewesen, wie zum Beispiel Fischen und Mu-
scheln, gibt. Zur zunehmenden Umweltfahrdung durch die Munitionsaltlasten gesellen sich auch Risiken bei der
wirtschaftlichen Nutzung der einschldgigen Meeresgebiete, so unter anderem beziiglich Seeschifffahrt, Fischerei
und Tourismus.

Die Bundesregierung hat sich gemif aktuellem Koalitionsvertrag zum Ziel gesetzt, der iibermiBigen Belastung
der Ozeane entgegenzuwirken und den Schutz der Meere insbesondere vor der Beeintrichtigung durch Muniti-
onsaltlasten zu verbessern. Fiir die Bergung und Vernichtung von Munitionsaltlasten in der Nord- und Ostsee
wurde ein Sofortprogramm aufgelegt, das mit Haushaltsmitteln in Hohe von insgesamt 100 Mio Euro fiir den
Zeitraum 2023 bis 2026 ausgestattet ist.
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Tiefseebergbau

Deutschland setzt sich fiir eine vorsorgliche Pause (,,precautionary pause®) des Tiefseebergbaus ein. Da das der-
zeitige Wissen iiber die marinen Okosysteme der Tiefsee sowie die moglichen &kologischen Folgen eines kom-
merziellen Tiefseebergbaus nicht ausreicht, um informierte Entscheidungen iiber Tiefseebergbau zu treffen, wird
die Bundesregierung Abbauantrige in der zustindigen Internationalen Meeresbodenbehdrde bis auf Weiteres
nicht unterstiitzen und setzt sich dafiir ein, dass auch andere Staaten diesem Beispiel folgen.

Die Bundesregierung wirkt gleichzeitig proaktiv auf die Verhandlung der in Entwicklung befindlichen internati-
onalen Regularien fiir einen moglichen zukiinftigen Tiefseebergbau ein. Einige Fachvorschldge sind bereits in
den aktuellen Entwiirfen des Regelwerks umgesetzt, so zu den Themen Umweltvertraglichkeitspriifungen, ver-
bindlicher Versuchsbergbau, regionale Umweltmanagementplane und Schwellenwerte fiir aus Bergbauaktivititen
hervorgehende Belastungsparameter.

Da Tiefseebergbau unweigerlich zu Stérungen der Tiefsee-Okosysteme fithren und die Lebensgemeinschaften
wahrscheinlich nachhaltig beeinflussen wiirde, ist es essentiell, das Wissen {iber die Beeintrachtigungen zu erwei-
tern und diese Erkenntnisse bei der Entwicklung der internationalen RegulierungsmaBinahmen fiir den Tiefsee-
bergbau zu beriicksichtigen. Daher beteiligt sich Deutschland an der Forderinitiative der Joint Programming Ini-
tiative ,,Healthy and Productive Seas and Oceans® (JPI Oceans) zum Thema ,,Ecological Aspects of Deep-Sea
Mining®. Eine nationale Forderbekanntmachung, die am 5. Dezember 2023 im Bundesanzeiger veroffentlicht
wurde, formuliert die Forderbedingungen fiir deutsche Partner innerhalb dieser europiischen Forderinitiative von
JPI Oceans.

Meeresoffensive

Die Bundesregierung wird ihre Anstrengungen im Bereich Meeresschutz weiter intensivieren. Kern wird dabei
die im aktuellen Koalitionsvertrag vereinbarte Meeresoffensive zum Schutz der Meeresnatur sein, die unter an-
derem eine kohidrente und verbindliche Meeresstrategie, die Einrichtung einer Meereskoordination unter Leitung
des bereits eingesetzten Meeresbeauftragten und die Etablierung einer Nationalen Meereskonferenz vorsieht. Pri-
oritdten der Nationalen Meeresstrategie, die bis 2025 verabschiedet werden soll, werden unter anderem sein, die
Qualitét der Meeresschutzgebiete zu verbessern, Klima- und Meeresschutz besser zu verkniipfen, eine natur- und
umweltvertriagliche Meeresnutzung sicherzustellen und die stofflichen Belastungen unserer Meere zu reduzieren.

Ein weiterer Schwerpunkt wird die Umsetzung des ebenfalls im Koalitionsvertrag festgeschriebene Aktionspro-
gramms Natiirlicher Klimaschutz (ANK) sein. Es enthilt ein eigenes Handlungsfeld fiir die Meere. Damit soll die
natiirliche Féahigkeit der Meeres- und Kiistendkosysteme zur Speicherung von Kohlenstoff erhalten und gefordert
sowie die Widerstandsfahigkeit der Meere gestdrkt werden. Flankiert wird dies durch ein Aufbauprogramm fiir
Seegraswiesen, Salzwiesen und Algenwilder, aber auch durch MaBBnahmen zum Schutz des Meeresbodens und
zur Erforschung mariner Biotope.

Zum Schutz der marinen biologischen Vielfalt werden zukiinftig nationale Artenhilfsprogramme erstellt und um-
gesetzt werden, insbesondere ausgerichtet auf den dauerhaften Schutz von durch den Ausbau der erneuerbaren
Energien betroffene Arten und deren Lebensstitten. Dariiber hinaus ist vorgesehen, die wissenschaftliche Grund-
lage fiir den Meeresschutz weiter auszubauen, unter anderem durch eine Verbesserung des Monitorings.

International wird sich Deutschland weiterhin aktiv dafiir einsetzen, dass moglichst viele Staaten das BBNJ-Ab-
kommens ziigig ratifizieren. Ziel ist ein schnelles in Kraft treten des Abkommens, damit mit der wirksamen Um-
setzung und der Einrichtung von Meeresschutzgebieten auf der Hohen See ziigig begonnen werden kann.
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Kasten 12: Weitere Informationen zum Thema Meeresschutz

—  CBD (2022): Kunming-Montreal Global Biodiversity Framework (Globaler Biodiversitdtsrahmen),
https://www.cbd.int/doc/decisions/cop-15/cop-15-dec-04-en.pdf

—  BfN (2023): Nationale Meeresschutzgebiete (Schutzgebietsverordnungen und Managementpline),
https://www.bfn.de/nationale-meeresschutzgebiete

—  Common Wadden Sea Secretariat (2023): Danemark, Deutschland und die Niederlande unterzeichnen
die Erkldarung von Wilhelmshaven zum weiteren Schutz des Weltnaturerbes Wattenmeer,
https://www.waddensea-worldheritage.org/de/news/d%C3%A4nemark-deutschland-und-die-
niederlande-unterzeichnen-die-erkl%C3%A4rung-von-wilhelmshaven-zum

— UNEA (2022): UNEA Resolution 5/14 entitled ,,End plastic pollution: Towards an international legally
binding instrument (Meeresmiill),
https://wedocs.unep.org/bitstream/handle/20.500.11822/39812/OEWG PP 1 INF 1 UNEA%?20resolut
ion.pdf

—  CBSS (2023): Ministerial Session 2023 (Altlasten), https://cbss.org/about-us/ministerial-
sessions/ministerial-session-2023/

—  G7: Kommuniqué der G7 Staats- und Regierungschefs (2022),
https://www.g7germany.de/resource/blob/974430/2059932/ea93246b5d88fc4acefadffa93d4918d/komm
uniqu%C3%A9-g7-arbeitsuebersetzung-data.pdf?download=1

—  G7: Ocean Deal,
https://www.bmuv.de/fileadmin/Daten BMU/Download PDF/Europalnternational/g7 ocean_deal bf.p
df

— HELCOM (2021): Baltic Sea Action Plan, 2021 update,
https://helcom.fi/wp- content/uploads/2021/10/Baltic-Sea-Action-Plan-2021-update.pdf

—  OSPAR (2021): North-East Atlantic Environment Strategy 2030,
https://www.ospar.org/convention/strategy

—  BLANO (2022): MSRL-MaBnahmenprogramm zum Schutz der deutschen Meeresgewisser in Nord-
und Ostsee (einschlieBlich Umweltbericht),
https://www.meeresschutz.info/berichte-art13.html?file=files/meeresschutz/berichte/art13-
massnahmen/zyklus22/MSRL_Art13 Aktualisierung Massnahmenprogramm_ 2022 Rahmentext.pdf

C.8 Bodenschutz und Reduzierung des Flachenverbrauchs

Die Bundesregierung erachtet das bestehende Schutzniveau der begrenzten Ressource Boden in ihren vielféltigen
Funktionen als unzureichend und hat sich fiir diese Legislaturperiode auf eine Evaluierung und Anpassung des
Bodenschutzrechtes verstindigt. Es soll an die Herausforderungen des Klimaschutzes, der Klimaanpassung und
den Erhalt der Biodiversitdt angepasst und dabei die unterschiedlichen Nutzungen beriicksichtigt werden. Der
Schutz des Bodens spielt zudem in verschiedenen Strategien der Bundesregierung, zum Beispiel im Rahmen der
nationalen Moorschutzstrategie, der Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt eine wichtige Rolle (siehe C.6.
Naturschutz und Biodiversitit). Wichtige Maflnahmen zum Schutz der Béden werden im Rahmen des Aktions-
programms Natiirlicher Klimaschutz durchgefiihrt (siehe C.3. Natiirliche Kohlenstoffspeicher und -senken).

Auf europédischer Ebene gibt es aktuell keinen eigenen Rechtsrahmen zum Schutz des Bodens. Die Bundesregie-
rung setzt sich auf EU-Ebene fiir eine verbindliche Regelung zum Bodenschutz ein. Die Notwendigkeit einer
europaweiten Regelung wurde von der Umweltministerkonferenz am 25. November 2022 bekriftigt. Die Um-
weltminister*innen halten ein EU-Bodengesundheitsgesetz fiir notwendig, um den Herausforderungen der Bo-
dendegradierung EU-weit wirkungsvoll begegnen und die nachhaltige Nutzung und Wiederherstellung des Bo-
dens zur Norm machen zu konnen. Ein Richtlinienentwurf fiir ein Bodeniiberwachungsgesetz wurde von der Eu-
ropdischen Kommission am 5. Juli 2023 veroffentlicht.

Bodenschutz- und Altlasten

Neben der Vorsorge dient die Nachsorge dem Schutz der Bdden und der von ihnen ausgehenden Gefahren fiir die
Umwelt und den Menschen. Fiir den sorgsamen Umgang mit Boden hat die Bundesregierung neben dem Bundes-
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Bodenschutzgesetz eine weitere wichtige rechtliche Grundlage, die Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverord-
nung (BBodSchV) fiir das Erfassen, Untersuchen, Bewerten und Sanieren von verdédchtigen Flichen und Altlasten
geschaffen. Nach einem langwierigen Prozess wurde die BBodSchV nach tiber 20 Jahren neugefasst und am
16. Juli 2021 unter dem sogenannten Dach der Mantelverordnung verkiindet. Sie trat am 1. August 2023 in Kraft.
Mit der Neufassung der BBodSchV werden die Anforderungen an die nachhaltige Sicherung und Wiederherstel-
lung der Funktionen des Bodens ndher bestimmt und an den gegenwirtigen Stand der wissenschaftlichen und
vollzugspraktischen Erkenntnisse angepasst. Sie fasst die Regelung zum Auf- und Einbringen von Materialien
neu und erweitert den Anwendungsbereich um das Auf- und Einbringen von Materialien unterhalb oder auBerhalb
der durchwurzelbaren Bodenschicht. Neu aufgenommen wurden zudem Regelungen zum physikalischen Boden-
schutz, zur Anordnung der bodenkundlichen Baubegleitung im Einzelfall und zur Gefahrenabwehr bei Erosion
durch Wind.

Weiter enthilt die novellierte BBodSchV erstmals Priifwerte fiir sieben Per- und polyfluorierte Alkylsubstanzen
(PFAS) fiir den Pfad Boden-Grundwasser. Diese sind aufgrund ihrer persistenten, mobilen und zum Teil toxischen
Eigenschaften problematisch in Boden und Grundwasser. Fiir bundesweit einheitliche Vorgaben zum Umgang
mit PFAS- Schadensféllen wurde ein PFAS-Leitfaden erarbeitet. Der Leitfaden enthélt Informationen zur Bewer-
tung von Schadensféllen und zur Entsorgung von Bodenmaterial. Der Leitfaden ist in den meisten Bundeslandern
per Erlass eingefiihrt bzw. seine Anwendung empfohlen worden.

Umsetzung der Richtlinie 2010/75/EU iiber Industrieemissionen in deutsches Recht

Die Industrieemissionsrichtlinie (IE-Richtlinie) bildet EU-weit die Grundlage fiir die Genehmigung, den Betrieb,
die Uberwachung sowie die Stilllegung besonders umweltrelevanter Industrieanlagen wie die chemische Indust-
rie, Feuerungsanlagen, Nahrungsmittelindustrie, rohstoffverarbeitende Industrie (Mineralische Rohstoffe, Eisen-
und Nichteisenmetalle, Holz), Abfallbehandlung und -verbrennung und die Textil- und Lederindustrie. Ziel der
IE-Richtlinie und ihrer nationalen Umsetzung ist die Vorsorge gegen das Entstehen erheblicher Verschmutzungen
von Luft, Boden und Grundwasser, die durch den Betrieb von IE-Anlagen verursacht werden kdnnen. Das Bun-
des-Immissionsschutzgesetz und die Verordnung iiber das Genehmigungsverfahren setzen die Anforderungen der
IE-Richtlinie um und adressieren drei zentrale Elemente: den Ausgangszustandsbericht, die regelmiBige Uber-
wachung von Boden und Grundwasser und die Uberpriifung auf bestehende Riickfiihrungspflichten mit der

endgiiltigen Betriebseinstellung von IE-Anlagen. Vom Regelungsregime der IE-Richtlinie werden circa 52.000
Industrieanlagen in Europa erfasst, darunter circa 13.000 in Deutschland.

Schutz intakter Moore und Wiedervernissung von Moorbéden

Moore sind Langzeitspeicher fiir Kohlenstoff. Ihre Schadigung kann sich gravierend auf das globale Klimasystem
auswirken. Neben dem Schutz intakter Moore bilden daher die Wiederherstellung und die nachhaltige Bewirt-
schaftung bisher trocken gelegter Moorbdden ein zentrales Thema der Nationalen Moorschutzstrategie. Die Na-
tionale Moorschutzstrategie baut auf kooperativen Ansitzen und verstirkter Offentlichkeitsarbeit sowie Partizi-
pation aller Interessensgruppen auf, durch die ein Transformationsprozess hin zu torferhaltenden und moorboden-
schonenden Bewirtschaftungsformen unterstiitzt werden soll. Hierzu zéhlt ebenfalls die Férderung von auf Moor-
bewirtschaftung basierter Wertschopfungsketten vor Ort. Neben der fiir den Schutz und die Wiedervernissung
von Moorbdden angepassten Bewirtschaftungsformen, soll auch die gezielte naturschutzfachliche Entwicklung
von Moorbdden gefordert werden, damit sich torfbildende Arten wieder ansiedeln kénnen und so die Klima-
schutzleistung weiter gestirkt werden kann. Begleitet wird der Transformationsprozess durch eine Reihe von Pi-
lotvorhaben, um die aktuellsten wissenschaftlichen Erkenntnisse unmittelbar und stetig mit einflieBen zu lassen.
Ein wichtiger Aspekt im Rahmen des Aktionsprogramm Natiirlicher Klimaschutz ist die Férderung der Wieder-
verndssung von Moorbdden und Wiederherstellung von Moordkosystemen, um ihr Klimaschutzpotenzial auszu-
schopfen. Das sich derzeit im Aufbau befindende Monitoring von Mooren in Wildern und in der Agrarlandschaft
(MoMoK) soll zur Ermittlung der Klimabilanz fortgefiihrt werden.

Bodenbiodiversitiit und Nationales Bodenmonitoringzentrum

Der Riickgang der Artenvielfalt insbesondere bei Insekten, Vogeln und Sdugetieren ist bekannt und messbar.
Diese Tendenz zeigt sich auch bei Bodenorganismen (siche Bodenreport des BfN 2021). Bisher fehlten geeignete
Methoden zum reprisentativen Erfassen der Bodenbiodiversitit. Neue Ansétze wurden erforscht, um die Boden-
biodiversitdt moglichst schnell und einfach zu erfassen. Es wird empfohlen die genetische Erfassung mit klassi-
schen Methoden, wie zum Beispiel der Bestimmung von Regenwurmarten zu kombinieren. In einem Forschungs-
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vorhaben wurde ein Modell entwickelt, mit dem die Wahrscheinlichkeit des Vorkommens und die geografische
Verbreitung von 12 Regenwurmarten vorhergesagt werden kann. Derzeit findet im Rahmen der dritten Bodenzu-
standserhebung im Wald auch eine zusitzliche Biologische Bodenzustandserhebung statt. Vorliegende Erkennt-
nisse sollen in die Erfassung der Biodiversitét in Boden im Rahmen des ANK einflieBen. Die Ergebnisse konnen
dazu dienen, Referenzwerte fiir einen guten biologischen Zustand der Boden abzuleiten, Maflnahmen zur Verbes-
serung des biologischen Zustands zu empfehlen und Indikatoren zu erarbeiten, die den Erfolg dieser Malnahmen
bewerten.

Am Umweltbundesamt wird ein Nationales Bodenmonitoringzentrum — in Anlehnung an die Strukturen der Emis-
sionsberichterstattung —in enger Kooperation mit dem Thiinen-Institut und auch anderen datenerhebenden Stellen
eingerichtet. Ziel des Nationalen Bodenmonitoringzentrums ist es, die in Deutschland erhobenen Daten zum Bo-
denzustand zusammenzuflihren und soweit wie moglich allgemein nutzbar zu machen. Dafiir werden die Akteure
bodenbezogener Monitoring- und Erhebungsaktivititen unterschiedlicher Fach- und Themenbereiche zusammen-
gebracht und vernetzt, um gemeinsam durch Datenauswertungen und Modellierungen zu bundesweit harmoni-
sierten und belastbaren Aussagen zum Bodenzustand und seinen Verdnderungen zu kommen.

Bodenschutz in der europiischen Agrarférderung

Bestandteil einer nachhaltigen Landwirtschaft ist die 6kologisch angepasste und zukunftsorientierte Bewirtschaf-
tung des Bodens. Landwirt*innen, die flir die Bewirtschaftung ihrer Fldchen Direktzahlungen von der Européi-
schen Union erhalten, miissen bestimmte Mindeststandards einhalten. Diese sind in der aktuell geltenden soge-
nannten erweiterten Konditionalitit zusammengefasst. Sie umfasst die ,,Grundanforderungen an die Betriebsfiih-
rung (GAB)“ und die ,,Standards fiir den guten landwirtschaftlichen und 6kologischen Zustand von Flachen
(GLOZ)*. Einige der insgesamt neun GLOZ-Standards beziehen sich direkt auf den Bodenschutz, wie die Be-
grenzung der Erosion, die Mindestbodenbedeckung in sensiblen Zeiten, der Fruchtwechsel auf Ackerland oder
das Verbot des Abbrennens von Stoppelfeldern.

Weitere GLOZ-Standards unterstiitzen den Bodenschutz, auch wenn dies nicht das primére Ziel der Regelung ist.
Dies gilt zum Beispiel fiir den Erhalt von Dauergriinland oder den Schutz von Mooren und Feuchtgebieten oder
die Regelung zu Pufferstreifen entlang von Wasserldufen.

Umwelt- und klimabezogene Mallnahmen, die iiber die rechtlichen Anforderungen und iiber die oben genannten
forderrechtlichen Mindeststandards hinausgehen, konnen in der GAP in der ersten Siule (vor allem Oko-Rege-
lungen) oder in der zweiten Séule (Agrarumwelt- und KlimamafBnahmen) gefordert werden. Die Teilnahme daran
ist fiir die Betriebe freiwillig. Als Oko-Regelungen werden in Deutschland unter anderem die Bereitstellung von
Flachen zur Erh6hung der Biodiversitét, der Anbau vielféltiger Kulturen und die Bewirtschaftung von Flichen
ohne den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln sowie die Beibehaltung von Agroforst angeboten. Beispiele fiir Mal3-
nahmen der zweiten Séule sind die spezifischen Anforderungen im Rahmen des Vertragsnaturschutzes, das An-
legen und die Pflege von Hecken oder der Moorbodenschutz.

Reduzierung des Flichenverbrauches

Die Einddmmung des Flachenverbrauchs fiir Siedlungs- und Verkehrszwecke gehort zu den wichtigsten umwelt-
politischen Zielen der Bundesregierung. Der sparsame Umgang mit Grund und Boden und die Begrenzung der
Bodenversiegelung auf das notwendige Mal3 sind im Baugesetzbuch als stddtebauliche Grundsétze verankert. Das
Raumordnungsgesetz des Bundes ermoglicht die Festsetzung quantifizierter Flichensparziele in Raumordnungs-
und Regionalpldnen, wovon die Lander als Trager der Raumordnung zunehmend Gebrauch machen.

Die Reduzierung des Fldchenverbrauchs ist gerade in einem dicht besiedelten Land wie Deutschland in mehrfa-
cher Hinsicht dringend geboten, aber auch eine grofle Herausforderung. Es geht um den Freiraumschutz, um den
Schutz von Natur und Landschaft, um den Erhalt land- und forstwirtschaftlicher Flichen und um den Schutz des
Bodens und seiner 6kologischen Funktionen gerade auch im Kontext der notwendigen Maflnahmen zur Klimaan-
passung. Zugleich leistet die Reduzierung des Flachenverbrauchs einen wichtigen Beitrag zum Klimaschutz
(CO2-Senke). Durch Bebauung und Ausweitung unserer Siedlungsgebiete gehen wertvolle Natur- und Landwirt-
schaftsflachen und damit wertvoller Boden verloren.

Zu den Einzelheiten der Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsfliche wird auf die Ausfiihrungen den Ab-
schnitt Flichenverbrauch und Bodenversiegelung und Abbildung 12: Anstieg der Siedlungs- und Verkehrsflache
in ha pro Tag verwiesen. Nach der amtlichen Fldchenstatistik des Bundes ist die Siedlungs- und Verkehrsflache
in Deutschland danach im vierjéhrigen Mittel der Jahre 2019 bis 2022 um durchschnittlich rund 52 Hektar pro
Tag gewachsen und damit gegeniiber dem Wert des Vorjahreszeitraums (55 Hektar pro Tag) wieder leicht
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zuriickgegangen.

Zur Reduzierung des Flachenverbrauchs hat die Bundesregierung in der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie Fla-
chensparziele festgelegt. Danach soll der Flichenverbrauch bis zum Jahr 2030 aufunter 30 Hektar pro Tag gesenkt
werden, um bis zum Jahr 2050 einen Netto-Null-Flachenverbrauch im Sinne einer Fldchenkreislaufwirtschaft zu
erreichen.

Die gestiegenen Anforderungen an den Ausbau von Infrastruktur, an den Wohnungsbau und an den Ausbau der
erneuerbaren Energien iiberlagern diese Zielsetzung. Um das Ziel nicht in Frage zu stellen ist es erforderlich, den
Gedanken einer Mehrfachnutzung in den Vordergrund zu stellen. Mit Mehrfachnutzung statt Einfachnutzung ist
gemeint, dieselbe Grundfldche fiir moglichst viele Belange gleichzeitig zu nutzen. Mit Blick auf den Ausbau der
Erneuerbaren Energien ist dies beispielsweise bei Landwirtschaftsflichen durch die Kombination der landwirt-
schaftlichen Erzeugung durch Systeme der Agri-Photovoltaik méglich. Photovoltaik bietet sich auch als Zusatz-
nutzung durch Uberbauung von Parkflichen oder auf wiedervernissten, ehemals intensiv genutzten Moorbdden
an.

Insbesondere im Siedlungswesen und im Wohnungsbau bieten Bestandsaktivierung und Flachenrecycling erheb-
liches Potential zur Reduzierung des Fldchenverbrauchs. Nach Ansicht von Experten bestehen nicht unerhebliche
Baulandreserven, und zwar sowohl in Stadt und Land, die fiir eine Nachnutzung in Frage kommen und vorrangig
zu aktivieren sind. Auch die Ergebnisse der 2022 veroffentlichten Baulandumfrage des Bundesinstituts fiir Bau-,
Stadt- und Raumforschung (BBSR) bestitigen dies. Es wurde in der Baulandumfrage zudem festgestellt, dass
immer mehr Kommunen dazu tibergehen, potentiell bebaubare Flidchen, wie Brachflichen und Bauliicken, syste-
matisch zu erfassen, um Nachnutzungspotentiale zu identifizieren. Ein erfreuliches Ergebnis, das in die richtige
Richtung weist.

Der Bundesgesetzgeber stellt Landern und Kommunen insbesondere mit dem Baurecht, dem Raumordnungsrecht
und dem Naturschutzrecht ein umfassendes Instrumentarium zur Steuerung der Flacheninanspruchnahme zur Ver-
fiigung. Eine multifunktionale und flicheneffiziente Siedlungs-, Verkehrs-, Frei- und Griinraumplanung ist ein
zentraler Schliissel fiir mehr Umwelt- und Lebensqualitét in Stiddten. Das Leitbild der dreifachen Innenentwick-
lung bietet eine neue Perspektive auf rdumliche Auf- und Verteilung von Fldchen fiir Bauen, Mobilitdt und Griin,
die den Anforderungen an eine lebenswerte und resiliente Stadt gerecht wird. Es steht fiir das Ziel, Flachenreser-
ven im Bestand baulich sinnvoll zu nutzen und gleichzeitig urbanes Griin zu entwickeln, zu vernetzen und quali-
tativ aufzuwerten.

Flachensparendes Planen und Bauen bildet eine Querschnittsaufgabe, die eine Vielzahl von Politikbereichen be-
riihrt und eines gemeinsamen Vorgehens aller staatlichen Ebenen wie auch der Mitwirkung aller Akteure in Wirt-
schaft, Wissenschaft und Gesellschaft bedarf. Aus diesem Grund wurde das Flidchensparziel in die Deutsche
Nachhaltigkeitsstrategie aufgenommen und wird dort weiterentwickelt. Unter dem Titel ,,Bund-Lénder-Dialog
Flachensparen® werden aktuell im Auftrag des Umweltbundesamtes Strategien und Instrumente zur Reduzierung
des Flachenverbrauchs in ihrer Wirksamkeit untersucht mit dem Ziel, auf dieser Grundlage einen gemeinsamen
Malnahmenkatalog zu erarbeiten. Damit wird zugleich einer Vorgabe aus dem Koalitionsvertrag fiir die laufende
20. Legislaturperiode Rechnung getragen. Planungsrechtliche wie auch finanz- und foérderpolitische Instrumente
werden unter breiter Beteiligung von Akteuren aus Verwaltung, Wissenschaft und Praxis auf den Priifstand ge-
stellt und bewertet. In diesen Prozess flieBen auch die Vorschldge der Landerarbeitsgemeinschaft Bodenschutz
(LABO) aus dem LABO-Statusbericht 2020 ,,Reduzierung der Fldchenneuinanspruchnahme und der Versiege-
lung™ ein.

Kasten 13: Weitere Informationen zum Handlungsfeld C.8. Bodenschutz und Flichenver-
brauch

—  BMUV (2022): Fiinfter Bodenschutzbericht der Bundesregierung,
https://www.bmuv.de/publikation?tx_bmubpublications_publications%5Bpublica-
tion%5D=694&cHash=ed915517f7625eb773cd774a8f40975¢

—  BMUV (2022): Eckpunktepapier fiir eine Novelle des nationalen Bodenschutzrechts,
https://www.bmuv.de/download/eckpunkte-fuer-eine-novelle-des-nationalen-bodenschutz-
rechts
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—  Bodle, Ralph; Diick, Lina-Marie; Hermann, Andreas; Miller, Ricarda, Heidi Stockhaus, von Vit-
torelli, Laura (2023): Uberarbeitung des Bodenschutzrechts — Diskussionspapier,
https://www.ecologic.eu/de/19345

—  BMUV (2023): Anpassung des deutschen Bodenschutzrechts, https://www.bmuv.de/themen/boden-
schutz/bodenschutzrecht/anpassung-des-deutschen-bodenschutzrechts

—  BMUV(2022): Leitfaden zurPFAS-Bewertung,
https://www.bmuv.de/download/leitfaden-zur-pfas-bewertung

— UBA (2023): The upcoming European Soil Health Law — chances and challenges for an effective soil
protection, Fachliche Begleitung der EU Bodenstrategie — Scientific Opinion Papier,
https://www.umweltbundesamt.de/en/publikationen/the-upcoming-european-soil-health-law-
chances

— LABO (2023): Bund/Lander-Arbeitsgemeinschaft Bodenschutz,
https://www.labo-deutschland.de/Veroeffentlichungen-Flaecheninanspruchnahme.html

C.9 Atomausstieg und atomarer Abfall

Mit Ablauf des 15. April 2023 haben die letzten drei Atomkraftwerke ihren Leistungsbetrieb eingestellt, womit
in Deutschland nach iiber sechs Jahrzehnten die Nutzung der Kernenergie zur gewerblichen Erzeugung von Elekt-
rizitdt endete. Mitte des Jahres 2011, nach dem Reaktorunfall am japanischen Atomkraftwerksstandort
Fukushima-Daiichi, hatte der Bundestag parteiiibergreifend und mit groBer Mehrheit den beschleunigten Ausstieg
aus der Nutzung der Kernenergie beschlossen (Dreizehntes Gesetz zur Anderung des Atomgesetzes), gleichzeitig
gingen die ersten acht Atomkraftwerke vom Netz. Im Jahr 2015 beendete das Atomkraftwerk Grafenrheinfeld den
Leistungsbetrieb und zwischen 2019 bis zum Ablauf des Jahres 2021 folgten die Atomkraftwerke Philippsburg 2,
Grohnde, Grundremmingen C und Brokdorf. Danach hatten nur noch die drei Atomkraftwerke Emsland, Isar 2
und Neckarwestheim II die Berechtigung zum Leistungsbetrieb. Vor dem Hintergrund des russischen Angriffs-
krieges auf die Ukraine und zur Erhéhung der Versorgungssicherheit mit elektrischer Energie, hat der Gesetzgeber
mit der neunzehnten Novelle des Atomgesetzes im Dezember 2022 fiir diese drei Atomkraftwerke die Vorausset-
zungen flir einen sogenannten Streckbetrieb bis zum 15. April 2023 geschaffen, bei dem ausschlieSlich die bereits
in den Anlagen vorhandenen Brennelemente genutzt werden durften.

Nun gilt es, die Stilllegung und den Abbau aller Atomkraftwerke sicher zu vollziehen. Die Atomkraftwerke un-
terliegen auch wihrend Stilllegung und Abbau einer kontinuierlichen staatlichen Aufsicht geméf Atomgesetz und
den zugehdrigen atomrechtlichen Verordnungen. Die fiir Stilllegung und Abbau erforderlichen atomrechtlichen
Genehmigungsverfahren und die Aufsicht werden durch die zustédndigen Behdrden der Lander im Auftrag des
Bundes durchgefiihrt.

Bislang sind drei Atomkraftwerke vollstindig abgebaut. Insgesamt sind noch tiber dreiig Atomkraftwerke abzu-
bauen. Stilllegung und Abbau der Atomkraftwerke liegen in der Verantwortung der Betreiber. Fiir die Stilllegung
und Abbau der sechs Atomkraftwerke, die in der ehemaligen DDR an den Standorten Greifswald und Rheinsberg
staatlich betrieben wurden, ist das bundeseigene Unternehmen EWN Entsorgungswerk fiir Nuklearanlagen GmbH
verantwortlich. Fiir die jliingsten Stilllegungs- und Abbauprojekte veranschlagen die Betreiber in der Regel eine
Dauer von zehn bis fiinfzehn Jahren. An verschiedenen Standorten ist der Abbau bereits weit vorangeschritten,
an anderen wird er voraussichtlich noch lédnger als eineinhalb Jahrzehnte dauern.
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Abbildung 21: Atomkraftwerke in Deutschland
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Weitere Informationen zum Themenkomplex Betrieb sowie Stilllegung und Abbau von Atomkraftwerken in
Deutschland finden sich im aktuellen ,,Bericht der Bundesregierung zum Ubereinkommen iiber nukleare Sicher-
heit, im jahrlichen ,,Bericht nach § 7 des Transparenzgesetzes — Riickbau von Kernkraftwerken* und im ,,Status-
bericht zur Kernenergienutzung in der Bundesrepublik Deutschland 2021,

Endlagersuche

Die wihrend des iiber sechs Jahrzehnte andauernden Leistungsbetriebs der Atomkraftwerke in Deutschland an-
gefallenen und auch beim Abbau anfallende radioaktive Abfille sind sicher zu entsorgen. Dabei handelt es sich
mengenméfig zu etwa 10 Prozent um hochradioaktive Abfille, welche jedoch iiber 99 Prozent der gesamten Ra-
dioaktivitit beinhalten und im Ubrigen um schwach- und mittelradioaktive Abfille.

Standortauswahlverfahren

Laut Standortauswahlgesetz soll innerhalb Deutschlands ein Standort fiir ein Endlager fiir hochradioaktiven Ab-
fall gefunden werden — ergebnisoffen, transparent, nach gesetzlich festgelegten fachlichen Kriterien und unter
Beteiligung der Offentlichkeit. Die einzelnen Verfahrensschritte regelt das Standortauswahlgesetz. Es wurde auf
Basis der Empfehlungen der Endlagerkommission entwickelt und trat im Mérz 2017 in Kraft.

Durchgefiihrt wird das Standortauswahlverfahren von der Bundesgesellschaft fiir Endlagerung mbH (BGE), be-
aufsichtigt wird sie dabei vom Bundesamt fiir die Sicherheit der nuklearen Entsorgung (BASE), das zugleich
Trigerin der Offentlichkeitsbeteiligung ist.


https://www.nuklearesicherheit.de/fileadmin/user_upload/Berichte/Nukleare_Sicherheit/cns2023_bericht_de.pdf
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Das Standortauswahlverfahren in der Fassung von 2017 (StandAG) startete mit einer ,,weilen Landkarte®. Das
bedeutet, dass alle deutschen Bundeslédnder und alle Regionen in die Suche einbezogen wurden. In der 1. Phase
der Endlagersuche sammelt die BGE geologische Daten der Lander und wertet diese nach den gesetzlich festge-
legten Kriterien aus. Dazu gehdren Ausschlusskriterien wie Erdbebengefahr, Vulkanismus oder Schidigungen
des Untergrundes durch Bergbau, aber auch Mindestanforderungen an geeignete Gesteinsformationen. Die BGE
hat dazu am 28. September 2020 einen Zwischenbericht veroffentlicht, in dem sie darlegt, welche Teilgebiete sie
auf dieser Grundlage weiter betrachten will. Es handelt sich dabei noch um etwa 54 Prozent der Flache Deutsch-
lands. Der Bericht wurde durch die ,,Fachkonferenz Teilgebiete* diskutiert (Auftaktveranstaltung am 17./18. Ok-
tober 2020, drei Beratungstermine im Februar, Juni und August 2021). An der Fachkonferenz Teilgebiete haben
Biirgerinnen und Biirger, Vertreter der Gebietskorperschaften, Vertreter gesellschaftlicher Organisationen sowie
Wissenschaftler*innen teilgenommen. Das BASE hat als Triger der Offentlichkeitsbeteiligung im Standortaus-
wahlverfahren die Diskussionen der Fachkonferenz in einem Abschlussbericht dokumentiert und im September
2022 an die BGE iibergeben. Die BGE hat den Bericht bei ihrer weiteren Arbeit zu beriicksichtigen.

Zum Abschluss der Phase 1 wird die BGE vorschlagen, welche Regionen in Phase 2 des Verfahrens obertigig
weiter erkundet werden sollen. Das BASE wird als Aufsichtsbehorde den Vorschlag der BGE, welche Standorte
zunéchst obertigig erkundet werden sollen, fachlich und rechtlich priifen. Das BASE wird gemif Standortaus-
wabhlgesetz in jeder der vorgeschlagenen Regionen eine Regionalkonferenz einrichten, in der die Biirger*innen
das weitere Standortauswahlverfahren begleiten konnen. Nachpriifantrige der Regionalkonferenzen werden vom
BASE gepriift und anschlieBend als Nachbesserungsbedarf gemeldet und dann von der BGE bearbeitet. Wenn die
Nachpriifantrage bearbeitet sind, finden Stellungnahmeverfahren statt, die in regionalen Erérterungsterminen
miinden.

Im Anschluss daran wird das BMUYV auf der Basis des Standortregionenvorschlags der BGE, des fachlichen und
rechtlichen Priifberichts des BASE, der Stellungnahmen des Nationalen Begleitgremiums (NBG) sowie den Er-
gebnissen der Offentlichkeitsbeteiligung einen Gesetzentwurf erstellen. Die endgiiltige Entscheidung und Festle-
gung der Standortregionen fiir die {ibertédgige Erkundung liegt dann beim Gesetzgeber.

Ein Ergebnis der ,,Fachkonferenz Teilgebiete” war der Wunsch, dass die Fachkonferenz in der Zeit bis zu den
Regionalkonferenzen weiter beteiligt wird. Entsprechend hat zwischen August 2021 und November 2022 eine aus
der Fachkonferenz Teilgebiete hervorgegangene Arbeitsgruppe unter Vorsitz des BASE und des Partizipations-
beauftragten des NBG einen Beteiligungsprozess zur Begleitung der Arbeitsfortschritte der BGE erarbeitet. Dar-
aus sind unter Beteiligung des NBG das ,,Forum Endlagersuche* und die dazugehdrende Vorbereitungsgruppe
,Planungsteam Forum Endlagersuche entstanden. Das zweite ,,Forum Endlagersuche* soll am 17. und 18. No-
vember 2023 stattfinden.

Das Nationale Begleitgremium wurde bereits 2016 — noch vor der Verabschiedung des novellierten Standortaus-
wahlgesetzes — eingerichtet. Seine Aufgabe ist die vermittelnde und unabhingige Begleitung des Standortaus-
wahlverfahrens, insbesondere der Offentlichkeitsbeteiligung, mit dem Ziel, so Vertrauen in die Verfahrensdurch-
filhrung zu ermoglichen. Das NBG soll aus zwolf anerkannten Personen des 6ffentlichen Lebens, die vom Bun-
destag und Bundesrat berufen werden, sowie sechs Biirger*innen, die iiber einen mehrstufigen Auswahlprozess,
der auf einer bundesweiten Zufallsauswahl basiert, ausgewihlt werden, bestehen. Die Auswahl und Benennung
der Biirger*innen verantwortet das BMUV. Im Mirz 2023 sind drei Biirger*innen neu in das NBG gewahlt wor-
den. Das NBG legt dem Parlament Tétigkeitsberichte vor, die Empfehlungen fiir die Weiterentwicklung des
Standortauswahlverfahrens geben.

Der Zeitbedarf fiir das anspruchsvolle Standortauswahlverfahren fiir ein Endlager fiir hochradioaktive Abfille ist
schon lange in der Diskussion. Bereits die zur Evaluierung der ersten Fassung des Standortauswahlgesetzes ein-
gerichtete Endlagerkommission hatte allerdings den Zeitbedarf fiir die Ermittlung eines Standortes fiir ein Endla-
ger fir hochradioaktive Abfille als schwer abschétzbar bezeichnet (Bundestagsdrucksache 18/9100).

Wesentliche Motivation hinter der im Gesetz genannten Zeitmarke 2031 war die Notwendigkeit, dass die Arbeiten
fiir die Standortauswahl ziigig beginnen. Im Herbst 2022 hat das Ministerium fiir Umwelt, Naturschutz, nukleare
Sicherheit und Verbraucherschutz (BMUYV) die BGE gebeten, eine zeitliche Abschitzung fiir die weiteren Arbei-
ten der Endlagersuche vorzulegen. Die aktualisierten Planungen der BGE sehen nun vor, die moglichen Standort-
regionen fiir eine iibertigige Erkundung bis 2027 zu benennen. Das BASE betreibt seit Beginn des Standortaus-
wahlverfahrens die Informationsplattform nach § 6 StandAG. Dort werden insbesondere wesentliche Dokumente
zur Standortauswahl von BGE und BASE veroffentlicht. Die Informationsplattform soll den Transparenzgedan-
ken des Standortauswahlgesetzes unterstiitzen.


https://www.nationales-begleitgremium.de/SiteGlobals/Forms/Suche/Expertensuche_Formular.html?cl2Categories_Inhaltsart=Berichte&amp;pageLocale=de
https://www.endlagersuche-infoplattform.de/webs/Endlagersuche/DE/_home/home_node.html
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Verlingerte Zwischenlagerung

Ein wesentlicher Bestandteil der Entsorgungskette fiir bestrahlte Brennelemente und hochradioaktive Abfille, an
deren Endpunkt die Endlagerung steht, ist das bestehende Konzept der trockenen Zwischenlagerung. Es ist auch
im internationalen Vergleich am besten geeignet, iiber die nichsten Dekaden die Sicherheit der Zwischenlagerung
weiterhin zu gewihrleisten. Dieses Konzept soll — dem Nationalen Entsorgungsprogramm folgend — unter Nut-
zung der vorhandenen Zwischenlager weiterverfolgt werden, bis iiber den Standort fiir ein Endlager fiir hochra-
dioaktive Abfille entschieden wurde, die notwendige Infrastruktur an diesem Standort (Eingangslager/Konditio-
nierungsanlage) geschaffen ist und alle Behélter an das Endlager abgegeben sind. Fiir die erforderlichen Sicher-
heitsnachweise verfolgt die bundeseigene Gesellschaft fiir Zwischenlagerung mbH (BGZ) als Betreiberin der
meisten Zwischenlager ein umfassendes Forschungsprogramm, in dessen Rahmen Alterungseffekte der Behélter
und ihres Inventars betrachtet werden.

Kasten 14: Mehr Informationen zum Handlungsfeld C.9. Atomausstieg und atomarer Abfall

—  BMUV(2023): Atomkraftwerke in Deutschland, https://www.bmuv.de/themen/nukleare-
sicherheit/aufsicht-ueber-atomkraftwerke/atomkraftwerke-in-deutschland

- BMUV (2023): Bericht der Bundesregierung zum Ubereinkommen iiber nukleare Sicherheit,
https://www.nuklearesicherheit.de/fileadmin/user_upload/Berichte/Nukleare Sicherheit/cns2023 bericht d
e.pdf

—  BMUV (2022): Berichtnach § 7 des Transparenzgesetzes — Riickbau von Kernkraftwerken,
https://dserver.bundestag.de/btd/20/045/2004558.pdf

—  BASE(2022): Statusbericht zur Kernenergienutzung in der Bundesrepublik Deutschland 2022,
https://www .base.bund.de/DE/themen/kt/kta-deutschland/berichte-uebersichten/berichte-
ueberichten_node.html

—  Nationales Begleitgremium (NBG) (2023): Tétigkeitsberichte des NBG,
https://www .nationales-
begleitgremium.de/SiteGlobals/Forms/Suche/Expertensuche Formular.html
?cl2Categories_Inhaltsart=Berichte&pageLocale=de

—  BASE (2023): Informationsplattform zur Endlagesuche nach § 6 StandAG,
https://www.endlagersuche-
infoplattform.de/webs/Endlagersuche/DE/ home/home node.html

C.10 Umwelt und Gesundheit

Umwelt- und Gesundheitsschutz waren und sind eng verkniipft: Saubere Luft, unbelastetes Wasser, intakte Boden,
vielfiltige Natur — eine gesunde Umwelt ist die Grundlage fiir die menschliche Gesundheit.

Das Verstandnis liber den Zusammenhang zwischen Umweltzustand und der Gesundheit der Menschen hat sich
im Laufe der Jahre deutlich vertieft und erweitert.

Die aktuell drei groBen Umweltkrisen — Klimawandel, der Verlust der biologischen Vielfalt und die Umweltver-
schmutzung — haben vielfiltigen Einfluss auf die Menschen. Die Gesundheit von Okosystemen, Tieren und Pflan-
zen zu erhalten, ist daher auch Gesundheitsvorsorge fiir den Menschen. Unser Wohlbefinden héngt wesentlich
mit der persdnlichen Gesundheit zusammen. Gesundheit unterstiitzt ein selbstbestimmtes Leben und die Teilhabe
an Bildung sowie am Wirtschafts- und Gesellschaftsleben.

Umgekehrt kann der soziale Status Einfluss auf die gesundheitliche Belastung durch Umweltverschmutzung ha-
ben, etwa, wenn Menschen mit geringerem Einkommen in weniger attraktiven Gegenden wohnen, wo sie hoherer
Luftverschmutzung und Larmbelastung ausgesetzt sind. Die Erfahrungen der COVID-19-Pandemie verdeutlichen
die besondere Relevanz von Gesundheit fiir alle Bereiche des gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Lebens.
Kurzum: Gesundheit ist ein wichtiger Schliissel fiir eine nachhaltige Entwicklung in Deutschland und weltweit.
Es braucht auf Dauer leistungsstarke Gesundheitssysteme, einen breiten Zugang zur allgemeinen Gesundheits-
versorgung sowie zu hochwertigen Gesundheitsdienstleistungen. Es sollen zum einen gesundheitsforderliche, so-
wie 0kologisch nachhaltige und sozial gerechte Lebensbedingungen und Lebensweisen gefordert und zum ande-
ren der Umgang mit den gesundheitlichen Folgen des Klimawandels verbessert werden. Notwendig sind dafiir
unter anderem die Modernisierung der Versorgung, die Forderung der individuellen und organisationalen
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Gesundheitskompetenz — vor allem in der Gesundheitsférderung und Priavention und nicht zuletzt: eine ambitio-
nierte Umwelt-, Klima- und Naturschutzpolitik in Deutschland und international.

Ohne Zweifel hat sich in den vergangenen Jahrzehnten der Zustand der Umwelt in Deutschland in vielen Berei-
chen deutlich verbessert. Das hat sich auch positiv auf die Gesundheit der Menschen ausgewirkt. Entscheidend
dafiir war ein Mix aus technischen und rechtlichen Mallnahmen, etwa in der Lufteinhaltung, im Gewésserschutz,
im Anlagenschutz und der Chemikalienpolitik.

Aber die groBe Zahl der Herausforderungen, vor denen eine gesundheitsbezogene Umweltpolitik steht, hat sich
auch in der Qualitit und Komplexitit verdndert.

Exemplarisch seien in diesem Bericht im Folgenden der Klimawandel, der Biodiversititsverlust und die Ver-
schmutzungskrise genannt, deren dkologische, gesundheitliche, aber auch soziale und 6konomische Auswirkun-
gen besonders vielfdltig und tiefgehend sind.

Klimawandel

Der fortschreitende Klimawandel ist auch in Deutschland angekommen: Zunehmende Hitze und Diirre, mehr
Extremwetterereignisse, Zunahme von Allergien und Reduzierung der pollenfreien Zeit, Etablierung neuer Infek-
tionserreger und neuer Arten.

Dies sind nur einige Phdanomene mit Auswirkungen auf die Gesundheit der Menschen. Die Bundesregierung hat
daraufreagiert, zum Beispiel mit dem Bundes-Klimaanpassungsgesetz, der Nationalen Wasserstrategie und einem
Hitzeschutzplan fiir Gesundheit.

Klimaanpassungsgesetz

Das Bundes-Klimaanpassungsgesetz (KAnG) wurde am 22. Dezember 2023 im Bundesgesetzblatt verkiindet und
tritt am 1. Juli 2024 in Kraft. Mit dem Gesetz wird erstmals ein strategischer Rahmen fiir eine vorsorgende Klima-
anpassung auf allen Verwaltungsebenen in Deutschland geschaffen. Die Bundesregierung wird dazu verpflichtet,
in Zukunft eine vorsorgende Klimaanpassungsstrategie mit messbaren Zielen zu verfolgen. Die Lander werden
beauftragt, fiir Landes-Klimaanpassungsstrategien und fiir Klimaanpassungskonzepte fiir die Gebiete der Ge-
meinden und Kreise zu sorgen. Denn Gemeinden und Kreise sind in besonderer Weise betroffen und gefragt,
wenn es um konkrete Vorsorge fiir die Folgen des Klimawandels geht. Malnahmen auf 6rtlicher Ebene konnen
etwa auf kiihlere Stidte, mehr Beschattung und Vorkehrungen gegen Starkregen abzielen. Das hilft auch, die
Lebensqualitét in der Stadt und auf dem Land zu steigern.

Das KAnG hat drei Kernelemente:
1. Stirkung der Klimaanpassung vor Ort:
Die Lander werden mit dem KAnG beauftragt,
(1) eigene Klimaanpassungsstrategien vorzulegen und umzusetzen,

(2) dafiir Sorge zu tragen, dass lokale Klimaanpassungskonzepte auf der Grundlage von Risikoanalysen auf-
gestellt werden — mit Bezug zu Gebieten der Gemeinden und Kreise — und

(3) dem Bund zu berichten, welche Gemeinden und Kreise entsprechende Konzepte haben. Die Lander haben
bei der Ausgestaltung der Klimaanpassungskonzepte auf lokaler Ebene viele Spielriume und kdnnen etwa
bestimmen, dass diese nur fiir Gebiete von Gemeinden iiber einer bestimmten Einwohnerschwelle zu erstel-
len sind.

2. Vorsorgende Klimaanpassungsstrategie des Bundes:

Die Bundesregierung wird per Gesetz verpflichtet, eine vorsorgende Klimaanpassungsstrategie mit messba-
ren Zielen vorzulegen. Die Strategie wird regelméBig aktualisiert und fortlaufend umgesetzt. Damit wird die
bestehende Deutsche Anpassungsstrategie weiterentwickelt. Wichtig: Die Ziele werden nicht im Gesetz fest-
geschrieben, sondern in einem separaten Strategieprozess entwickelt. Biirger*innen sowie Lander und Ver-
biande werden bei dieser Entwicklung einbezogen. Die neue Klimaanpassungsstrategie soll bis Ende 2024
von der Bundesregierung beschlossen werden.

3. Beriicksichtigungsgebot:

Als weiteres Instrument zur Starkung der Klimaanpassung in Deutschland haben Tréiger 6ffentlicher Aufga-
ben bei ihren Planungen und Entscheidungen das Ziel der Klimaanpassung fachiibergreifend und integriert
zu beriicksichtigen. Parallel zur Entwicklung der Klimaanpassungsstrategie diskutieren Bund und Lander im


https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2023/393/VO.html
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2023/393/VO.html
https://www.bmuv.de/themen/wasser-und-binnengewaesser/nationale-wasserstrategie/ueberblick-nationale-wasserstrategie
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/H/Hitzeschutzplan/230727_BMG_Hitzeschutzplan.pdf
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2023/393/VO.html
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Rahmen der Umweltministerkonferenz (UMK), wie eine langfristige, verlédssliche Finanzierung von Klima-
anpassungsmafBnahmen aussehen kann. Die Bundesregierung strebt eine Verankerung der gemeinsamen Fi-
nanzierung von Bund und Léndern an.

Uber das Gesetz hinaus wird das Bundesumweltministerium auch weiterhin Linder und Kommunen bei der Er-
stellung von Klimaanpassungskonzepten durch eigene Forderprogramme und durch das Zentrum KlimaAnpas-
sung (ZKA) unterstiitzen.

Nationale Wasserstrategie:

Wasser ist die Grundlage allen Lebens. Die Wasserressourcen in Deutschland geraten zunehmend unter Druck.
Die letzten Diirresommer hatten gravierende Auswirkungen auf unsere Wilder, die Landwirtschaft und die Bio-
diversitit. Zugleich steht die Wasserwirtschaft in Deutschland vor groen Herausforderungen bei der Moderni-
sierung und Anpassung ihrer Infrastrukturen und im Gewisserschutz. Die Nationale Wasserstrategie greift beide
Herausforderungen auf und soll systematisch zu einem bewussten Umgang mit der Ressource Wasser beitragen.
Sie soll einen Orientierungsrahmen fiir lokale oder regionale Entscheidungen setzen, dabei die Bundeslander und
alle relevanten Akteure einbinden (siche C.4. Wassermanagement).

Der Eintrag von Stoffen, Stoffgruppen und Krankheitserregern sowie Partikeln in die Gewésser kann ein Risiko
fiir die menschliche Gesundheit und die Umwelt darstellen. Trotz erheblicher Fortschritte bei einer Reihe dieser
Parameter, fiir die wasserrechtliche Qualitidtsnormen existieren, ist die Belastung der Gewisser durch Stoffein-
trage aus unterschiedlichen Quellen wie Industrie, Kommunen und Landwirtschaft weiterhin zu hoch.

Nationaler Hitzeschutzplan fiir Gesundheit:

Mit dem Klimawandel sind Hitzewellen immer wahrscheinlicher geworden. Diese beeinflussen unsere Gesund-
heit, unser Wohlbefinden und die Leistungsfdhigkeit unserer Gesellschaft. Deshalb muss sich Deutschland fiir
kommende Hitzewellen noch besser aufstellen. Jahrlich fithrt Hitze nicht nur zu Todesfallen, sondern beeinflusst
auch das Krankheitsgeschehen. Vorsorgender Hitzeschutz geht alle an: Bund — Lander — Kommunen — Einrich-
tungen — Bevolkerung — jeden Einzelnen. Seit der groflen Hitzewelle im Jahr 2003 mit zahlreichen Toten in Eu-
ropa haben verschiedene Lénder den Hitzeschutz verbessert. Als konzertierte Aktion soll der Hitzeschutzplan —
unter Beachtung der foderalen Zustindigkeiten und unter Beteiligung aller Verantwortlichen — fiir Deutschland
etabliert werden.

Seine Ziele:

1.  Sensibilisierung der Bevolkerung sowie insbesondere der vulnerablen Gruppen zur Vornahme von Schutz-
mafnahmen bei auftretenden Hitzewellen,

2. Reduzierung und Vermeidung von hitzeassoziierten Todesféllen sowie Abmilderung von Krankheitsverlau-
fen,

3. Auslosen von Interventions- und Kommunikationskaskaden (Auslésen von SchutzmafBinahmen) durch ge-
zielte Warn-Information,

4. Verbesserung und Verbreitung der wissenschaftlichen Evidenz.

Ein nicht selten unterschitztes Thema im Zusammenhang mit dem Klimawandel: Die UV-Strahlung. Sie kann zu
ernsten Erkrankungen von Haut und Augen fithren und ist die Hauptursache fiir Hautkrebs. Die Zahl an Haut-
krebs-Neuerkrankungen nimmt in Deutschland weiter zu. Dem derzeitigen wissenschaftlichen Erkenntnisstand
zufolge verdndert der Klimawandel auch in Deutschland die Einflussfaktoren der UV-Belastung und damit das
UV-bedingte Erkrankungsrisiko der Menschen. Dieses Risiko zu senken, ist eine gesellschaftspolitische Aufgabe
und umfasst vorbeugende MaBnahmen von Geburt an. Um die Offentlichkeit zu sensibilisieren und geeignete
Schutzmafinahmen anzuregen, wurden KommunikationsmafBinahmen ergriffen, wie etwa der BfS-Strahlenschutz-
fokus ,,Klimawandel und UV-Strahlung* und die Informationsplattform ,,Klima-Mensch-Gesundheit* der Bun-
deszentrale fiir gesundheitliche Aufkldrung. Als Orientierungshilfe, welche SchutzmaBBnahmen wann ergriffen
werden sollten, dient der UV-Index, ein weltweit einheitliches MaB fiir die Intensitit der sonnenbrandwirksamen
UV-Bestrahlungsstérke. Der UV-Index wird vom Bundesamt fiir Strahlenschutz (BfS) sowie des Deutschen Wet-
terdienstes verdffentlicht und kann auf den entsprechenden Internetseiten sowie als Tagesspitzenwert auf Wetter-
Apps und iiber Newsletter abgerufen werden.


https://zentrum-klimaanpassung.de/
https://zentrum-klimaanpassung.de/
https://www.bfs.de/DE/themen/opt/uv/klimawandel-uv/klimawandel-uv_node.html
https://www.bfs.de/DE/themen/opt/uv/klimawandel-uv/klimawandel-uv_node.html
https://www.bfs.de/DE/themen/opt/uv/klimawandel-uv/klimawandel-uv_node.html
https://www.klima-mensch-gesundheit.de/
https://www.klima-mensch-gesundheit.de/
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Chemische Stoffe

Téglich kommen wir mit chemischen Stoffen in Beriihrung. In unserem Alltag begegnen wir ihnen zum Beispiel
in Wasch- und Reinigungsmitteln, Farben und Lacken, Kunststoffgegenstinden, Bekleidung, Kinderspielzeug,
Kosmetika, Arzneimitteln, Verpackungen und Lebensmitteln. Auch die Medizin kommt ohne chemische Produkte
nicht aus. Sie erleichtern uns vielfach das Leben — aber sie konnen auch Gefahren fiir die Gesundheit des Men-
schen und die Umwelt bergen. Schadstoffe (Schwermetalle, Feinstaub etc.) konnen krankmachen.

Das Umweltbundesamt misst das fiir Mensch und Umwelt mittels gesundheitsbezogener Umweltbeobachtung:
Die Umweltprobenbank des Bundes und die Deutschen Umweltstudien zur Gesundheit ermoglichen eine Uber-
priifung der Wirksamkeit von Regulation und eine Identifikation von Regulationsbedarf bei Chemikalien.

Weil die sichere und nachhaltige Erzeugung, Verwendung und Entsorgung von Chemikalien eine europdische
und globale Herausforderung sind, engagiert sich Deutschland auf EU- und internationaler Ebene und bringt sich
im OECD-Chemikalienprogramm ein.

Ein wesentliches Instrument der Regulierung von Chemikalien auf Ebene der EU ist die Chemikalienverordnung
REACH (Verordnung (EG) Nr. 1907/2006). Stoffbeschrankungen im Rahmen dieser Verordnung erfolgen risi-
kobasiert. Unabdingbar ist dabei ein profundes wissenschaftsbasiertes und zugleich differenziertes Vorgehen.
Auch die Beriicksichtigung der Verfiigbarkeit von Alternativen ist bei der Ausgestaltung von Regelungen essen-
tiell, um ungewtinschte Auswirkungen zu vermeiden. Beispielsweise gilt es zu kldren, wo fiir Wasserstoff- und
Energietechnologien aktuell noch keine industriell einsetzbaren Alternativen zu PFAS vorhanden sind, um eine
Verzdgerung des Hochlaufs der Wasserstoffwirtschaft auch aus Klimaschutzgesichtspunkten zu vermeiden. Ver-
gleichbare Fragestellungen gibt es bei weiteren Technologien und Branchen.

Umweltbezogene Gesundheitsbeobachtung

Das BMUYV engagiert sich seit vielen Jahren auf dem Gebiet des Human Biomonitorings (HBM) durch die regel-
maBige Erhebung von Bevolkerungsdaten in Deutschland sowie die Koordination von und Teilnahme in europé-
ischen und internationalen Kooperationen. In Deutschland finden — durchgefiihrt vom UBA — seit den 1980er
Jahren regelmiBig HBM-Untersuchungen als Bestandteil zweier Langzeitprogramme statt.

Die Umweltprobenbank untersucht seit 1981 jahrlich die Schadstoffbelastung junger Erwachsener (Studierende
an vier Standorten). Ein umfangreiches Substanzspektrum wird sofort gemessen, bevor die Proben zur Lagerung
eingefroren werden. Bei der Identifizierung neuer ,,Problemstoffe konnen die gelagerten Proben auch noch riick-
wirkend analysiert werden. Die Daten der Umweltprobenbank ermdglichen die Beobachtung von Chemikalien-
belastungen iiber lange Zeitreihen. Durch Vergleich mit den gleichzeitig erhobenen Daten in Umweltmedien ver-
schiedener Okosysteme konnen teilweise auch Belastungsquellen ausgemacht werden.

Die Deutsche Umweltstudie zur Gesundheit (German Environmental Survey; GerES) erhebt seit Mitte der 1980er
Jahre in mehrjahrigen Abstdnden die Belastung der deutschen Bevdlkerung mit gesundheitsschiadlichen Umwelt-
faktoren, insbesondere mit Schadstoffen. Die Untersuchungen sind représentativ fiir die deutsche Bevolkerung in
den jeweils untersuchten Altersgruppen. In den Jahren 2003 bis 2006 (GerES IV) und 2014 bis 2017 (GerES V)
standen jeweils Kinder und Jugendliche im Fokus der Betrachtung. Mit dem 6. Durchgang, der im Mai 2023
gestartet ist (GerES VI), werden nun wieder Erwachsene untersucht.

Vor dem Hintergrund der nationalen Erfahrungen engagiert sich Deutschland seit den 2000er Jahren maB3geblich
auch in européischen Kooperationen zum HBM wie bspw. HBM4EU und der Europidischen Partnerschaft fiir die
Bewertung von Risiken durch Chemikalien (PARC). Im Rahmen des Prozesses Umwelt und Gesundheit bietet
Deutschland gemeinsam mit Georgien unter dem Dach der WHO ebenfalls eine Partnerschaft zum HBM an.

Die Kommission Human-Biomonitoring des UBA berit die Prasidentin bzw. den Présidenten des UBA in Ange-
legenheiten der gesundheitsbezogenen Umweltbeobachtung. Damit die Schadstoffbelastungen von Menschen ein-
heitlich bewertet werden kdnnen, legt die HBM-Kommission auerdem fiir ausgewéhlte Stoffe Beurteilungswerte
(Referenz- und HBM-Werte) nach definierten Kriterien fest.

Human-Biomonitoring ist ein unverzichtbares Kontrollinstrument fiir den Erfolg umweltpolitischer MaBBnahmen.
Die Untersuchungen ermoglichen eine Uberpriifung der Wirksamkeit von Regulation und eine Identifikation von
Regulationsbedarf bei Chemikalien sowie weiteren Umwelteinfliissen.

Nicht alle Stoffe lassen sich zuverldssig im Rahmen des Human-Biomonitoring untersuchen. Deshalb haben das
BMUYV und der Verband der Chemischen Industrie e. V. (VCI) im Jahr 2010 eine Kooperation zur Weiterent-
wicklung des HBM begonnen. Diese Kooperation zielt darauf ab, Untersuchungsmethoden fiir Chemikalien zu
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entwickeln, die bisher nicht messbar waren. Fiir bis zu 50 fiir die Allgemeinbevolkerung relevante Chemikalien,
denen potenziell eine gesundheitliche Bedeutung zukommt, sollen erstmals Nachweismethoden entwickelt wer-
den. Zu den Stoffen, fiir die bis dato erfolgreich solche Methoden entwickelt werden konnten, gehdren neue
Weichmacher, Flammschutzmittel, technische Losemittel, UV-Filter und Konservierungsstoffe, die alle verbrau-
chernah zum Einsatz kommen. Wichtigste Partner dieses Projekts sind das Umweltbundesamt und ein Experten-
kreis aus Wissenschaft, Behorden und Industrie.

Umweltbezogene Lebensmittelsicherheit

Uber die Umweltmedien Wasser, Boden und Luft kénnen Umweltschadstoffe in Lebensmittel eingetragen wer-
den. Haufig stellt der Lebensmittelpfad die wichtigste Quelle fiir die Aufnahme von Umweltschadstoffen dar. Das
BMUYV stellt nach LFGB (§ 13 Absatz 5) als dafiir federfiihrendes Ressort innerhalb der Bundesregierung mittels
Rechtsetzungsverfahren in Bezug auf Umweltschadstoffe den gesundheitlich unbedenklichen Verzehr von Le-
bensmitteln sicher. Durch Festsetzung von Hochstgehalten an Umweltschadstoffen in Lebensmitteln wird die
Aufnahme dieser Stoffe wirksam begrenzt. Seit Jahresbeginn 2023 gelten beispielsweise erstmalig Hochstgehalte
an PFAS in tierischen Lebensmitteln. Fiir andere Umweltschadstoffe wie Dioxine, PCB, Blei, Cadmium und
Quecksilber gelten schon seit vielen Jahren Hochstgehalte in einer groen Anzahl von Lebensmitteln. Alle
Hochstgehaltsregelungen sind in der Verordnung (EU) 2023/915 (Verordnung (EU) 2023/915 der Kommission
vom 25. April 2023 iiber Hochstgehalte fiir bestimmte Kontaminanten in Lebensmitteln und zur Aufhebung der
Verordnung (EG) Nr. 1881/2006; ABI. L, 2023/119, 05.05.2023) geregelt. Sie werden regelméBig iiberpriift und
angepasst. Umweltschutz ist damit auch ein wichtiges Standbein der Lebensmittelsicherheit.

Innenraumluft

Die Qualitdt der Innenraumluft spielt fiir ein gesundes Leben eine wichtige Rolle. Denn Menschen verbringen
rund 90 Prozent des Tages in geschlossenen Gebduden. 2020 bis 2022 hat die Innenraumlufthygiene-Kommission
am UBA unter anderem Empfehlungen und Leitfdden zur Verbesserung der Innenraumlufthygiene in Schulge-
biuden herausgegeben. Im Themenbereich ,,gesundes Bauen® wurde im oben genannten Zeitraum die Raumluft-
qualitdt in Gebduden vor und nach einer energetischen Sanierung verglichen. Daraus wurden Empfehlungen ent-
wickelt, wie zum Beispiel bei Feuchteschidden mit mikrobiellem Befall in Gebduden vorzugehen ist. Dariiber
hinaus ist auch die Weiterentwicklung des UBA-Schimmelleitfadens begonnen worden.

Aktionsprogramm Umwelt und Gesundheit

Das Aktionsprogramm Umwelt und Gesundheit (APUG) wird seit mehr als 20 Jahren gemeinsam vom Bundes-
ministerium fiir Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz (BMUYV), vom Bundesminis-
terium fiir Gesundheit (BMG) und vom Bundesministerium fiir Erndhrung und Landwirtschaft (BMEL) getragen.

Mitte 2021 wurde durch eine Weiterentwicklung das Profil des APUG geschérft und vor allem auf folgende
Handlungsfelder fokussiert: die Verbesserung des Informations- und Wissensmanagements; den Ausbau der Ri-
sikokommunikation; die Weiterentwicklung der Umwelt- und Gesundheitsberichterstattung; die Beriicksichti-
gung von vulnerablen Gruppen, Lebensrdaumen und Lebenswelten sowie die Férderung der Forschung zu Umwelt
und Gesundheit.

Mit der Weiterentwicklung des APUG soll die Chance genutzt werden, die vielféltigen Aktivitdten der Ministerien
und deren Behdrden, die dem umweltbezogenen Gesundheitsschutz dienen, zu biindeln und gemeinsam zu kom-
munizieren. Leitgedanke der Weiterentwicklung ist der Wille der Ressorts und ihrer Behorden, die ressortiiber-
greifende Zusammenarbeit zu aktuellen Themen im Bereich Umwelt und Gesundheit zu stérken.

Im Rahmen des APUG wird ein breites Themenfeld bearbeitet: Aspekte wie zum Beispiel Chemikalien in Le-
bensmitteln und Produkten gehdren ebenso dazu wie Luftbelastungen, Gewésserverunreinigungen, Strahlenbe-
lastungen, Larm und die gesundheitsrelevanten Folgen des Klimawandels.

Strahlenschutz

Schutz vor Radon

Radon ist ein natiirlich vorkommendes radioaktives Gas. Sammelt es sich in Innenrdumen, kann es das Lungen-
krebsrisiko deutlich erhdhen. Es entsteht beim Zerfall von natiirlich vorkommenden radioaktiven Stoffen im Bo-
den und kann in Gebdude zum Beispiel durch Risse im Fundament eindringen und sich in der Raumluft anrei-
chern.
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Seit Ende 2018 wird mit dem Gesetz zum Schutz vor der schiadlichen Wirkung ionisierender Strahlung und der
Verordnung zum Schutz vor der schidlichen Wirkung ionisierender Strahlung — neben einer umfassenden Uber-
arbeitung und Erweiterung der Regelungen zum Schutz vor Radon an Arbeitsplitzen — auch erstmals der Schutz
der Bevolkerung vor Radon in Wohngebiuden geregelt. Erste Malnahmen aus dem vom BMUYV erstellten Ra-
donmaBnahmenplan wurden umgesetzt. Dabei liegt der Fokus insbesondere auf einer verstirkten Offentlichkeits-
arbeit und der Radonforschung.

AuBerdem wurden Messkampagnen zur Ermittlung der Radonkonzentration in Innenrdumen und in der Bodenluft
durchgefiihrt. Die Lander waren zudem verpflichtet, bis zum 31. Dezember 2020 erstmalig Gebiete mit einem
erhdhten Radonvorkommen, sogenannte Radonvorsorgegebiete, festzulegen. In Radonvorsorgegebieten gelten
zusitzliche Anforderungen flir den Radonschutz bei Neubauten und Messpflichten an Arbeitspldtzen im Erd- oder
Kellergeschoss. Uberschreitet der Messwert an Arbeitsplitzen im Jahresmittel den gesetzlichen Referenzwert von
300 Becquerel pro Kubikmeter, sind Radonschutzmafnahmen an diesen Arbeitsplitzen zu ergreifen.

Zukiinftig sollen verstirkt Radonschutzmafinahmen im Baubereich in den Blick genommen werden. Der Radon-
maBnahmenplan sowie die ergriffenen SchutzmaB3nahmen sind bis zum 31. Dezember 2028, die Festlegung der
Radonvorsorgegebiete bis spitestens zum 31. Dezember 2030 zu evaluieren.

Radiologischer Notfallschutz und der russische Angriffskrieg auf die Ukraine

Im Rahmen des russischen Angriffskriegs auf die Ukraine im Februar 2022 haben sich die in 2017 neu gefassten
Strukturen des Notfallschutzes als robust und geeignet erwiesen, mit radiologischen Gefahrenlagen umzugehen.
So konnten im Zusammenhang mit den Kampfhandlungen um das AKW Saporischschja binnen kiirzester Zeit
ein Lagebild erstellt und potentielle Gefdhrdungen fiir Deutschland objektiv eingeschétzt werden. Die ergriffenen
MaBnahmen zur intensiven Beobachtung, zum Beispiel die tigliche Uberpriifung der Strahlenmesswerte in der
Ukraine selbst, und Bewertung der Situation werden aufrechtgehalten. Selbst wenn es zu einer erheblichen Frei-
setzung an einem der ukrainischen AKW-Standorte kdme, ist weiterhin nicht damit zu rechnen, dass in Deutsch-
land MaBlnahmen des Katastrophenschutzes erforderlich wiirden. Generell gilt: Das Notfallmanagementsystem
des Bundes und der Lénder fiir radiologische Notfille ist zu jedem Zeitpunkt effektiv und einsatzbereit. Erfahrun-
gen aus dieser Krise flossen in eine Evaluierung des Notfallmanagementsystems ein und werden in den Notfall-
planen beriicksichtigt. Perspektivisch wird aufgrund verdnderter Bedrohungslagen eine stirkere Verzahnung des
radiologischen Notfallschutzes mit dem Zivilschutz angestrebt.

Gesund leben auf einer gesunden Erde

Schon seit einiger Zeit erweitert sich das Blickfeld des gesundheitlichen Umweltschutzes. Eine stirkere Vernet-
zung von Themen und Politikfeldern, noch intensiveres interdisziplindres Arbeiten und Forschen sind nétig, um
die Herausforderungen im Themenfeld Umwelt, Klima und Gesundheit zu bewiltigen.

Zwei Gutachten von Beratungsgremien der Bundesregierung haben hierzu die notwendigen Schritte, die Chancen
aber auch Hindernisse beschrieben:

WBGU-Gutachten.: Gesund leben auf einer gesunden Erde.

Der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung Globale Umweltverdnderungen (WBGU) empfiehlt in seinem
im Mai 2023 vorgestellten Hauptgutachten ,,Gesund leben auf einer gesunden Erde* ein fundamentales Umden-
ken im Umgang mit Gesundheit.

Nur auf diese Weise lassen sich, so das unabhéngige neunkopfige Expert*innengremium, die beachtlichen Ver-
besserungen der Gesundheitsversorgung der Vergangenheit auch in die Zukunft fortschreiben. Die COVID-19-
Pandemie, die massive Zunahme von Zivilisationskrankheiten und die immer stirker spiirbaren Auswirkungen
des Klimawandels fiihren die Verletzlichkeit unserer Gesellschaften vor Augen; unsere Lebensweise ist eine der
Ursachen fiir diese Vulnerabilitit. Im Fokus des Gutachtens steht die globale Dimension. Es gelte, weltweit den
Rahmen fiir gesunde Erndhrung, Bewegung und gesundes Wohnen zu verbessern. Die elementaren Bereiche des
menschlichen Lebens sollten so gestaltet werden, dass der Trend zunehmender Zivilisationskrankheiten durch-
brochen wird und gleichzeitig klima- und umweltvertragliche Lebensstile attraktiv werden.

SRU-Gutachten: ,,Umwelt und Gesundheit konsequent zusammendenken “

»Damit alle Menschen gut und gesund leben konnen, sollte die Gesundheitsdimension des Umweltschutzes viel
stirker als bislang in die relevanten Politikfelder integriert werden.*


https://www.wbgu.de/de/publikationen/publikation/gesundleben
https://www.wbgu.de/de/publikationen/publikation/gesundleben
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Das fordert der Sachverstindigenrat fiir Umweltfragen (SRU) in seinem im Juni 2023 verodffentlichten Sonder-
gutachten ,,Umwelt und Gesundheit konsequent zusammendenken®. Das aus sieben Wissenschaftler*innen un-
terschiedlicher Disziplinen bestehende unabhingige Gremium analysiert aus nationaler und européischer Perspek-
tive eine Reihe von Beispielen fiir gesundheitsbezogene Umweltbelastungen wie hohe Krankheitslasten durch
Feinstaub, die Verbreitung von Antibiotikaresistenzen, die Gesundheitsrisiken von Chemikalien am Beispiel der
PFAS und nicht zuletzt die Gesundheitsfolgen von Hitze. Die Einhaltung der planetaren Belastungsgrenzen durch
gesundheitsbezogene Umwelt- und Klimapolitik, Schutz und Forderung der menschlichen Gesundheit durch eine
intakte, gesunde Natur und Schaffung moglichst sicherer und gesundheitsfordernder Lebensbedingungen fiir alle
Menschen miissen die Ziele sein. Der SRU sieht alle Politikbereiche und -ebenen gefordert, geeignete politische
Rahmenbedingungen zu setzen.

National und international gibt es Ansitze, Konzepte und iibergreifende Leitbilder fiir eine bessere Verbindung
von Politikfeldern, die das Themenfeld Umwelt, Klima und Gesundheit abdecken.

Health in all policies

Eine wichtige politische Gestaltungsaufgabe ist der Ansatz ,,Gesundheit in allen Politikfeldern®, ,,Health in All
Policies* (HiAP). Das ,,HiaP-Rahmenkonzept“ der Weltgesundheitsorganisation (WHO) ist ein Ansatz politischer
Steuerung, der die Auswirkungen politischer MaBnahmen auf die menschliche Gesundheit in allen Sektoren schon
bei ihrer Entwicklung in den Blick nimmt.

Die Arbeitsmarkt-, Bildungs-, Sozial-, Umwelt-, Verkehrs-, Bau-, Klimaschutz- oder Wirtschaftspolitik wirken
direkt auf die Gesundheit der Bevolkerung. Umgekehrt haben aber auch Entscheidungen der Gesundheitspolitik
direkte Wirkungen auf eine Vielzahl anderer Lebensbereiche und Politikfelder. Die nétigen Grundlagen fiir HIAP
kommen ganz wesentlich aus der Public-Health-Forschung unter dem Aspekt der gesellschaftlichen Transforma-
tion sowie aus der Forschung zu gesundheitlichen und sozialen Zusammenhéngen und zur Weiterentwicklung der
Methoden der Folgenabschitzung.

Ziel ist es, diesen Ansatz in der Arbeit aller Ressorts zu stirken: Eine ressortiibergreifende ,,Arbeitsgruppe Health
in All Policies” unter Federfiihrung des BMG soll dazu Vorschldge erarbeiten. Das BMG unterstiitzt auerdem
mit der Entwicklung eines ,,Nationalen Praventionsplans® (NPP) die Stirkung von iibergreifenden Ansétzen der
Pravention, Gesundheitsforderung und Gesundheitskompetenz im Sinne einer gesundheitsforderlichen Gesamt-
politik. So sollen mit dem zu entwickelnden NPP erste Grundlagen fiir HiAP erarbeitet werden. Unter Beriick-
sichtigung internationaler Erfahrungen sollen Instrumente gepriift werden, mit deren Hilfe die Zusammenarbeit
zwischen unterschiedlichen Politikbereichen in Gesundheitsbelangen verbessert und ein Augenmerk auch auf
nicht intendierte gesundheitliche Auswirkungen, geworfen werden kann, die mit Mainahmen auf3erhalb des Ge-
sundheitssektors einhergehen. Das Thema HiAP ist damit zugleich ein wichtiger Beitrag zur Stirkung der 6ffent-
lichen Gesundheit und des Offentlichen Gesundheitsdienstes.

One Health

Beispielhaft fiir eine ressortiibergreifende und transdisziplindre Herangehensweise ist der One Health-Ansatz.

Kasten 15: One Health High Level Expert Panel 2021

One Health is an integrated, unifying approach that aims to sustainably balance and optimize the health of
people, animals and ecosystems.

It recognizes the health of humans, domestic and wild animals, plants, and the wider environment (including
ecosystems) are closely linked and inter-dependent.

The approach mobilizes multiple sectors, disciplines and communities at varying levels of society to work
together to foster well-being and tackle threats to health and ecosystems, while addressing the collective need
for clean water, energy and air, safe and nutritious food, taking action on climate change, and contributing to
sustainable development.

Dem One Health Ansatz liegt ein sektoreniibergreifendes, integratives Verstéindnis von Gesundheitsvorsorge zu-
grunde. Dabei geht es sowohl um die komplexen Zusammenhénge der Gesundheit von Menschen und Tieren und
deren Lebensraumen, sowie auch generell um den Schutz der Umwelt, die interdisziplindr betrachtet werden miis-
sen. Gerade die Schnittstellen Mensch-Tier-Pflanze-Umwelt sind von zentraler Bedeutung, um die Ursachen von
Gesundheitsrisiken, u. a. auch durch die Auswirkungen von Naturzerstéorung und des Klimawandels, aber auch


https://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/02_Sondergutachten/2020_2024/2023_06_SG_Umwelt_und_Gesundheit_zusammendenken.html
https://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/02_Sondergutachten/2020_2024/2023_06_SG_Umwelt_und_Gesundheit_zusammendenken.html
https://www.umweltrat.de/SharedDocs/Downloads/DE/02_Sondergutachten/2020_2024/2023_06_SG_Umwelt_und_Gesundheit_zusammendenken.html

Drucksache 20/11330 -92 - Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode

die Verschmutzungskrise, zu verstehen und effektive MaBnahmen fiir eine nachhaltige Entwicklung zu ergreifen
beispielsweise zur Pandemiepravention, Reduzierung antimikrobieller Resistenzen (AMR) und Einddmmung ver-
nachldssigter und armutsassoziierter Tropenkrankheiten. Das bedeutet konkret: Gesundheitsforderung sollte Mal3-
nahmen zur Priavention umfassen, die gesundheitlichen Folgen der fortschreitenden Naturzerstdrung, der Um-
weltverschmutzung und des Klimawandels erfassen und mildern, die Gesundheitssysteme stirken und eine allge-
meine Gesundheitsversorgung mit einem Zugang fiir alle ermoglichen. Es bedeutet aber auch, in den Gesund-
heitsschutz von Mensch und Tier zu investieren, vor allem in Maflnahmen zum Schutz vor zukiinftigen Epidemien
und Pandemien. Bedeutend ist hierfiir insbesondere auch der Zusammenhang zwischen Biodiversitit und Pande-
mien: Menschliche Eingriffe in Okosysteme kénnen deren Artenzusammensetzungen so verindern, dass sich
Krankheitserreger in Populationen stérker ausbreiten kdnnen. Naturraumzerstdrung erhoht zudem die Kontakt-
wahrscheinlichkeit zwischen Menschen und Krankheitserregern, was das Uberspringen der Erreger auf Menschen
wahrscheinlicher macht, welche sich im Extremfall pandemisch ausbreiten konnen. Der Erhalt und die Wieder-
herstellung der Artenvielfalt und funktionierender Okosysteme konnen daher einen wichtigen Beitrag leisten, die
Ausbreitung und das Risiko von Zoonosen zu reduzieren.

Die Bundesregierung hat zur Forderung eines sektoriibergreifenden, integrativen Verstidndnisses von Gesund-
heitsvorsorge bereits mehrere Mafinahmen ergriffen: So wird sich das Helmholtz Institut fiir One Health (HIOH)
einerseits mit der anhaltenden Bedrohung durch das Auftreten neuartiger Krankheitserreger mit Pandemiepoten-
tial und andererseits mit bekannten und endemischen Krankheitserregern, sowie deren Anpassung, einschlie8lich
ihrer antimikrobiellen Resistenz gegen bereits zugelassene Wirkstoffe, befassen. Zusétzlich befindet sich die For-
schungsplattform ,,One Health Research Platform™ im Aufbau, die allen Wissenschaftler*innen aus relevanten
Disziplinen in Deutschland offensteht. Ziel ist die Vernetzung und Stirkung von Forschung unter Beriicksichti-
gung des One Health-Ansatzes. Antimikrobielle Resistenzen sollen dariiber hinaus im Rahmen der ,,One Health
AMR“-Partnerschaft durch Zusammenarbeit von EU-Mitgliedsstaaten, der EU-Kommission und Drittstaaten mit
Forschungsforderung und weiteren Maflnahmen bekampft werden. Auch im Rahmen der ,,Strategie der Bundes-
regierung zur globalen Gesundheit“ soll der One Health-Ansatz einen noch grofleren Stellenwert erhalten als bis-
her. Der bereits bestehende ,,Ressortkreis One Health* priift, welche weiteren — auch strukturellen — Mallnahmen
geeignet sind, um die Umsetzung des One Health-Ansatzes voranzubringen. ,,One Health™ ist auch Bestandteil
der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie und der Zukunftsstrategie der Bundesregierung.

Nature for Health Fund

Das Bundesumweltministerium hat den Nature for Health Multi-Partner Trust-Fund im Mérz 2022 gemeinsam
mit Partnerorganisationen ins Leben gerufen. Ziel der Initiative ist es, Partnerldnder bei der Umsetzung praventi-
ver One Health-Strategien zu unterstiitzen. Uber die Internationale Klimaschutzinitiative stellt das BMUV rund
50 Millionen Euro Startkapital fiir den Fund zur Verfiigung. Zu den Partnern gehdren die Weltnaturschutzorgani-
sation (IUCN), das UN-Umweltprogramm (UNEP), das CBD-Sekretariat, die Weltgesundheitsorganisation
(WHO), das UN-Entwicklungsprogramm (UNDP), die Weltorganisation fiir Tiergesundheit (WOAH/OIE) und
die EcoHealth Alliance.

Kasten 16: Weitere Informationen zum Handlungsfeld C.10. Umwelt und Gesundheit

— UBA (2023): Gesundheit, Umwelteinfliisse auf den Menschen, Innenraumluft,
https://www.umweltbundesamt.de/themen/gesundheit/umwelteinfluesse-auf-den-
menschen/innenraumluft

—  BMUV (2023): Verbraucherschutz, Umweltbezogene Lebensmittelsicherheit,
https://www.bmuv.de/themen/gesundheit/lebensmittelsicherheit/verbraucherschutz/ueberblick-
verbraucherschutz.

— IPBES (2020): IPBES Workshop on Biodiversity and Pandemics, Workshop Report (Biodiversitit und
Pandemien), IPBES (2020): IPBES Workshop on Biodiversity and Pandemics, Workshop

—  Report (Biodiversitit und Pandemien), IPBES (2020): IPBES Workshop on Biodiversity and
Pandemics, Workshop Report (Biodiversitit und Pandemien).
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D. Ausblick: Umweltbewusstsein und Umweltpolitik

Der vorliegende Umweltzustandsbericht verdeutlicht, welche Belastungen auf unseren Lebensgrundlagen liegen:
Aufunserem Klima, unserem Wasser, unseren Béden, unserer Luft, und unserer Natur mit ihrer Fauna und Flora.
Der Umweltzustandsbericht zeigt zudem Maflnahmen auf, die von der Bundesregierung zum Schutz dieser Le-
bensgrundlagen ergriffen wurden und geplant sind.

Dabei haben sich diese Belastungen in Teilen zu planetaren Krisen ausgewachsen: Klimawandel, Verlust der
biologischen Vielfalt und Verschmutzungskrise stellen nicht nur unsere Natur und Umwelt, sondern auch unsere
Gesellschaft und unsere Art zu Wirtschaften vor groBe Herausforderungen.

Die Organisation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) hat in ihrem jiingsten OECD-
Umweltpriifbericht: Deutschland 2023 bestitigt, dass die Emissionen von Treibhausgasen und Luftschadstoften
seit 2005 deutlich reduziert wurden. Doch Anlass zur Sorge geben laut OECD insbesondere unverédndert hohe
Treibhausgas-Emissionen im Verkehrs- und Gebdudesektor, die Wasserqualitét, hohe Stickstoffiiberschiisse aus
der Landwirtschaft und damit verbundene Nitratbelastungen im Grundwasser insbesondere in Gebieten mit inten-
siver Landwirtschaft, sowie umweltschddliche Subventionen.

Laut der letzten, reprisentativen Umweltbewusstseinsstudie 2022 sehen 57 Prozent der befragten Menschen Um-
welt- und Klimaschutz als sehr wichtige gesellschaftliche Herausforderung. Die grole Mehrheit der Menschen
spiirt die Folgen des Klimawandels und sieht groBen politischen Handlungsbedarf. So befiirchten viele Menschen,
dass der Klimawandel ihrer Gesundheit schaden konnte und eine Mehrheit unterstiitzt das Ziel, die deutsche Wirt-
schaft umwelt- und klimafreundlicher umzubauen.

Die Umweltbewusstseinsstudie 2022 zeigt auch: Das Umweltbewusstsein in Deutschland ist insgesamt hoch und
Umweltprobleme treffen die Menschen auch emotional. Eine breite Mehrheit steht hinter einem ambitionierten
okologischen Politikpfad. 62 Prozent sind empdrt {iber die menschengemachten Umweltprobleme. Viele Men-
schen sind traurig liber die Zerstérung der Natur durch den Menschen und drgern sich iiber die unnétige Ver-
schwendung von natiirlichen Ressourcen und iiber die Wegwerfgesellschaft.

Wichtig ist: Jeder kann mit seinen individuellen Entscheidungen einen bedeutenden Beitrag zum Umwelt- und
Naturschutz leisten.

Auch der Zustand von Lebensrdumen und Artenvielfalt, die Landnutzung und der Fliachenverbrauch sowie der
Eintrag kiinstlicher Stoffe in die Natur wird nach den Ergebnissen der Naturbewusstseinsstudie 2021 von deutlich
mehr als der Hilfte der Bevolkerung als sehr oder zumindest eher bedenklich eingeschitzt. Hinsichtlich sicheren
Trinkwasserzugangs und der Luftqualitit dulert mehr als ein Drittel bis anndhernd die Halfte der Bevolkerung
entsprechende Bedenken.

Der vorliegende Umweltbericht gibt einen Uberblick iiber die aktuellen Initiativen und MaBnahmen der Bundes-
regierung zum Schutz von Umwelt, Natur und Mensch.

Schwerpunkte liegen bei dem Umbau von Strom- und Wérmeversorgung, der verstirkten Einbindung und lang-
fristigen Speicherung von Treibhausgasen in Okosystemen, der Anpassung an die Folgen des Klimawandels ins-
besondere beim Wassermanagement, der Verbesserung der Resilienz von Okosystemen und MaBnahmen zum
unmittelbaren Schutz der menschlichen Gesundheit; dem Schutz der Biodiversitét insbesondere in den Bereichen
Landwirtschaft und Meeresschutz; und der Stirkung von Abfallvermeidung, Ressourcenschutz und Kreislaufwirt-
schaft. Uber den Fortschritt wird die Bundesregierung im néichsten Umweltbericht in vier Jahren berichten.

Kasten 17: Weitere Informationen zu D. Umweltbewusstsein und Umweltpolitik

—  BMUYV, UBA (2022): Umweltbewusstsein in Deutschland 2022, Ergebnisse einer repriasentativen
Bevolkerungsumfrage,
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/umweltbewusstsein-in-deutschland-2022

—  BMUYV, BfN (2021): Naturbewusstsein 2021, Bevolkerungsumfrage zu Natur und biologischer
Vielfalt, https://www.bfn.de/sites/default/files/2023-03/2023-naturbewusstsein-2021-bfn.pdf

—  OECD (2023): OECD Umweltpriifberichte: Deutschland 2023,
https://www.oecd.org/environment/oecd-umweltprufberichte-deutschland-2023-9a336992-
de.htm



https://www.oecd-ilibrary.org/sites/9a336992-de/index.html?itemId=%2Fcontent%2Fpublication%2F9a336992-de
https://www.oecd-ilibrary.org/sites/9a336992-de/index.html?itemId=%2Fcontent%2Fpublication%2F9a336992-de
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/umweltbewusstsein-in-deutschland-2022
https://www.bfn.de/publikationen/broschuere/naturbewusstseinsstudie-2021
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/umweltbewusstsein-in-deutschland-2022
https://www.bfn.de/sites/default/files/2023-03/2023-naturbewusstsein-2021-bfn.pdf
https://www.bfn.de/sites/default/files/2023-03/2023-naturbewusstsein-2021-bfn.pdf
https://www.oecd.org/environment/oecd-umweltprufberichte-deutschland-2023-9a336992-de.htm
https://www.oecd.org/environment/oecd-umweltprufberichte-deutschland-2023-9a336992-de.htm
https://www.oecd.org/environment/oecd-umweltprufberichte-deutschland-2023-9a336992-de.htm
https://www.oecd.org/environment/oecd-umweltprufberichte-deutschland-2023-9a336992-de.htm







Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, BessemerstraRe 83-91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 KoIn, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.bundesanzeiger-verlag.de
ISSN 0722-8333


http://www.heenemann-druck.de
http://www.bundesanzeiger-verlag.de

	Abkürzungsverzeichnis
	Abbildungsverzeichnis
	A. Herausforderungen und Schwerpunkte in der aktuellen Umweltpolitik
	Der Zustand von Umwelt und Natur in Deutschland
	Umweltpolitische Schwerpunkte und Strategien der Bundesregierung
	Der Umweltzustandsbericht 2023

	B. Schutzgüter
	B.1 Klima
	Konzentration von Treibhausgasen in der Atmosphäre
	Folgen des Klimawandels in Deutschland
	Temperaturanstieg
	Extreme Hitze
	Trockenheit und Niedrigwasser
	Starkregen, Sturzfluten und Hochwasser

	Treibhausgas-Emissionen in Deutschland
	Negative Emissionen, Kohlenstoffspeicher und -senken


	B.2 Wasser
	Oberflächengewässer
	Phosphor in Fließgewässern
	Stickstoffeintrag über die Zuflüsse in Nord- und Ostsee

	Grundwasser
	Nitrat im Grundwasser

	Allgemeine Verfügbarkeit von Wasser

	B.3 Natur und Biodiversität
	Rückgang der biologischen Vielfalt
	Indikatoren Nationale Biodiversitätsstrategie

	Waldzustand

	B.4 Boden und Fläche
	Bodenverunreinigungen
	Verlust organischer Bodensubstanz
	Verlust der Bodenbiodiversität
	Zunehmende Bodenerosion
	Flächenverbrauch und Bodenversiegelung

	B.5 Luft
	Luftschadstoffe
	Feinstaubexposition
	Einfluss von Luftschadstoffen
	Einfluss von Luftschadstoffen auf den Menschen
	Einfluss von Luftschadstoffen auf die Umwelt



	C. Umweltpolitische Schwerpunkte
	C.1 Energieversorgung
	Strom
	Beschleunigung des Ausbaus der Erneuerbaren Energien
	Stromerzeugung auf Basis fossiler Brennstoffe
	Stromnetzausbau
	Ladeinfrastruktur und intelligente Messsysteme

	Wärme
	Energieeffizienz
	Gebäude
	Wärmeplanung und Wärmenetze


	C.2 Mobilität
	Verkehrsinfrastrukturplanung
	Straßenverkehr
	CO2-Emissionsnormen für neue Fahrzeuge
	Treibhausgasminderungs-Quote für Kraftstoffe
	Lade- und Betankungsinfrastruktur
	Produktion und Recycling von Elektrofahrzeugbatterien
	Strategie für den Straßengüterverkehr

	Schienenverkehr
	Öffentliche Verkehrsmittel, Rad- und Fußverkehr
	Öffentlicher Personennahverkehr
	Rad- und Fußverkehr

	Schifffahrt und Häfen
	Luftverkehr

	C.3 Natürliche Kohlenstoffspeicher und -senken
	Wälder und Forstwirtschaft
	Böden und Moore
	Naturnaher Wasserhaushalt

	C.4 Wassermanagement
	Naturnaher Wasserhaushalt
	Sauberes Wasser
	Wasserinfrastruktur in Zeiten des Klimawandels

	C.5 Ressourcenschutz, Kreislaufwirtschaft, Abfallvermeidung
	Ressourceneffizienz
	Abfallvermeidung
	Produktdesign und Recht auf Reparatur
	Anforderungen an das Recycling
	Rezyklatanteil in Verpackungen
	Anforderungen an Rezyklate
	Reparatur von Produkten

	Kreislaufwirtschaft

	C.6 Naturschutz und Biodiversität
	Nationale Strategie zur Biologischen Vielfalt
	Förderprogramme des Bundes

	Naturverträgliche Energiewende
	Terrestrische Schutzgebiete und Biotopverbund
	Artenschutz
	Insektenschutz
	Umgang mit gebietsfremden Organismen
	Handel mit geschützten Arten

	Wiederherstellung von Ökosystemen
	Wildnis
	Waldnaturschutz /Biologische Vielfalt in Wäldern
	Natur- und umweltverträgliche Land- und Forstwirtschaft
	Natur und biologische Vielfalt in der Stadt

	C.7 Meeresschutz
	Globaler Schutz der marinen Biodiversität
	Nationale Meeresschutzgebiete und naturverträgliche Nutzung
	Trilaterale Wattenmeerzusammenarbeit
	Meeresmüll
	Altlasten im Meer

	Tiefseebergbau
	Meeresoffensive

	C.8 Bodenschutz und Reduzierung des Flächenverbrauchs
	Bodenschutz- und Altlasten
	Umsetzung der Richtlinie 2010/75/EU über Industrieemissionen in deutsches Recht

	Schutz intakter Moore und Wiedervernässung von Moorböden
	Bodenbiodiversität und Nationales Bodenmonitoringzentrum
	Bodenschutz in der europäischen Agrarförderung
	Reduzierung des Flächenverbrauches

	C.9 Atomausstieg und atomarer Abfall
	Endlagersuche
	Standortauswahlverfahren

	Verlängerte Zwischenlagerung

	C.10 Umwelt und Gesundheit
	Klimawandel
	Klimaanpassungsgesetz
	Nationale Wasserstrategie:
	Nationaler Hitzeschutzplan für Gesundheit:

	Chemische Stoffe
	Umweltbezogene Gesundheitsbeobachtung
	Umweltbezogene Lebensmittelsicherheit
	Innenraumluft
	Aktionsprogramm Umwelt und Gesundheit
	Strahlenschutz
	Schutz vor Radon
	Radiologischer Notfallschutz und der russische Angriffskrieg auf die Ukraine

	Gesund leben auf einer gesunden Erde
	WBGU-Gutachten: Gesund leben auf einer gesunden Erde.
	SRU-Gutachten: „Umwelt und Gesundheit konsequent zusammendenken“
	Health in all policies
	One Health
	Nature for Health Fund



	D. Ausblick: Umweltbewusstsein und Umweltpolitik



